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Abkürzungsverzeichnis 

 

AdB Die Autobahn GmbH des Bundes 

AKVS Anweisung zur Kostenermittlung und zur Veranschlagung von Stra- 

 ßenbaumaßnahmen 

ARS Allgemeines Rundschreiben Straßenbau des Bundesministerium für 

 Verkehr (mit Angabe der Ausgabe), z. B. ARS BMV 18/95 

AS Anschlussstelle 

B ... Bundesstraße, z. B. B 289 

BAB A  Bundesautobahn, z. B. A 9 

BayDSchG Bayerisches Denkmalschutzgesetz  

BayKompV  Bayerische Kompensationsverordnung 

BayWaldG  Bayerisches Waldgesetz 

Betr.-km Betriebskilometer 

BImSchG  Bundesimmissionsschutzgesetz 

BImSchV  Bundesimmissionsschutzverordnung 

Bk  Belastungsklasse 

BLfD  Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege 

BNatSchG  Bundesnaturschutzgesetz 

BW Bauwerk 

DN  Nennweite 

DTV  durchschnittlich täglicher Verkehr 

DTVW  durchschnittlich werktäglicher Verkehr 

DWA De  Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall 

 e.V. 

EKA  Entwurfsklasse (Autobahn) 

EKL  Entwurfsklasse (Landstraße) 

Flst. Flurstück 

FR  Fahrtrichtung 

FStrG  Bundesfernstraßengesetz 

Fz  Fahrzeug 

HBS  Handbuch für die Bemessung von Straßenverkehrsanlagen 

IGW Immissionsgrenzwerte 

IO  Immissionsorte 

Kfz  Kraftfahrzeug 

KP  Knotenpunkt 

LA  Lärmschutzanlage 

LEP  Landesentwicklungsprogramm 
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LfU  Bayerisches Landesamt für Umwelt 

LSA  Lichtsignalanlage 

NN  Normalnull 

OD  Ortsdurchfahrt 

OU  Ortsumgehung 

öFW  öffentlicher Feld- und Waldweg 

QSV  Qualitätsstufe des Verkehrs 

RAA  Richtlinien für die Anlage von Autobahnen 

RAL  Richtlinien für die Anlage von Landstraßen 

RAS-Ew  Richtlinien für die Anlage von Straßen, Teil: Entwässerung 

RAS-L  Richtlinien für die Anlage von Straßen, Teil: Linienführung 

RAS-Q  Richtlinien für die Anlage von Straßen, Teil: Querschnitte 

REwS 2021 Richtlinien für die Entwässerung von Straßen, Ausgabe 2021 

RIN  Richtlinien für integrierte Netzgestaltung 

RLS  Richtlinien für den Lärmschutz an Straßen 

RLW  Richtlinien für den ländlichen Wegebau 

RLuS Richtlinien zur Ermittlung der Luftqualität an Straßen 

RPS  Richtlinien für passiven Schutz an Straßen durch Fahrzeugrückhal- 

 tesysteme 

RQ  Regelquerschnitt 

RRHB/RRB  Regenrückhaltebecken 

RStO  Richtlinien für die Standardisierung des Oberbaus von Verkehrsflä- 

 chen 

RV Regelungsverzeichnis 

saP spezielle artenschutzrechtliche Prüfung 

SO  Südost 

SQ  Sonderquerschnitt 

St ...  Staatsstraße, z. B. St 2464 

SV  Schwerverkehr 

SW  Südwest 

THG Treibhausgas 

TKP  Teilknotenpunkt 

TÖB  Träger öffentlicher Belange 

UG  Untersuchungsgebiet 

UVPG  Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

VLärmSchR  Richtlinien für den Verkehrslärmschutz an Bundesfernstraßen in der 

Baulast des Bundes 

WP  Wertpunkte 
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WWA  Wasserwirtschaftsamt 

WRRL  Wasserrahmenrichtlinie 
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Die Regierung von Oberfranken erlässt als Planfeststellungsbehörde folgenden 

Planfeststellungsbeschluss: 

A. Entscheidung 

1 Feststellung des Plans 

Der Plan für den Neubau einer Anschlussstelle der BAB A 9, Berlin - München, 

bei Münchberg (B 289), Betriebs-km ca. 272+000 bis Betriebs-km 272+930 im 

Gebiet der Stadt Münchberg und des Marktes Zell im Fichtelgebirge (Landkreis 

Hof) in der Fassung des Plans vom 31.10.2022 wird mit den sich aus Ziffern A.4 

und A.5 dieses Beschlusses ergebenden besonderen Verpflichtungen gemäß §§ 

17 ff. FStrG i.V.m. Art. 72 ff. BayVwVfG festgestellt. 

2 Festgestellte Planunterlagen 

2.1 Festgestellte Planunterlagen 

Unter-
lage Blatt Bezeichnung Maßstab 

  Teil A - Vorhabensbeschreibung  

1  Erläuterungsbericht  

  Anlage 1 Prüfung der UVP-Pflicht im Einzelfall  

  Teil B - Planteil  

2  Übersichtskarte 1 : 100 000 

3  Übersichtslagepläne  

3 1 Übersichtslageplan 1 : 25 000 

3 2 Luftbildübersichtslageplan 1 : 5 000 

5  Lageplan 1 : 1 000 

6  Höhenpläne  

6.1 1 Höhenplan Rampe West und Ausfahrt West 1 : 1 000 / 100 

6.1 2 Höhenplan Einfahrt West 1 : 1 000 / 100 

6.2 1 Höhenplan Rampe Ost und Einfahrt Ost 1 : 1 000 / 100 

6.2 2 Höhenplan Ausfahrt Ost 1 : 1 000 / 100 

6.3  Höhenplan B 289 1 : 1 000 / 100 

7  Lageplan mit Lärmschutzmaßnahmen 1 : 5 000 

8  Entwässerungsmaßnahmen  

8.1  Lageplan der Entwässerungsmaßnahmen 1 : 1 000 

8.2  Lageplan mit Einzugsflächen 1 : 5 000 

8.3 T  Detailplan Absetz- und Regenrückhaltebecken 1 : 200 

9  Landschaftspflegerische Maßnahmen  

9.1  Maßnahmenübersichtsplan Entfällt 

9.2 1 Maßnahmeplan 1 : 1 000 

9.2 2 Maßnahmeplan Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 1 : 10 000 /  
1 000 

9.3  Maßnahmeblätter  

9.4  Tabellarische Gegenüberstellung von Eingriff und Kompensation  

10  Grunderwerb  

10.1 1 Grunderwerbsplan 1 : 1 000 

10.1 2 Grunderwerbsplan externe Fläche 1 : 2 000 

10.1 3 Grunderwerbsplan externe Fläche 1 : 2 000 

10.2  Grunderwerbsverzeichnis  

11  Regelungsverzeichnis  
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12  Widmung / Umstufung / Einziehung 1 : 5 000 

  Teil C – Untersuchungen, weitere Pläne, Skizzen  

14  Straßenquerschnitt  

14.1 1 Straßenquerschnitt - Rampenquerschnitt Q1 1 : 50 

14.1 2 Straßenquerschnitt - Rampenquerschnitt Q4 1 : 50 

14.1 3 Straßenquerschnitt - Ein-/ Ausfädelungsstreifen, Fahrtrichtung München 1 : 50 

14.1 4 Straßenquerschnitt - Ein-/ Ausfädelungsstreifen, Fahrtrichtung Berlin 1 : 50 

14.1 5 Straßenquerschnitt - Verbreiterung B 289 1 : 50 

14.2  Kennzeichnender Querschnitt Betr.-km 272,300 1 : 200 

17  Immissionstechnische Untersuchungen  

17.1  Schalltechnische Untersuchungen   

  Anlage 1 Berechnungsprotokoll  

17.2  Untersuchung zu den Luftschadstoffen - Anlage 1 Berechnungsprotokoll  

  Anlage 1 Berechnungsprotokoll  

18  Wassertechnische Unterlagen  

18.1 T  Wassertechnische Untersuchungen - Erläuterungen  

  Anlage 1 Bemessung des RRHB 271-2 aus den 1990er Jahren  

  Anlage 2 Auszug KOSTRA-DWD 2020R  

  Anlage 3 Ermittlung der Bestands-Oberflächenabflüsse zum RRHB 271-2  

  Anlage 4 Ermittlung der Oberflächenabflüsse  

  Anlage 5 T Dimensionierung Rückhaltebecken RRHB 271-2  

  Anlage 6 Dimensionierung drainierte Versickerungsmulden  

  Anlage 7 Flächeneinteilung nach Behandlungserfordernis  

  Anlage 8 Prüfung Behandlungserfordernis  

  Anlage 9 Ermittlung der Schmutzfracht an der Einleitungsstelle  

18.2  Fachbeitrag Wasserrecht  

18.3  Erläuterungsbericht zur 2-dimensionalen Abflussberechnung  

19  Umweltfachliche Untersuchungen  

19.1.1  Textteil zum LBP mit Artenschutzbeitrag  

19.1.2  Landschaftspflegerischer Bestands- und Konfliktplan 1 : 1 000 

19.1.3  Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung  

  Anhang zu 19.1.3  

19.2  Faunistische Kartierergebnisberichte entfällt 

  Teil D - Nachweise  

22  Verkehrstechnische Untersuchung  

22.1  Machbarkeitsstudie neue AS Münchberg-Mitte  

22.2  Verkehrstechnische Untersuchung LSA-Knotenpunkte  

 

Die Planunterlagen sind von der Autobahn GmbH des Bundes Niederlassung 

Nordbayern unter dem Datum 31.10.2022 aufgestellt. Die Unterlage 8.3 T Ab-

setz- und Regenrückhaltebecken RRHB 271-2 hat den Stand 11.04.2024. Die 

Anlage 5 T zu Unterlage 18.1 und die Unterlage 18.1 selbst (Blaueinträge auf 

Seiten 26-29) wurden mit Schreiben des Vorhabenträgers vom 30.08.2024 an-

gepasst. Die Unterlage 18.2 trägt das Datum 31.03.2022. Die undatierte Unter-

lage 18.3 blieb seit Antragseinreichung unverändert (Erläuterungsbericht zur 2-

dimensionalen Abflussberechnung vom 11.05.2020).  
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2.2 Berichtigungen 

2.2.1 Zur Dimensionierung des Regenrückhaltebeckens RRHB 271-2 gelten die Un-

terlagen 8.3 T Detailplan Absetz- und Regenrückhaltebecken, 18.1 T Wasser-

technische Untersuchungen - Erläuterungen S. 26 – 29, und 18.1 Anlage 5 T 

Dimensionierung RRHB 271-2. Die dortigen Angaben gehen den Angaben zum 

RRHB 271-2 in folgenden nicht angepassten Unterlagen vor:  

 

Unterlage Nr.  

03.2     Luftbildübersichtsplan 

05     Lageplan 

8.1     Lageplan der Entwässerungsmaßnahmen  

8.2     Lageplan der Einzugsflächen  

10.1/1    Grunderwerbsplan 

11     Regelungsverzeichnis (Lfd.-Nr.: 3.3) 

2.2.2 Zu den Umverlegungskosten der Leitungsträger:  

 

Aufgrund eines Widerspruchs einiger Regelungen in Unterlage 11 zu den Nut-

zungsrichtlinien wird auf Antrag des Vorhabenträgers folgende Berichtigung vor-

genommen: 

 

In Ziff. 4.10 des Erläuterungsberichts, Seite 34 oben, wird der Satz „Alle weiteren 

Umverlegungskosten sind nach dem Verursacherprinzip durch die Bundesrepub-

lik Deutschland zu tragen“ gestrichen und durch folgenden Satz ersetzt: „Die Kos-

tentragung regelt sich nach den zwischen Straßenbaulastträger und Leitungsträ-

ger vereinbarten vertraglichen Bestimmungen“.    

 

In den lfd. Nrn. 4.4 bis 4.12 der Unterlage 11 (Regelungsverzeichnis, S. 35-43) 

wird jeweils in Spalte 5 der Satz „Die Kosten trägt die Bundesrepublik Deutsch-

land“ gestrichen und durch folgende Sätze ersetzt: „Die Kostentragung regelt sich 

nach den zwischen Straßenbaulastträger und Leitungsträger vereinbarten ver-

traglichen Bestimmungen. Existieren solche nicht, bestimmt sich die Kostentra-

gung nach Privatrecht, insbesondere nach § 605 Nr. 1 BGB“.  

3 Umfasste Entscheidungen - Wasserrechtliche Planfeststellung 

Diese Entscheidung umfasst die wasserrechtliche Planfeststellung gemäß §§ 68 

Abs. 1, 67 Abs. 2 Satz 1 WHG für die vom Vorhabenträger geplante Verlegung 

des oberirdischen Gewässers "namenloser Graben zur Pulschnitz“, für die Ver-

füllung und Überbauung des Fischteichs auf Flurnr. 63 der Gemarkung Straas 

und Flurnr. 1137 der Gemarkung Münchberg bei Bau-km 272+550 und für Ab-

grabungen im Hochwasserabflussbereich der Pulschnitz zum Retentions-

raumausgleich mit einem Volumen von mind. 417 m³. Der Eintrag in Unterlage 

11 (Regelungsverzeichnis) S. 8 „Gewässerausbau entfällt“ wird insoweit berich-

tigt. 
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4 Nebenbestimmungen, Ausnahmen und Befreiungen 

Der Bundesrepublik Deutschland – Bundesautobahnverwaltung – werden außer 

den sich aus Spalte 5 des Regelungsverzeichnisses ergebenden Verpflichtungen 

folgende weitere Verpflichtungen auferlegt:   

 

Hinweis: 

Nachstehende Auflagen und Nebenbestimmungen gehen jeder zeichnerischen 

oder schriftlichen Darstellung in den festgestellten Plänen vor. 

4.1 Unterrichtungspflichten 

Der Vorhabenträger hat nachfolgende Beteiligte nach den entsprechenden Maß-

gaben zu informieren: 

4.1.1 Die NGN Fiber Network GmbH & Co. KG , Hauptstraße 15, 97633 Aubstadt. Für 

notwendige Umverlegungen ist ein Zeitraum von mindestens 16 Wochen Vorlauf-

zeit für die reinen Kabelarbeiten einzuplanen.  

4.1.2 Die GLH AUFFANGGESELLSCHAFT FÜR TELEKOMMUNIKATION mbH, Beta-

Straße 1, 85774 Unterföhring als Betreiberin einer Lichtwellenleiter-Kabelanlage 

ist frühzeitig - spätestens 6 Monate vor Baubeginn - über Bauarbeiten zu infor-

mieren und ist in die Planung des Bauablaufs einzubinden, um weitere Maßnah-

men planen und koordinieren zu können. 

4.1.3 Der Bayernwerk Netz GmbH, 110 KV Freileitungen/Kabel Bau/Dokumentation, 

Luitpoldstraße 51, 96052 Bamberg ist unbedingt der tatsächliche Beginn der 

Baumaßnahme anzuzeigen. Gemäß VDE-AR-N 4210-4 ist die Bayernwerk Netz 

GmbH nach den anerkannten Regeln der Technik verpflichtet, bei Neubaumaß-

nahmen von Dritten im Bereich der Hochspannungsleitungen Bewertungen der 

eigenen Anlagen durchzuführen. Diese Bewertung ist nur zwei Jahre ab Baube-

ginn gültig. Nach Ablauf dieser Frist und Nicht-Umsetzung der eingereichten 

Maßnahme ist eine erneute Vorlage zur Stellungnahme notwendig.  

4.1.4 Der Einsatz von Hebewerkzeugen (Turmdrehkran, Autokran o. ä.), Bagger oder 

Baumaschinen ist in jedem Fall, mindestens vier Wochen vor Baubeginn, mit der 

Fachabteilung Bayernwerk Netz GmbH, abzustimmen. 

4.1.5 Sollte der Neubau der AS Münchberg-Mitte zur Ausführung kommen, erarbeitet 

die Bayernwerk Netz GmbH ein detailliertes Angebot für die Umbaumaßnahmen 

der 20-kV-Freileitung. Dafür ist der Ausführungszeitpunkt mindestens 12 Monate 

vor Baubeginn der Bayernwerk Netz GmbH bekanntzugeben. 

4.1.6 Sollte eine Umverlegung oder Baufeldfreimachung der Telekommunikationsan-

lagen von der Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH erforderlich wer-

den, wird mindestens 3 Monate von Baubeginn der Auftrag an TDR-S-Bay-

ern@vodafone.com benötigt, um eine Planung und Bauvorbereitung zu veran-

lassen sowie die notwendigen Arbeiten durchführen zu können.  
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4.1.7 Das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege ist fünf Monate vor Baubeginn zu 

benachrichtigen. 

4.2 Immissionsschutz 

Während der Baumaßnahme sind lärmintensive Arbeiten grundsätzlich auf die 

Tageszeit zwischen 7:00 Uhr und 20:00 Uhr zu beschränken. Die gesetzlichen 

Vorschriften über die Zulässigkeit von Sonn-, Feiertags- und Nachtarbeit sind zu 

beachten. Soweit möglich, sind lärmarme Maschinen und Verfahren anzuwen-

den. Die "Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm" vom 

19.08.1970 ist grundsätzlich zu beachten. Des Weiteren müssen sämtliche ein-

gesetzte Baumaschinen der Maschinenlärmschutzverordnung (32. BImSchV) 

entsprechen. Die durchführenden Baufirmen sind vom Auftraggeber vertraglich 

entsprechend zu verpflichten. 

4.2.1 Die Anwesen an den Immissionsorten 60, 65, 66 und 67 gemäß dem Lageplan 

Lärmschutzmaßnahmen (Unterlage 7) haben dem Grunde nach Anspruch auf 

passiven Schallschutz. Der Anspruch richtet sich auf Erstattung der Kosten der 

für den Einbau der erforderlichen lärmdämmenden Einrichtung in zum Wohnen 

bestimmten baulichen Anlagen (passiver Lärmschutz) wegen der Überschreitung 

der jeweiligen Grenzwerte nachts.    

 

Die Betroffenen sind darauf hinzuweisen, dass der Anspruch auf entsprechende 

Entschädigung nur bis spätestens 5 Jahre nach Unanfechtbarkeit dieses Be-

schlusses geltend gemacht werden kann, soweit die betroffenen Eigentümer 

noch nicht entsprechende Forderungen erhoben haben.  

4.2.2 Gebäude mit Grenzwertüberschreitungen am Tag liegen nicht vor. Zusätzliche 

Regelungen wegen der verbleibenden Beeinträchtigung infolge Überschreitung 

des Taggrenzwerts im Außenwohnbereich (Terrasse, Balkon etc.) dem Grunde 

nach waren daher nicht zu treffen.  

4.3 Bodenschutz 

4.3.1 Falls im Verlauf der Bauarbeiten anthropogene Auffüllungen vorgefunden wer-

den, so sind diese entsprechend den gültigen rechtlichen Vorgaben zu beproben 

und ordnungsgemäß zu entsorgen. 

4.3.2 Physikalische Einwirkungen auf den Boden sollten minimiert werden. Dazu ge-

hört insbesondere auch die Verdichtung des Bodens während der Baumaßnah-

men. 

4.4 Natur- und Landschaftsschutz, Artenschutz 

4.4.1 Die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind dauerhaft zu unterhalten.  
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4.4.2 Zur Herstellung der Flächen der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen müssen ge-

bietsheimische Gehölze oder Saatgut verwendet werden (vgl. § 40 Abs. 1 

BNatSchG). 

4.4.3 Die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen und die dazugehörigen Flächen sind 

spätestens 1 Jahr nach Verkehrsfreigabe fertigzustellen. Die Ausgleichs- und Er-

satzflächen oder Kompensationsflächen sind vom Vorhabenträger bis zu diesem 

Zeitpunkt auch dem Ökoflächenkataster zu melden. 

4.4.4 Nach Möglichkeit - bei gering gegebener Erosionsgefahr – sollten an den süd-

westlich exponierten Böschungen Magerstandorte mit Rohboden entwickelt wer-

den. Dies schafft neue potentielle Lebensräume für die Zauneidechse. 

4.4.5 Die notwendigen Rodungsarbeiten dürfen nur außerhalb der Vogelbrutperiode 

(1. März bis 30. September eines Jahres) durchgeführt werden (vgl. § 39 Abs. 5 

BNatSchG). 

4.4.6 Der zur Verfüllung vorgesehene Fischteich auf Flurnr. 63 Gmkg. Straas und 

Flurnr. 1137 der Gmkg. Münchberg ist vor dem Eingriff auf Habitatbereiche des 

Bibers (ggfs. vorhandene Dämme, Burg) hinsichtlich einer aktuellen Nutzung zu 

kontrollieren (bevorzugt in den Sommermonaten, Anwesenheit des örtlichen Bi-

berberaters). Gegebenenfalls sind Habitatdämme oder eine Burg vorsichtig ab-

zubauen und in geeignete Bereiche außerhalb der Baumaßnahme umzusetzen. 

Eine Tötung oder Verletzung von Bibern, insbesondere von Jungtieren, ist so zu 

vermeiden. 

4.4.7 Der Baubereich im Umfeld der „Aufforstung bei Straas“ ist vor dem Eingriff auf 

evtl. besetzte Dachs- und Fuchsbauten hinsichtlich einer aktuellen Nutzung zu 

kontrollieren (Anwesenheit des Jagdpächters). Ggfs. sind entsprechende Vergrä-

mungsmaßnahmen zu veranlassen. 

4.4.8 Transparente Ausführungen der Lärmschutzwände sind ggfs. in vogelschutzkon-

former Ausbildung vorzunehmen (horizontale Rillen). 

4.5 Wasserwirtschaft (ohne Nebenbestimmungen zu den Erlaubnissen) 

4.5.1 Wesentliche Änderungen:  

 

Wesentliche Änderungen gegenüber den Antragsunterlagen bezüglich der 

Menge und Beschaffenheit des anfallenden Abwassers, Änderungen der bauli-

chen Anlagen sowie der Betriebs- und Verfahrensweise der Abwasseranlagen, 

soweit sie sich auf die Ablaufqualität auswirken können, sind unverzüglich der 

Kreisverwaltungsbehörde und dem Wasserwirtschaftsamt anzuzeigen. Außer-

dem ist rechtzeitig eine hierzu erforderliche bau- bzw. wasserrechtliche Geneh-

migung bzw. Erlaubnis mit den entsprechenden Unterlagen zu beantragen. 

4.6 Belange der Land- und Forstwirtschaft 
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4.6.1 Die betroffenen Landwirte sind möglichst rechtzeitig vor Baubeginn in geeigneter 

Weise (z.B. ortsübliche Bekanntmachung durch die jeweilige Gemeinde) über 

den Zeitpunkt der Inanspruchnahme ihrer Flächen zu unterrichten. Dies gilt auch 

im Falle der nur vorübergehenden Flächeninanspruchnahme. 

4.6.2 Die Zufahrt zu der verbleibenden Rest-Waldfläche „Aufforstung bei Straas“ muss 

während und nach der Bauphase ungehindert möglich sein, um die Bewirtschaf-

tung oder notwendige Waldschutzmaßnahmen durchführen zu können. 

4.6.3 Die Erreichbarkeit der vom Bauvorhaben nicht betroffenen landwirtschaftlichen 

Nutzfläche muss während der Bauphase gewahrt bleiben.  

4.6.4 Soweit im Zuge der für die Baumaßnahme notwendigen Flächeninanspruch-

nahme unwirtschaftliche Restflächen entstehen, sind diese zu erwerben, soweit 

der jeweilige Eigentümer dies wünscht. Dabei ist auch die Zusammenlegung bzw. 

Arrondierung von Restflächen und deren anschließende Bereitstellung als 

Tauschflächen anzustreben. 

4.6.5 Bei der Detailplanung der Maßnahmen 6.2 A und 6.3 E ist die Beteiligung des 

örtlich zuständigen Revierleitenden bzw. Amtes für Ernährung, Landwirtschaft 

und Forsten sicherzustellen und die allgemein üblichen forstlichen Standards zu 

beachten. 

4.6.6 Wenn wegen der -auch bei nur vorübergehender- Inanspruchnahme landwirt-

schaftlich genutzter Flächen im Zusammenhang mit flächenbezogenen Agrar-

Förderprogrammen Rückforderungen von gewährten Subventionsleistungen 

(Ausgleichszahlungen) oder Sanktionszahlungen gegenüber dem Subventions-

empfänger geltend gemacht werden, hat der Vorhabenträger den betroffenen 

Subventionsempfängern die rückgeforderten Beträge bzw. Sanktionszahlungen 

auf Antrag gegen Nachweis zu erstatten, es sei denn, die Rückforderung der 

Subventionszahlung hat der Subventionsempfänger selbst zu vertreten. 

4.6.7 Landwirtschaftlich genutzte Flächen, die vorübergehend für die Durchführung der 

Baumaßnahme in Anspruch genommen werden, sind nach Abschluss der Bau-

arbeiten in einem für die Ausübung ordnungsgemäßer Landwirtschaft geeigneten 

Zustand zurückzugeben, sofern nicht mit dem jeweiligen Eigentümer eine ander-

weitige Regelung getroffen worden ist. 

4.7 Sonstige öffentliche Belange, Belange der Leitungsträger   

(soweit nicht bereits unter 4.1 Unterrichtungspflichten enthalten) 

4.7.1 Belange der Stadtwerke Münchberg 

4.7.1.1 Im Radweg an der B 289 (RV 1.12) liegen ein Mittelspannungskabel (20 kV) so-

wie ein Steuerkabel (RV 4.9) der Stadtwerke Münchberg. Diese Kabel sind wäh-

rend der Bautätigkeit vor Beschädigung zu schützen.  



 
Regierung von Oberfranken A. Entscheidung 
 
 

 
 Seite 16 von 118 
 

4.7.1.2 Die für die Einmündungen der Rampenfahrbahnen und B 289 anzulegenden Am-

pelanlagen und gegebenenfalls Beleuchtung der Verkehrsflächen sind bezüglich 

der notwendigen Kabelverlegungen in Abstimmung mit den Stadtwerken Münch-

berg zu planen und zu errichten.  

4.7.2 Belange der GLH AUFFANGGESELLSCHAFT FÜR TELEKOMMUNIKATION 

mbH  

4.7.2.1 Sollten andere Telekommunikations- oder LWL-Betreiber neben der GLH AUF-

FANGGESELLSCHAFT FÜR TELEKOMMUNIKATION mbH von Umlegungsar-

beiten betroffen sein, sind der GLH mbH die entsprechenden Ansprechpartner 

zu nennen. Aus Gründen der Kostenreduzierung und zur Beschleunigung des 

Bauablaufs wäre es wünschenswert, wenn diese Arbeiten gemeinsam in einer 

Trasse ausgeführt würden. Ein Verlegekorridor für den evtl. notwendigen Lei-

tungsgraben ist in Abstimmung mit der GLH festzulegen; ein entsprechender Vor-

schlag ist in Unterlage 5 enthalten. 

4.7.2.2 Planerische Details sind in einem Gespräch mit Herrn Walter (Kontaktdaten in 

der Stellungnahme vom 21.12.2023) zu klären.  

4.7.2.3 Die Vorlaufzeit für Arbeitsvorbereitungen beträgt mindestens 6 Monate, vor Be-

ginn von Umverlegungsarbeiten an der LWL-Trasse. Bei Umstellung im Bauab-

lauf bzw. Änderung der Planung oder Ausführungsplanung ist infolge von zusätz-

lich erforderlicher Zeit für Arbeitsvorbereitung und Ausführung eine Behinderung 

anderer Gewerke nicht auszuschließen. Dieses ist nicht der GLH mbH anzulas-

ten. 

4.7.2.4 Die Leitungsschutzanweisung "Hinweis zum Schutz unterirdischer Glasfaseran-

lagen" (Stand 2021) der GLB mbH ist zu beachten.  

4.7.3 Die Belange des Bundesamtes für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistun-

gen der Bundeswehr 

4.7.3.1 Die Bundesautobahn A 9 ist als Lateralstraße 734 Bestandteil des Militärstraßen-

grundnetzes (MSGN). Die B 289 ist nicht Bestandteil des MSGN. Für Baumaß-

nahmen, welche das MSGN betreffen, ist die Einhaltung der Richtlinien für die 

Anlage und den Bau von Straßen für militärische Schwerstfahrzeuge RABS (All-

gemeines Rundschreiben Straßenbau 22/1996) zu beachten. Brückenbauwerke 

sollen nach STANAG 2021/ AEP-3.12.1.5 (Klassifizierung von Brücken, Fähren, 

Flößen und Fahrzeugen) in Militärische Lastenklassen (MLC) eingestuft werden. 

MLC-Beschilderung ist nicht erforderlich. 

4.7.4 Belange der Bayernwerk Netz GmbH 

4.7.4.1 Trassen unterirdischer Versorgungsleitungen sind von Bepflanzung freizuhalten, 

da sonst die Betriebssicherheit und Reparaturmöglichkeit eingeschränkt werden. 

Bäume und tiefwurzelnde Sträucher dürfen aus Gründen des Baumschutzes 
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(DIN 18920) bis zu einem Abstand von 2,5 m zur Trassenachse gepflanzt wer-

den. Wird dieser Abstand unterschritten, so sind im Einvernehmen mit der Bay-

ernwerk Netz GmbH geeignete Schutzmaßnahmen durchzuführen. 

4.7.4.2 Hinsichtlich der in den angegebenen Schutzzonenbereichen bzw. Schutzstreifen 

bestehenden Bau- und Bepflanzungsbeschränkung sind bei Plänen für Bau- und 

Bepflanzungsvorhaben jeder Art diese rechtzeitig der Bayernwerk Netz GmbH 

zur Stellungnahme vorzulegen. Dies gilt insbesondere für Straßen- und Wege-

baumaßnahmen, Ver- und Entsorgungsleitungen, Kiesabbau, Aufschüttungen, 

Freizeit- und Sportanlagen, Bade- und Fischgewässer und Aufforstungen. 

4.7.4.3 Die "Sicherheitshinweise für Arbeiten in der Nähe von Kabel-, Gas- und Freilei-

tungen" (Datum 06.12.2023) der Bayernwerk Netz GmbH sind zu beachten. 

4.7.4.4 110-kV-Freileitung 

Im Geltungsbereich befindet sich die 110-kV-Freileitung Münchberg - Gefrees, 

Ltg. Nr. E2, Mast Nr. 11 -12 der Bayernwerk Netz GmbH. 

Die Leitungsschutzzone dieser Freileitung beträgt 25,00 m beiderseits der Lei-

tungsachse. 

Für die Richtigkeit der in dem Lageplan (Anlage zur Stellungnahme) eingetrage-

nen Leitungstrasse besteht jedoch keine Gewähr. Die Maßangaben beziehen 

sich stets auf die tatsächliche Leitungsachse im Gelände. 

Die Bayernwerk Netz GmbH erklärt sich einverstanden, dass die zur Sicherung 

des Anlagenbestandes und -betriebes erforderlichen Maßnahmen ungehindert 

durchgeführt werden können und auch die Erneuerung, Verstärkung oder ein 

durch Dritte veranlasster Umbau der Anlagen an gleicher Stelle, bzw. auf gleicher 

Trasse, unter Beibehaltung der Schutzzone(n), keinen Beschränkungen unterlie-

gen. 

Die Bebaubarkeit im Bereich der Leitung richtet sich nach den Normen / VDE-

Bestimmungen: 

- DIN EN 50341-1 „Freileitungen über AC 45 kV" 

- DIN VDE 0105-100 "Betrieb von elektrischen Anlagen" 

Die Baubeschränkungszone ist der Bereich im Umfeld der Leitung, in dem eine 

Bebauung nur zulässig ist, wenn 

-die in DIN EN 50341-1 und 50341-2-4, geforderten Mindestabstände eingehal-

ten werden, d.h. die Schutzzone der Leitung gewahrt bleibt, 
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- sichergestellt ist, dass die Mindestabstände nach DIN VDE 0105-100 unter Ab-

schnitt 6.4.4 "Arbeiten in der Nähe unter Spannung stehender Teile: Bauarbeiten 

und sonstige nichtelektrotechnische Arbeiten" nicht unterschritten werden. 

Es sind nachstehende Abstände zur Hochspannungsleitung einzuhalten: 

- Mindestabstand zwischen der geplanten Lärmschutzwand und den Leiterseilen 

3,0 m 

- waagrechter Mindestabstand zwischen der geplanten Lärmschutzwand und den 

bei Wind ausgeschwungenen Leiterseilen 3,0 m 

- Mindestabstand zwischen Antennen oder Blitzschutzanlagen, Kränen und nicht 

besteig/begehbare Arbeitsmaschinen und Leiterseilen 3,0 m 

- besteig/begehbare Arbeitsmaschinen, z. B. Hebebühnen und Leiterseilen, 5,0 

m 

Bei der Ermittlung der Abstände ist gem. DIN EN 50341-1 zu verfahren. Unter 

der Leitung ist der größte Durchhang und seitlich der Leitung das Ausschwingen 

der Leiterseile bei Wind anzunehmen. 

Ferner sind die für den Bau und den späteren Unterhalt erforderlichen Gerüste 

zu berücksichtigen. 

Im Bereich der Freileitungen sind bei allen Bau- und Bepflanzungsmaßnahmen 

die, gemäß einschlägiger Vorschriften in der jeweils gültigen Fassung, erforderli-

chen Mindestabstände zu den Leiterseilen einzuhalten. 

Die Richtigkeit des Leitungsverlaufes auf dem zur Stellungnahme beiliegenden 

Lageplan ist ohne Gewähr. Maßgeblich ist der tatsächliche Leitungsverlauf in der 

Natur. Die axiale Entfernung der östlichen Gebäudeecke mit der geringsten An-

näherung an die Leitung von der Mitte des nächstgelegenen Mastes Nr. 11 ent-

lang der Leitungsachse gemessen in Richtung Mast Nr. 12 beträgt nach dem 

vorgelegten Lageplan 128 m. Der horizontale Abstand zwischen diesem 

Punkt/Gebäudeteil und der Leitungsachse rechtwinklig auf diese gemessen be-

trägt 0,00 m, die Lärmschutzwand kreuzt die 110-kV-Freileitung im gesamten 

Schutzbereich. Die Baubeschränkungszone der Leitung beträgt 25,00 m. 

Die maximale Höhe der Lärmschutzwand ist auch gleichzeitig die maximal mög-

liche Arbeitshöhe, für nicht begehbare Arbeitsmaschinen wie Bagger und Kräne, 

und darf 564,6 m ü. NN nicht übersteigen, um den erforderlichen Mindestabstand 

zu den Leiterseilen von 3 m einzuhalten. Der Lärmschutzwall hält den erforderli-

chen Mindestabstand zu den Leiterseilen ein. Besteig/begehbare Arbeitsmaschi-

nen, z. B. Hebebühnen dürfen bis zu einer Höhe von 562,6 m ü. NN verwendet 

werden. Beim Überschreiten droht Lebensgefahr. 
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4.7.4.5 Die abschließende gutachtliche Stellungnahme zum vorbeugenden Brandschutz 

obliegt der örtlich zuständigen Fachstelle.  

4.7.4.6 Im Bereich der Leitung darf ohne Zustimmung der Bayernwerk Netz GmbH, 

BAGE THLL, weder Erdaushub gelagert noch dürfen sonstige Maßnahmen 

durchgeführt werden, die das bestehende Erdniveau erhöhen. Hiervon ausge-

nommen sind Geländeanpassungen, die im Rahmen des Genehmigungsverfah-

rens beantragt und zugestimmt wurden. 

4.7.4.7 Antennen-, Blitzschutzanlagen, so wie Fahnenmasten, Kameramasten und La-

ternen müssen nach den gültigen Bestimmungen (DIN VDE 0855 bzw. 0185) von 

einem anerkannten Fachmann errichtet werden und mit der Bayernwerk Netz 

GmbH abgestimmt werden. 

4.7.4.8 Bei Anpflanzungen innerhalb des Schutzzonenbereiches der Freileitung ist da-

rauf zu achten, dass nur Gehölze mit einer maximalen Aufwuchshöhe von 2,5 m 

angepflanzt werden, um den Mindestabstand zur Freileitung auf jeden Fall ein-

zuhalten. Geplante Pflanzhöhen über 2,5 m sind gesondert mit der Bayernwerk 

Netz GmbH abzustimmen. Bäume oder Sträucher, die in den Mindestabstands-

bereich der Hochspannungsleitung wachsen oder bei Umbruch hineingeraten 

können, müssen durch den Grundstückseigentümer entschädigungslos zurück-

geschnitten oder entfernt werden bzw. auf Kosten des Grundstückseigentümers 

vom Leitungsbetreiber entfernt werden. 

4.7.4.9 Zäune im Bereich der Baubeschränkungszone sind aus isolierenden oder nicht-

leitenden Werkstoffen (z. B. kunststoffummantelter Maschendraht, Holz) aufzu-

stellen. Pfeiler, Toranlagen und leitende Zäune sind zu erden. 

4.7.4.10 Die erhöhte Gefahr bei Arbeiten in der Nähe von Hochspannungsleitungen ist 

ausdrücklich zu beachten. Das Sicherheitsmerkblatt ("Sicherheitshinweise für Ar-

beiten in der Nähe von Kabel-, Gas- und Freileitungen") enthält entsprechende 

Hinweise, die dem bauausführenden Personal zur Kenntnis zu geben und auch 

bei späteren Instandhaltungsarbeiten einzuhalten sind. In diesem Zusammen-

hang verweist die Bayernwerk Netz GmbH auf die von den Bauberufsgenossen-

schaften herausgegebenen Richtlinien „Sicherheitsabstände bei der Durchfüh-

rung von Arbeiten in der Nähe von elektrischen Freileitungen" und auf die Unfall-

verhütungsvorschrift Bauarbeiten (DGUV-V3) der Berufsgenossenschaften. 

4.7.4.11 Der Schattenwurf der vorhandenen Maste und Leiterseile sind vom Betreiber 

möglicher Photovoltaik-Anlagen zu akzeptieren. Dies gilt auch bei einer Anpas-

sung/Erneuerung von Masten, die eine Änderung der Höhe bzw. der Grundab-

messungen des Mastes bedingen und ggf. eine auftretende Änderung des Schat-

tenwurfes verursachen. 

4.7.4.12 Bei ungünstigen Witterungsverhältnissen können Eisbrocken und Schnee-

matschklumpen von den Leiterseilen abfallen. In den Mastbereichen und unter 
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den Leiterseilen muss unter Umständen mit Vogelkot gerechnet werden. Für sol-

che witterungs- und naturbedingten Schäden kann keine Haftung übernommen 

werden. 

4.7.4.13 Der Schutzzonenbereich für Kabel beträgt bei Aufgrabungen je 0,5 m rechts und 

links zur Trassenachse. 

4.7.4.14 20-kV-Freileitung 

Im Planungsbereich der Baumaßnahme verläuft eine 20-kV-Freileitung der Bay-

ernwerk Netz GmbH. 

Die Schutzzone dieser Freileitung beträgt im Bereich der Baumaßnahme zwi-

schen 6,0 m und 10,0 m beidseitig der Leitungsachse (grün gekennzeichnete 

Fläche im Lageplan). Der tatsächliche Leitungsverlauf ist vor Ort zu überprüfen. 

Innerhalb dieser Schutzzone ist nur eine eingeschränkte Handlungsweise, Be-

bauung, sowie Nutzung bzw. Bepflanzung möglich. Außerhalb der Schutzzone 

bestehen seitens der Bayernwerk Netz GmbH keine Einschränkungen. 

Folgende Auflagen und Hinweise zur Schutzzone sind zu berücksichtigen: 

- Die geplante Straßenbaumaßnahme befindet sich teilweise innerhalb der 

Schutzzone. Beim derzeitigen Leitungszustand ist ein Neubau innerhalb der 

Schutzzone nur nach Umbau (Versetzen der beiden Kabelendmaste) der 20-kV-

Freileitung möglich, da die Schutzabstände nach DIN VDE 0210 nicht eingehal-

ten werden. Die Arbeiten an der geplanten Maßnahme können erst nach erfolg-

tem Umbau der 20-kV-Freileitung aufgenommen werden. 

- Bei einer geplanten Nutzungsänderung der bestehenden Grundstücksoberflä-

che (Umwandlung in eine Zufahrtsstraße, Parkplätze, Lagerplätze, Spielplatz, 

usw., sowie Nebengebäude) müssen innerhalb der Schutzzone der Freileitung 

die geforderten Schutzabstände nach DIN VDE 0210 eingehalten werden. Dies 

kann auch zu einem Umbau der 20-kV Freileitung führen. Deshalb ist die Bay-

ernwerk Netz GmbH vorab darüber zu Informieren. 

- Im Bereich der Freileitung dürfen keine hochwachsenden Bäume gepflanzt wer-

den. Der Radius von 5,0 m um die Freileitungsmaste ist von einer Bepflanzung 

freizuhalten. 

- Die Schutzzone der Freileitungsmaste beträgt kreisförmig 6,0 m. Die Standsi-

cherheit der Leitungsmaste sowie die Zufahrt zum Maststandort mit Baufahrzeu-

gen muss zu jeder Zeit gewährleistet sein. Eine Abgrabung im Mastbereich ist 

nicht möglich, ggfs. nur nach Abstimmung mit der Bayernwerk Netz GmbH, da 

das Gewicht des Oberbodens in der Fundamentberechnung berücksichtigt ist. 

- Nachstehende Verhaltensweisen zur Verhütung von Unfällen (siehe Beiblatt zur 

Unfallverhütung "Sicherheitshinweise für Arbeiten in der Nähe von Kabel-, Gas- 
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und Freileitungen") in der Nähe von 20-kV-Freileitungen sind unbedingt zu be-

achten. Beauftragten Firmen ist das Beiblatt zur Unfallverhütung vor Baubeginn 

auszuhändigen. Bei nötiger Abschaltung der 20-kV-Freileitung hat sich der Vor-

habenträger unter der Tel.: 0941-28003311 zu melden). 

- Um nicht die geforderten Abstände gemäß DIN VDE 0105 zu unterschreiten 

sind Kranarbeiten und Maschineneinsätze in der Schutzzone zu unterlassen. Bei 

Nichtbeachtung besteht Lebensgefahr. Ist dies nicht möglich, muss das Netzcen-

ter über die allgemeine Telefonnummer der Bayernwerk Netz GmbH (Tel.: 0941-

28 00 3311) so rechtzeitig verständigt werden, dass eine Abschaltung der Leitung 

vorgenommen werden kann. Eine längere Abschaltung ist aus versorgungstech-

nischen Gründen nicht möglich. 

Die 20-kV-Freileitung hat bis zu einer möglichen Verkabelung Bestand und ist 

somit auch während der Bauzeit zu berücksichtigen. 

4.7.4.15 Umbaumaßnahmen der 20-kV-Freileitung 

Folgende Umbaumaßnahmen würden bei der Ausführung der geplanten Stra-

ßenbaumaßnahme notwendig werden: 

- Bei der Rampe West sind die vorhandenen 20-kV-Kabelhochführungsmaste 16 

a und 16 b (20-kV-Leitung MUEN-SPAR*Mechlenreuth, 20-kV-Leitung 2581 

MUEN-QUER) in Richtung Mast Nr. 15 zu versetzen und die Kabel anzupassen. 

- Um eine zweifache Kreuzung und Überbauung durch die Rampe zu vermeiden, 

ist das 20-kV-Kabel (20-kV-Leitung 2581 MUEN-QUER) zu verlegen. 

4.7.4.16 Nach dem Ergebnis des Erörterungstermins und nach Abstimmung des Vorha-

benträgers mit der Bayernwerk AG ist eine Verschiebung der Hochführungsmas-

ten 16a und 16b in der Flucht der bestehenden Freileitung vorzusehen, indem 

die Verlegung des 20kV-Erdkabels verlängert und die Strommasten ca. 6 m vom 

bestehenden öffentlichen Feldweg (öFW2) entfernt auf Flurnr. 1227 Gemarkung 

Münchberg errichtet werden. Dadurch wird die weitere landwirtschaftliche Nut-

zung des Grundstücks Flurnr. 1159 der Gemarkung Münchberg verbessert. 

4.8 Belange des Fernstraßen-Bundesamtes 

Für bauliche Anlagen dieses Planfeststellungsverfahrens, die nicht selbst Stra-

ßenbestandteile-/anlagen der BAB A 9 nach § 1 Abs. 4 i. V. m. § 15 FStrG sind 

bzw. die außerhalb dieser liegen und für die die Anbauvorschriften des § 9 FStrG 

Anwendung finden, wird die straßenrechtliche Zustimmung gemäß § 9 Abs. 2 

FStrG mit den folgenden Nebenbestimmungen erteilt: 

4.8.1 Durch den Bau, das Bestehen sowie die Nutzung und Unterhaltung des Bauvor-

habens dürfen die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der BAB nicht 

beeinträchtigt werden. 
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4.8.2 Beleuchtungsanlagen sind so anzubringen, dass die Verkehrsteilnehmer auf der 

BAB nicht geblendet werden. Eine Blendung darf zu keiner Zeit gegeben sein, 

um die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der BAB zu gewährleisten. 

Dies bezieht sich auch auf die Bauphase und die dabei eingesetzten Geräte und 

Maschinen. 

4.8.3 Von der geplanten Maßnahme dürfen (auch während der Bauphase) keine Emis-

sionen, wie z.B. Rauch, Staub, etc. ausgehen, die die Sicherheit und Leichtigkeit 

des Verkehrs auf der BAB A 9 beeinträchtigen können. 

4.9 Belange des Staatlichen Bauamtes Bayreuth 

4.9.1 Über die Verteilung der Baukosten und der Kostenfolge gem. § 12 Abs. 2 FStrG 

aufgrund der Anlage der Verbindungsrampen von der BAB A 9 zur B 289 ist zwi-

schen der Autobahn GmbH und dem Staatlichen Bauamt Bayreuth eine Verein-

barung abzuschließen. 

4.9.2 Das vom Umbau betroffene Teilstück der Ortsumgehung Münchberg (B 289) darf 

nur so verändert werden, dass die Auflagen aus dem Planfeststellungsbeschluss 

(Az.: 32-4354.20-1/2011) vom 19.02.2014 auch zukünftig vom Staatlichen Bau-

amt Bayreuth erfüllt werden können. 

4.10 Belange der Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH 

4.10.1 Die Anlagen der Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH sind bei der 

Bauausführung zu schützen bzw. zu sichern. Sie dürfen nicht überbaut werden 

und vorhandene Überdeckungen nicht verringert werden.  

4.10.2 Die "Anweisung zum Schutze unterirdischer Anlagen der Vodafone Deutschland 

GmbH bei Arbeiten Dritter (Kabelschutzanweisung)" (Stand Juni 2021) und die 

"Schutzanweisung für erdverlegte Fernmeldeanlagen der Vodafone GmbH" 

(Stand Juni 2021) sind zu beachten. 

4.11 Belange des Denkmalschutzes 

4.11.1 Im Untersuchungsraum befindet sich eine eingetragene Vermutung eines Boden-

denkmals (V-4-5836-0005) für vor- und frühgeschichtliche Siedlungen südlich 

des Pulschnitztals.  

Der Vorhabenträger bezieht die vom Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege 

mitgeteilten erforderlichen Schritte (einschließlich der Prospektion von Vermu-

tungen/Verdachtsflächen) zur Vermeidung einer vorhabenbedingten Beeinträch-

tigung von Bodendenkmälern bzw. bei unvermeidbaren Beeinträchtigungen die 

erforderlichen denkmalpflegerischen Maßnahmen mit dem erforderlichen Zeitbe-

darf von 5 Monaten in seinen Bauablauf ein.  
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4.11.2 Der Vorhabenträger hat die „Hinweise zum Umgang mit Bodendenkmälern bei 

Planung und Bau von Straßen in staatlicher Verwaltung“ des Bayerischen Staats-

ministeriums für Wohnen, Bau und Verkehr vom 01.02.2024 (Az. StMB-22-

4305.5-1-2-2) zu beachten. 

4.11.3 Soweit es durch Vorkehrungen im Rahmen der Detailplanung, des Bauablaufs 

oder der -ausführung möglich ist, sind Beeinträchtigungen von Bodendenkmälern 

und Vermutungen zu vermeiden (z.B. durch Überdeckungen in Dammlage) oder 

auf den zur Durchführung des planfestgestellten Vorhabens unverzichtbaren Um-

fang zu begrenzen. Bei nicht vermeidbaren, unmittelbar vorhabenbedingten Be-

einträchtigungen von Bodendenkmälern (Art. 1 Abs. 4 BayDSchG) hat der Vor-

habenträger die fachgerechte Freilegung, Ausgrabung und Dokumentation der 

Befunde und Funde (Sicherungsmaßnahmen) unter Beachtung der Grundsätze 

der Erforderlichkeit, Verhältnismäßigkeit und Wirtschaftlichkeit zu veranlassen 

und die hierfür anfallenden Aufwendungen zu tragen. Kosten für eine wissen-

schaftliche Auswertung der Befunde und Funde zählen nicht zu den gebotenen 

Aufwendungen für Sicherungsmaßnahmen. Die Sicherungsmaßnahmen sind mit 

dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege abzustimmen und unter dessen 

fachlicher Begleitung durchzuführen. 

4.11.4 Einzelheiten des Umfangs, der Abwicklung und der Kostentragung (einschließ-

lich eines Höchstbetrags der Aufwendungen) für die archäologischen Siche-

rungsmaßnahmen sind im vorgenannten Rahmen in einer Vereinbarung zwi-

schen Vorhabenträger und Bayerischem Landesamt für Denkmalpflege festzule-

gen. Die Planfeststellungsbehörde ist durch Abschrift der Vereinbarung zu unter-

richten. Kommt eine solche Vereinbarung nicht zustande, ist eine ergänzende 

Entscheidung der Planfeststellungsbehörde herbeizuführen. 

4.11.5 Die bauausführenden Firmen sind darauf hinzuweisen, dass Bodendenkmäler 

(Art. 1 Abs. 4 BayDSchG), die bei der Verwirklichung des Vorhabens zutage tre-

ten, unverzüglich der unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Bayer. Landes-

amt für Denkmalpflege anzuzeigen sind (Art. 8 Abs. 1 BayDSchG).  

4.11.6 Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer 

Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denk-

malschutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Ar-

beiten gestattet (Art. 8 Abs. 2 BayDSchG). 

4.12 Private Belange 

4.12.1 Zusagen des Vorhabenträgers und Entscheidungen über Einwendungen 

Regelungen bzw. Maßnahmen, über die im Laufe des Verfahrens eine Zusage 

von Seiten des Vorhabenträgers bindend abgegeben wurde bzw. über die mit 

Dritten eine Vereinbarung geschlossen wurde, sind zu beachten bzw. durchzu-

führen. Sie sind jedoch nur insoweit Gegenstand dieses Planfeststellungsbe-

schlusses, als sie ihren Niederschlag in den festgestellten Planunterlagen oder 
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dem verfahrensgegenständlichen Schriftverkehr gefunden haben und sich aus 

dem Planfeststellungsbeschluss nichts anderes ergibt.  

4.12.2 Anordnungen im Interesse von Betroffenen 

Den Stellungnahmen der nachfolgend aufgeführten Träger öffentlicher Belange 

sowie den von sonstigen Beteiligten und privaten Betroffenen erhobenen Forde-

rungen und Einwendungen folgenden Inhalts wurde durch entsprechende Rege-

lungen in Ziffern 4.1 bis 4.11 Rechnung getragen: 

- Auflagen zur Berücksichtigung wasserwirtschaftlicher Belange (insbesondere   

   vorgeschlagen vom Wasserwirtschaftsamt Hof), 

- Auflagen zur Berücksichtigung landwirtschaftlicher und forstwirtschaftlicher Be- 

  lange (insbesondere vorgeschlagen und gefordert von betroffenen Land- und  

  Forstwirten und vom Bayerischen Bauernverband), 

- Auflagen zur Berücksichtigung naturschutzfachlicher Belange (insbesondere  

   vorgeschlagen von den beteiligten Naturschutzbehörden), 

- Auflagen zum Schutz vor Verkehrsimmissionen,   

- Auflagen zur Berücksichtigung der Belange von sonstigen Trägern öffentlicher  

  Belange bzw. von privaten Betroffenen. 

4.13 Zurückweisungen 

Folgende Einwendungen und Forderungen werden zurückgewiesen: 

 Grundsätzliche vorhabenbezogene Einwände (insbesondere vorgetragen von 

einigen privaten Einwendern), 

 Einwendungen zum Bedarf, zum Standort, zur Ausgestaltung und Dimensio-

nierung des Bauvorhabens, 

 Forderungen nach weitergehenden Ausbaumaßnahmen, 

 Forderungen nach weitergehenden Maßnahmen zum Natur- und Landschafts-

schutz, ausgenommen die Auflagen unter Ziffer 4.4, 

 Forderungen nach Maßnahmen zum Immissionsschutz, soweit sie über die 

Auflage unter Ziffer 4.2 hinausgehen, 

 Forderungen nach weiteren Schutzvorkehrungen zum Gewässerschutz, so-

weit über die Planung und die Auflagen unter Ziffer 4.5 und Ziffer 5 hinausge-

hend, 
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 Forderungen nach Regelungen zum bzw. Verzicht auf Inanspruchnahme von 

Privatgrund und zur Entschädigung. Diese Rechtsverhältnisse sind Gegen-

stand des nachfolgenden Entschädigungsverfahrens. 

 Forderungen nach zusätzlichen landwirtschaftlichen Auflagen, soweit über die 

Planung sowie über die Auflagen unter Ziffer 4.6 hinausgehend, 

 Forderungen von beteiligten Trägern öffentlicher Belange, soweit über die Pla-

nung sowie die Auflagen unter Ziffer 4.1 bis 4.11 hinausgehend. 

 Verfahrensrechtliche Anträge  

Die im Laufe des Verfahrens gestellten und noch nicht verbeschiedenen Anträge 

werden zurückgewiesen, soweit ihnen nicht entsprochen wurde oder sie sich 

nicht auf andere Weise erledigt haben. 

5 Wasserrechtliche Erlaubnisse 

5.1 Inhalt 

Der Bundesrepublik Deutschland – Bundesautobahnverwaltung – wird gemäß 

den §§ 8 Abs. 1, 9 Abs. 1 Nr. 4, § 15 und § 19 Abs. 1 und 3 WHG nach Maßgabe 

der Planunterlagen 1, 11 und 18 sowie der Nebenbestimmungen unter Ziff. 5.3 

die bis 31.12.2056 befristete gehobene Erlaubnis erteilt, das aus den Einzugsge-

bieten der Straßenentwässerungsanlagen der A 9, der neu anzulegenden Ram-

pen der Anschlussstelle Münchberg-Mitte und der B 289 gesammelte Oberflä-

chenwasser sowie anfallendes Niederschlagswasser in die Pulschnitz einzulei-

ten.  

5.2 Planunterlagen 

Der erlaubten Gewässerbenutzung liegen die unter Ziffer 2 der Entscheidung 

festgestellten Planunterlagen mit den ggfs. vom amtlichen Sachverständigen 

(Wasserwirtschaftsamt Hof) durch Roteintragungen vorgenommenen Änderun-

gen und Ergänzungen zugrunde. 

5.3 Erlaubnisbedingungen und -auflagen 

5.3.1 Rechtsvorschriften 

Für die erlaubten Gewässerbenutzungen sind die einschlägigen Vorschriften des 

WHG und BayWG mit den dazu ergangenen Verordnungen maßgebend. Die 

hiernach bestehenden Rechte, Verpflichtungen und Vorbehalte sind in den nach-

folgenden Erlaubnisbedingungen und -auflagen grundsätzlich nicht enthalten. 

 

5.3.2 Zweck der Benutzung   
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Die genehmigten Gewässerbenutzungen dienen der Beseitigung des auf den 

Flächen des Betreibers anfallenden gesammelten Niederschlagswassers (Ab-

wassers). Dabei wird das Niederschlagswasser der Fahrbahn über Bankett und 

Böschung in einer befestigten Mulde bzw. über drainierte Versickerungsmulden 

gesammelt und zum Regenrückhaltebecken (RRHB, Einleitungsstelle 1) unter-

halb der Talbrücke Münchberg geleitet. Das Niederschlagswasser der B 289 wird 

abschnittsweise über drainierte Versickerungsmulden zur Pulschnitz (Einlei-

tungsstelle 2) entwässert.  

 

 

Bezeich-

nung der 

Einleitung 

Gemarkung Flurnumer UTM-Koordinaten (UTM 32) 

 

Ostwert                    Nordwert 

Benutztes 

Gewässer 

Einleitungs-

stelle E1 

Münchberg 1237 697 475 566 366 1 Pulschnitz 

Einleitungs-

stelle E2 

Münchberg 1229 697 380 556 366 3 Pulschnitz 

 

5.3.3 Einleitungsstelle und -mengen 

Die zulässigen Einleitungsmengen an den Einleitungsstellen werden nach Über-

prüfung durch das WWA Hof wie folgt festgelegt: 

Einleitungs- 

stelle 

Zulässiger 
Drosselab-
fluss in das 
Gewässer 

Qdr 

Mindestens 
erforderliches 
Retentionsvo-

lumen 

Max. zulässiger 
Einleitungsab-

fluss 

Überschreitungs-
häufigkeit für Be-
messungslastfall 

(1/a) 

E 1 155 l/s 1.280 m³ 755 l/s n = 0,20 

E 2 - - 66 l/s n = 0,20 

 

5.3.4 Notwendige Niederschlagswasserbehandlung   

 

Aus der zulässigen qualitativen Gewässerbelastung an den Einleitungsstellen er-

geben sich folgende Anforderungen:  

 

Bezeichnung 
der Einleitung 

Niederschlagswasserbehandlung nach REwS-2021 

Einleitungs-
stelle E1 

Erforderlicher Wirkungsgrad: größer/gleich 40% 
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Einleitungs-
stelle  E2 

Keine weitere zentrale Niederschlagswasserbehandlung notwendig 

 

5.3.5 Betrieb und Unterhaltung  

5.3.5.1 Personal 

 

Für den Betrieb, die Überwachung und die Unterhaltung der Anlage ist ausgebil-

detes und zuverlässiges Personal in ausreichender Zahl einzusetzen.  

 

5.3.5.2 Eigenüberwachung 

 

Es sind mindestens Messungen, Untersuchungen, Aufzeichnungen und Vorlage-

berichte nach der Verordnung zur Eigenüberwachung von Wasserversorgungs- 

und Abwasseranlagen (Eigenüberwachungsverordnung - EÜV) in der jeweils gül-

tigen Fassung vorzunehmen.  

 

Für Anlagen der Straßenentwässerung außerorts sind für die Eigenüberwachung 

zusätzlich die Hinweise zur Kontrolle und Wartung von Entwässerungseinrich-

tungen an Außerortsstraßen" (Stand: 2011; Herausgeber: FGSV) zu beachten. 

5.3.5.3 Dienst- und Betriebsanweisungen 

Der Betreiber muss eine Dienstanweisung und eine Betriebsanweisung ausar-

beiten und regelmäßig aktualisieren. Dienst- und Betriebsanweisungen sind für 

das Betriebspersonal zugänglich an geeigneter Stelle auszulegen und der Kreis-

verwaltungsbehörde sowie dem Wasserwirtschaftsamt auf Verlangen vorzule-

gen. Wesentliche Änderungen sind mitzuteilen. 

Die Dienstanweisung regelt den Dienstbetrieb und muss Einzelheiten zu Organi-

sation, Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten der Mitarbeiter enthalten. Des 

Weiteren sind darin Regelungen zum Verhalten im Betrieb zur Vermeidung von 

Unfall- und Gesundheitsgefahren zu treffen. 

In den Betriebsanweisungen müssen Vorgaben zur Durchführung des regelmä-

ßigen Betriebs mit Wartung und Unterhaltung sowie zur Bewältigung besonderer 

Betriebszustände enthalten sein. Dazu gehören u. a. Alarm- und Benachrichti-

gungspläne für den Fall von Betriebsstörungen. Der Mindestumfang nach den 

einschlägigen technischen Regeln ist zu beachten. 

Die Benutzungsanlagen sind stets in einem ordentlichen und betriebsbereiten 

Zustand zu halten. Der in den Benutzungsanlagen ggf. anfallende Schlamm ist 

gem. den abfallrechtlichen Bestimmungen zu entsorgen. 

Bei Unfällen mit wassergefährdenden Stoffen ist unverzüglich das zuständige 

Wasserwirtschaftsamt oder die zuständige Polizeidienststelle zu informieren. Die 
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sich ansammelnden wassergefährdenden Stoffe sind umgehend schadlos und 

hinsichtlich ihrer abfallrechtlichen Bestimmungen zu beseitigen. 

5.3.5.4 Anzeige- und Informationspflichten 

5.3.5.4.1 Wesentliche Änderungen 

Wesentliche Änderungen gegenüber den Antragsunterlagen bezüglich der 

Menge und Beschaffenheit des anfallenden Abwassers, Änderungen der bauli-

chen Anlagen sowie der Betriebs- und Verfahrensweise der Abwasseranlagen, 

soweit sie sich auf die Ablaufqualität auswirken können, sind unverzüglich der 

Kreisverwaltungsbehörde und dem Wasserwirtschaftsamt anzuzeigen. Außer-

dem ist rechtzeitig eine hierzu erforderliche bau- bzw. wasserrechtliche Geneh-

migung bzw. Erlaubnis mit den entsprechenden Unterlagen zu beantragen.  

5.3.5.4.2 Bestandspläne 

Innerhalb von 3 Monaten nach Inbetriebnahme sind dem Wasserwirtschaftsamt 

und der Kreisverwaltungsbehörde jeweils eine Fertigung der Bestandspläne un-

aufgefordert zu übergeben. Wurde von den geprüften Bauunterlagen nicht abge-

wichen, genügt eine entsprechende Mitteilung. 

5.3.5.4.3 Baubeginn und -vollendung 

Baubeginn und -vollendung sind der Genehmigungsbehörde und dem Wasser-

wirtschaftsamt rechtzeitig anzuzeigen. Wird die Anlage in mehreren Bauabschnit-

ten ausgeführt, so sind Beginn und Vollendung jedes Bauabschnittes anzuzei-

gen. 

5.3.5.4.4 Bauabnahme 

Bauliche Anlagen des Bundes, der Länder und der Kommunen bedürfen keiner 

Bauabnahme durch einen privaten Sachverständigen in der Wasserwirtschaft, 

wenn der öffentliche Bauherr die Bauabnahme Beamten des höheren bautechni-

schen Verwaltungsdienstes übertragen hat. 

5.3.5.5 Unterhaltung und Ausbau des Gewässers 

Der Betreiber hat die Auslaufbauwerke sowie die Flussufer von 5 m oberhalb bis 

10 m unterhalb der Einleitungsstellen im Einvernehmen mit dem Wasserwirt-

schaftsamt und dem ansonsten Unterhaltungsverpflichteten zu sichern und zu 

unterhalten. Darüber hinaus hat der Betreiber nach Maßgabe der jeweiligen ge-

setzlichen Bestimmungen alle Mehrkosten zu tragen, die beim Ausbau oder bei 

der Unterhaltung des benutzten Gewässers aus der Abwasseranlage mittelbar 

oder unmittelbar entstehen. 

5.3.5.6 Ausbau der Einleitungsstellen 
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Die Einleitungsstellen sind den wasserbaulichen Erfordernissen gerecht werdend 

in naturnaher Bauweise auszuführen. Die Einleitungen sind strömungsgünstig 

anzulegen. 

 

6 Straßenrechtliche Verfügungen 

Hinsichtlich der neu zu erstellenden Rampen der Anschlussstelle wird verfügt, 

dass diese Straßenteile gemäß § 2 Abs. 6 i.V.m. Abs. 2 FStrG zur Bundesauto-

bahn A 9 gewidmet werden, mit der Maßgabe, dass die Widmung mit der Ver-

kehrsübergabe wirksam wird und die Widmungsvoraussetzungen des § 2 Abs. 2 

FStrG zu diesem Zeitpunkt vorliegen.    

 

Hinsichtlich der Verbreiterung der B 289 für Abbiegestreifen und hinsichtlich des 

neu zu erstellenden Geh- und Radwegabschnitts entlang der B 289 wird verfügt, 

dass diese als Bestandteil der B 289 gewidmet werden, mit der Maßgabe, dass 

die Widmung mit der Verkehrsübergabe wirksam wird und die Widmungsvoraus-

setzungen des § 2 Abs. 2 FStrG zu diesem Zeitpunkt vorliegen.    

 

Hinsichtlich der in Unterlage 12 bezeichneten öffentlichen Feld- und Waldwege 

wird, soweit nicht Art. 6 Abs. 8 und Art. 8 Abs. 6 BayStrWG gelten, verfügt, dass  

- die nach den festgestellten Planunterlagen aufzulassenden Teile mit der Maß-

gabe eingezogen werden, dass die Einziehung mit der Sperrung wirksam wird,  

- die nach den festgestellten Planunterlagen neu zu erstellenden öffentlichen 

Feld- und Waldwege mit der Maßgabe gewidmet werden, dass die Widmung mit 

der Verkehrsübergabe wirksam wird, sofern die Widmungsvoraussetzungen des 

Art. 6 Abs. 3 BayStrWG zu diesem Zeitpunkt vorliegen. 

Die einzelnen Regelungen ergeben sich aus dem Widmungsplan (Unterlage 12).  

in Verbindung mit dem Regelungsverzeichnis.  

 

Das Wirksamwerden der Verfügung ist der das Straßenverzeichnis führenden 

Behörde jeweils mitzuteilen.  

7 Kostenentscheidung 

Die Kosten des Planfeststellungsverfahrens trägt der Freistaat Bayern.  

Gebühren werden nicht erhoben.   
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B. Sachverhalt 

 
1 Beschreibung des Vorhabens 

Die vorliegende Planung betrifft den im Zuge der BAB A9, Berlin - München vor-

gesehenen Neubau einer Anschlussstelle (AS) bei Münchberg an die verlegte B 

289 auf dem Gebiet der Stadt Münchberg. Ein Teil der vorgesehenen natur-

schutzrechtlichen Ausgleichsflächen befindet sich auch im Gebiet des Marktes 

Zell im Fichtelgebirge.   

 

Die A 9 verläuft westlich von Münchberg von Nord-Nordost nach Süd-Südwest. 

Die geplante neue Anschlussstelle befindet sich auf dem Abschnitt Hof – Bay-

reuth zwischen den vorhandenen Anschlussstellen Münchberg-Nord (AS Nr. 35) 

und Münchberg-Süd (AS Nr. 36) im Abschnitt 220. 

Die Bundesstraße B 289 verläuft in West-Ost-Richtung, beginnend südlich von 

Coburg bei Untersiemau an der B 4 und endet an der AS Rehau-Süd der A 93. 

Im vorliegenden Streckenabschnitt stellt die B 289 eine wichtige Verbindung zwi-

schen dem Oberzentrum Kulmbach, dem Mittelzentrum Münchberg und dem Mit-

telzentrum Rehau dar. Im Rahmen der Maßnahme „B 289, Kulmbach – Münch-

berg – Rehau, Verlegung südlich Münchberg (Lückenschluss)“ erfolgte die Ver-

legung der B 289 als Lückenschluss zwischen der B 289 westlich Münchberg und 

der St 2194 als Südumgehung Münchberg. Diese Maßnahme in Baulastträger-

schaft der Bundesrepublik Deutschland wurde mit Beschluss vom 19.02.2014 

(Az.: 32-4354.20-1/2011) planfestgestellt, zwischen 2019 und 2021 gebaut und 

am 23.07.2021 für den Verkehr freigegeben. 

Die verlegte B 289, Abschnitt 770, quert die A 9 im Bereich der Talbrücke Münch-

berg. Sie ermöglicht eine Verknüpfung der B 289 mit der A 9 als neue Anschluss-

stelle, die im Weiteren als „Anschlussstelle Münchberg-Mitte“ bezeichnet wird. 

Die bestehende Anbindung der Stadt Münchberg an die A9 erfolgt sowohl im 

Norden (AS Münchberg-Nord) über die St 2194 als auch ca. 4,5 km weiter südlich 

(AS Münchberg-Süd) ebenfalls über die St 2194. Für den Raum um die Stadt 

Münchberg sowie die Orte an der B 289 bedeutet die neue Anschlussstelle eine 

bessere Erreichbarkeit der A 9. Gleichzeitig wird die Stadt Münchberg und insbe-

sondere die Ortslage Straas vom Durchgangsverkehr auf der St 2194 entlastet. 

Die Ausbildung der Anschlussstelle erfolgt als symmetrisches „halbes Kleeblatt“.  

Die Neubaulänge der beiden Rampen beträgt jeweils ca. 600 m. Dazu erfolgt der 

Neubau von Aus- bzw. Einfädelspuren im Zuge der A 9 auf eine Länge von je ca. 

600 m. Die an der A 9 vorhandene Lärmschutzanlage wird abschnittsweise über-

baut und auf der Restlänge um einen Meter erhöht.   

 

Zur Verknüpfung der Rampenfahrbahnen mit der B 289 werden zwei lichtsignal-

geregelte Einmündungen angelegt. Zur Einordnung der Linksabbiegestreifen er-

folgt eine beidseitige Verbreiterung der B 289 auf einer Länge von 365 m.  
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Es erfolgt eine Ergänzung der B 289 um einen straßenbegleitenden Geh-/Rad-

weg auf einer Länge von 280 m zwischen den Rampenknotenpunkten in einer 

befestigten Breite von 2,50 m mit beidseitigen Seitenstreifen in einer Breite von 

0,50 m bzw. straßenbegleitend mit 1,75 m breitem Trennstreifen zur Gewährleis-

tung der Durchgängigkeit für Radfahrer und Fußgänger. Weiterhin ergeben sich 

verschiedene Änderungen bzw. Ergänzungen des untergeordneten Wegenet-

zes, wie im Erläuterungsbericht unter Ziffer 1.2 beschrieben.   

 

Die geschätzte Flächeninanspruchnahme beträgt 4,64 ha, davon werden 1,66 ha 

netto neu versiegelt. Zur Kompensation der Eingriffe in Natur und Landschaft sind 

landschaftspflegerische Kompensationsmaßnahmen (Wald, Gehölze, Extensiv-

grünland) in einem Gesamtumfang von ca. 3,80 ha und sonstige naturnahe Flä-

chen von ca. 3,56 ha vorgesehen.   

 

Das Bauvorhaben ist in den festgestellten Planunterlagen detailliert beschrieben 

und planerisch dargestellt. Hierauf wird verwiesen.   

 

Vorhabenträger der Maßnahme und Träger der Straßenbaulast ist die Bundes-

republik Deutschland, vertreten durch „Die Autobahn GmbH des Bundes“, Nie-

derlassung Nordbayern in Nürnberg.  

2 Vorgeschichte der Planung 

Bei der damaligen Autobahndirektion Nordbayern wurde eine verkehrstechni-

sche „Machbarkeitsstudie neue AS Münchberg-Mitte, verkehrliche Wirkungen 

2017/ 2019/ 2021“ erarbeitet und im Verlauf der Planungen fortgeschrieben 

(siehe Planunterlage 22.1). 

Auf Grundlage dieser Unterlagen wurde von der Autobahndirektion Nordbayern 

am 17.10.2017 ein Antrag auf Errichtung einer neuen Anschlussstelle über die 

ehemals Oberste Baubehörde im Bayerischen Staatsministerium des Innern ein-

gereicht (Schreiben 433-4350.A9/B). Das Bundesministerium für Verkehr und di-

gitale Infrastruktur (BMVI) hat diesem Antrag mit Schreiben vom 12.03.2018 zu-

gestimmt (StB 23/72112.2/2/2932872). 

Auf dieser Basis erfolgte bis 2020 die Erarbeitung des Vorentwurfs für die Maß-

nahme „BAB A9, Berlin – München, Neubau einer Anschlussstelle bei Münch-

berg (B 289), Betr.-km 272,115“. Für diesen Vorentwurf wurde am 14.12.2020 

durch das BMVI der Gesehenvermerk (StB 23/72131.2/0009/3361151) erteilt. 

3 Ablauf des Planfeststellungsverfahrens 

Mit Schreiben vom 14.11.2022 beantragte die Autobahn GmbH des Bundes, Nie-

derlassung Nordbayern Nürnberg, die Planfeststellung für den Neubau einer An-

schlussstelle bei Münchberg nach dem Fernstraßengesetz durchzuführen. 
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Nachdem auf Verlangen der Fachstellen die Planunterlagen hinsichtlich wasser-

wirtschaftlicher Belange noch ergänzt wurden (Eingang 01.12.2023), leitete die 

Regierung von Oberfranken am 06.12.2023 das Anhörungsverfahren ein. 

Die eingereichten Planunterlagen lagen in der Zeit vom 29.12.2023 bis zum 

29.01.2024 bei der Stadt Münchberg sowie beim Markt Zell im Fichtelgebirge je-

weils nach vorheriger Bekanntmachung (an den Amtstafeln der Stadt Münchberg 

sowie Im Informationsblatt Nr. 481 (Erscheinungsdatum 24.12.2023) des Marktes 

Zell im Fichtelgebirge) zur allgemeinen Einsicht aus. In den Bekanntmachungen 

wurde jeweils darauf hingewiesen, dass Einwendungen gegen den Plan bei der 

Stadt Münchberg, beim Markt Zell im Fichtelgebirge oder bei der Regierung von 

Oberfranken bis spätestens 2 Wochen nach Beendigung der Auslegung (d.h. bis 

spätestens 12.02.2024) schriftlich oder zur Niederschrift erhoben werden können 

und dass nach Ablauf der Einwendungsfrist Einwendungen, die nicht auf beson-

deren privatrechtlichen Titeln beruhen, ausgeschlossen sind. 

Nicht ortsansässige Betroffene wurden von der Stadt Münchberg und dem Markt 

Zell im Fichtelgebirge auf die Möglichkeit, die Planunterlagen einzusehen und 

Einwendungen zu erheben, hingewiesen. 

Die Regierung von Oberfranken gab folgenden Behörden, Trägern öffentlicher 

Belange und sonstigen Stellen bzw. Verbänden Gelegenheit, innerhalb ange-

messener Frist eine Stellungnahme zum Vorhaben abzugeben:  

- Stadt Münchberg 

- Markt Zell im Fichtelgebirge 

- Markt Stammbach 

- Landratsamt Hof 

- Wasserwirtschaftsamt Hof 

- Staatliches Bauamt Bayreuth 

- Sachgebiete 24 (Raumordnung, Landes- und Regionalplanung), 50 (Techni- 

   scher Umweltschutz), 51 (Naturschutz), 52 (Wasserwirtschaft) und 60 (Agrar- 

   struktur und Umweltbelange in der Landwirtschaft) der Regierung von Ober- 

   franken 

- Regionaler Planungsverband Oberfranken-Ost, Hof 

- Bundesamt für Güterverkehr, München 

- Amt für Ländliche Entwicklung Oberfranken, Bamberg 
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- Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Bayreuth – Münchberg, Bay- 

   reuth 

- Bayer. Landesamt für Denkmalpflege, München 

- Polizeipräsidium Oberfranken, Bayreuth 

- Bezirk Oberfranken, Bayreuth 

- Bayer. Bauernverband Geschäftsstelle Hof, Münchberg 

- Zweckverband zur Wasserversorgung der Karlsberggruppe, Stammbach 

- Stadtwerke Münchberg 

- Bayernwerk, Naila 

- Bayernwerk, Bamberg 

- GLH Auffanggesellschaft für Telekommunikation mbh, Schondorf am   

   Ammersee 

- NGN FIBER NETWORK GmbH, Aubstadt 

- Toll Collect GmbH, Berlin 

- Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundes- 

   wehr, Bonn 

- Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung, Hof 

- Fernstraßen-Bundesamt, Leipzig 

- Deutsche Telekom Technik GmbH, Bayreuth 

- Vodafone GmbH / Vodafone Kabel Deutschland GmbH, Nürnberg 

Die im Anhörungsverfahren abgegebenen Einwendungen und Stellungnahmen 

wurden am 29.01.2025 im Schützenhaus der Stadt Münchberg erörtert. Die Be-

hörden, Träger öffentlicher Belange, Verbände sowie die (privaten) Einwen-

dungsführer wurden hiervon mit gesonderten Schreiben benachrichtigt; im Übri-

gen erfolgte eine ortsübliche Bekanntmachung des Erörterungstermins durch 

Aushang an der Amtstafel der Stadt Münchberg und im Informationsblatt des 

Marktes Zell im Fichtelgebirge. Ein Hinweis erfolgte auch auf der Homepage der 

Regierung von Oberfranken. Das Ergebnis des Erörterungstermins ist in einer 

Niederschrift, die sich in der Verfahrensakte der Planfeststellungsbehörde befin-

det, festgehalten.   
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C. Entscheidungsgründe 

 
Der Plan wird entsprechend dem Antrag der Autobahn GmbH des Bundes Nie-

derlassung Nordbayern mit verschiedenen Nebenbestimmungen festgestellt, da 

das Projekt im Interesse des öffentlichen Wohls unter Beachtung der Rechte Drit-

ter im Rahmen der planerischen Gestaltungsfreiheit vernünftigerweise geboten 

ist. Die Planung ist auch im Hinblick auf die enteignungsrechtliche Vorwirkung 

gerechtfertigt. Sie berücksichtigt die in den Straßengesetzen und anderen ge-

setzlichen Vorschriften zum Ausdruck kommenden Planungsleitsätze, Gebote 

und Verbote bzw. kann auf der Grundlage entsprechender Ausnahmen oder Be-

freiungen zugelassen werden. Die Planung entspricht schließlich auch den An-

forderungen des Abwägungsgebotes. 

Dieses Ergebnis beruht auf folgenden tatsächlichen Gegebenheiten und rechtli-

chen Erwägungen: 

1 Verfahrensrechtliche Beurteilung 

1.1 Notwendigkeit und Rechtswirkungen der Planfeststellung 

Die Regierung von Oberfranken ist sachlich (§ 17b Abs. 4 Satz 1 FStrG und § 22 

Abs. 4 Satz 2 FStrG i.V.m. Art. 39 Abs. 1 und 2 BayStrWG) und örtlich (Art. 3 

Abs. 1 Nr. 1 BayVwVfG) zuständig für das Anhörungsverfahren und für die Plan-

feststellung.  

 

Nach § 17 Abs. 1 Satz 1 FStrG dürfen Bundesfernstraßen nur gebaut oder geän-

dert werden, wenn der Plan vorher festgestellt ist. Anschlussstellen stellen nach 

§ 1 Abs. 3 FStrG ein Wesensmerkmal von Bundesautobahnen dar und sind somit 

Bestandteil der Bundesautobahn.  

Durch die Planfeststellung wird die Zulässigkeit des Vorhabens einschließlich der 

notwendigen Folgemaßnahmen im Hinblick auf alle von ihm berührten öffentli-

chen Belange festgestellt und es werden alle öffentlich-rechtlichen Beziehungen 

zwischen dem Träger des Vorhabens und den durch den Plan Betroffenen 

rechtsgestaltend geregelt (§ 17c FStrG i. V. m. Art. 75 Abs. 1 BayVwVfG). 

Die straßenrechtliche Planfeststellung macht nahezu alle nach anderen Rechts-

vorschriften notwendigen öffentlich-rechtlichen Genehmigungen, Verleihungen, 

Erlaubnisse, Bewilligungen, Zustimmungen und Planfeststellungen entbehrlich 

(Art. 75 Abs. 1 Satz 1 BayVwVfG). Hiervon ausgenommen ist die wasserrechtli-

che Erlaubnis nach § 8 WHG. Aufgrund von § 19 WHG kann die Regierung je-

doch auch über die Erteilung der Erlaubnis zusammen mit diesem Planfeststel-

lungsbeschluss entscheiden. Gleiches gilt für die straßenrechtlichen Verfügun-

gen nach dem Bundesfernstraßengesetz und dem Bayer. Straßen- und Wege-

gesetz.  
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1.2 Verfahren zur Prüfung der Umweltverträglichkeit 

Die Planfeststellungsbehörde hat nach Eingang des Antrags des Vorhabenträ-

gers auf Durchführung des Planfeststellungsverfahrens entsprechend § 5 Abs. 1 

Satz 1, Satz 2 Nr. 3 UVPG festgestellt, dass keine Pflicht zur Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. Für das Vorhaben ergab sich aus § 9 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 UVPG die Verpflichtung, eine Vorprüfung zur Feststellung der 

UVP-Pflicht durchzuführen, und zwar in Gestalt einer allgemeinen Vorprüfung (§ 

9 Abs. 4 i. V. m. § 7 Abs. 1 UVPG). Für den 6-streifigen Ausbau der A 9 im 

Abschnitt AS Münchberg-Nord bis AS Münchberg-Süd war seinerzeit im Rahmen 

des Planfeststellungsverfahrens - planfestgestellt mit Beschluss vom 12.12.1997 

- eine „Prüfung der Umweltverträglichkeit“ durchgeführt worden. Da das UVPG 

für Anschlussstellen keine Größen- oder Leistungswerte vorsieht, ist § 9 Abs. 1 

Satz 1 Nr. 1 UVPG nicht einschlägig. 

Im Ergebnis der Vorprüfung wurde festgestellt, dass vorliegend eine Verpflich-

tung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht besteht. Das 

Vorhaben kann nach Einschätzung der Planfeststellungsbehörde auf Grund 

überschlägiger Prüfung unter Berücksichtigung der in der Anlage 3 zum UVPG 

aufgeführten Kriterien keine zusätzliche erhebliche nachteilige oder andere er-

hebliche nachteilige Umweltauswirkungen hervorrufen, die nach § 25 Abs. 2 

UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären. Die beteiligten 

Fachstellen, insbesondere die höhere Naturschutzbehörde haben diese Bewer-

tung ausdrücklich bestätigt.  

 

Die Durchführung der Vorprüfung sowie ihr Ergebnis wurden gemäß § 9 Abs. 4 

i. V. m. § 7 Abs. 7 UVPG dokumentiert; insoweit wird auf die in den Verfahrens-

akten enthaltene Feststellung vom 15.12.2023 Bezug genommen. Das Ergebnis 

der Vorprüfung sowie die wesentlichen Gründe für das Nichtbestehen der UVP-

Pflicht wurden außerdem den Vorgaben des § 5 Abs. 2 Sätze 1 - 3 UVPG ent-

sprechend der Öffentlichkeit bekannt gegeben. Die Bekanntgabe des Vorprü-

fungsergebnisses sowie die wesentlichen Gründe erfolgte im zentralen Internet-

portal der Länder gemäß § 20 UVPG (www.uvp-verbund.de). 

Das Ergebnis der durchgeführten Vorprüfung beansprucht auch im Zeitpunkt des 

Erlasses dieses Planfeststellungsbeschlusses weiterhin Gültigkeit. Ihm wurde im 

Laufe des Planfeststellungsverfahrens nicht die Grundlage entzogen. Namentlich 

stimmen das in der Vorprüfung beurteilte Vorhaben und das nunmehr planfest-

gestellte Vorhaben überein, insbesondere mit Blick auf seine Umweltauswirkun-

gen; Änderungen wurden an der Planung im Verlauf des Planungsprozesses 

nach Beginn der Öffentlichkeitsbeteiligung nicht vorgenommen. Soweit infolge 

der Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden Nebenbestimmungen in die-

sen Planfeststellungsbeschluss aufgenommen wurden, ändert dies nichts an der 

(weiteren) Tragfähigkeit des Ergebnisses der Vorprüfung. Eine UVP-Vorprüfung 

könnte ihre verfahrenslenkende Funktion nicht erfüllen, wenn die Aufnahme von 

Nebenbestimmungen stets und ohne Rücksicht auf ihre Bedeutung das Ergebnis 
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der UVP-Vorprüfung als fehlerhaft erschienen ließe und sie damit nachträglich 

entwertete.  

Die sonstigen Umweltauswirkungen des Vorhabens hat der Vorhabenträger in 

den Planunterlagen 1, 9 und 19 umfassend dargestellt. Die vorhabenbedingten 

Auswirkungen auf Naturhaushalt und Landschaftsbild werden in Rahmen der Ge-

samtabwägung berücksichtigt. 

2 Materiell-rechtliche Würdigung 

2.1 Rechtmäßigkeit der Planung 

Der Planfeststellungsbeschluss hat seine Rechtsgrundlage in § 17 Absatz 1 Satz 

1 FStrG.   

 

Der Planfeststellungsbehörde steht ein Gestaltungsspielraum zu, der durch das 

Antragsrecht des Vorhabenträgers und durch dessen Anspruch auf fehlerfreie 

Ermessensausübung begrenzt ist. Die der Gestaltungsfreiheit gesetzten Gren-

zen ergeben sich auch aus den rechtlichen Bindungen, denen die Planfeststel-

lungsbehörde unterworfen ist, und zwar durch 

− die Linienbestimmung gemäß § 16 FStrG, 

− das Erfordernis der Planrechtfertigung, 

− zwingende materielle Rechtssätze (Planungsleitsätze) und 

− das Gebot der Abwägung (vgl. BVerwG, Urteil vom 14.02.1975, Az. 4 C 21.74,  

    DVBl 1975, 713) 

Planungsentscheidungen beinhalten naturgemäß das Problem, dass sie sowohl 

mit verschiedenen privaten Belangen kollidieren als auch, dass die mit der Pla-

nung verfolgten öffentlichen Belange mit anderen öffentlichen Belangen nicht 

vereinbar sind. Aus diesem Grunde muss sich die planende Verwaltung für die 

Bevorzugung des einen und für die Zurückstellung der anderen Belange ent-

scheiden. Dabei darf von vornherein keinem Belang besonderer Vorrang einge-

räumt werden. Sämtliche betroffene Belange sollen durch Abwägung miteinander 

und gegeneinander zum Ausgleich gebracht und erforderlichenfalls überwunden 

werden. 

Das Abwägungsgebot verlangt, dass  

- überhaupt eine Abwägung stattfindet, 

- in die Abwägungen an Belangen eingestellt wird, was nach Lage der Dinge 

in sie eingestellt werden muss, 

- die Bedeutung der betroffenen Belange nicht verkannt wird und 
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- der Ausgleich zwischen den Belangen in einer Weise vorgenommen wird, 

die zur objektiven Gewichtigkeit einzelner Belange nicht außer Verhältnis steht 

(vgl. BVerwG, Urteil vom 14.02.1975, Az.: 4 C 21.74, DVBl 1975, 713). 

Daher stellt der Planfeststellungsbeschluss eine Ermessensentscheidung dar. Er 

legt Art und Gestalt des Vorhabens und die dabei zu beachtenden Belange fest. 

 

Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze wird mit diesem Planfeststellungsbe-

schluss der Plan der „Die Autobahn GmbH des Bundes“ vom 31.10.2022 mit den 

Tekturen vom 11.04.2024 und 30.08.2024 festgestellt. Gleichzeitig wird darin 

über die im Anhörungsverfahren vorgebrachten Einwendungen entschieden, § 

17b FStrG i.V.m. Art. 74 Abs. 1 S. 1 und Abs. 2 S. 1 BayVwVfG. Der Trägerin 

des Vorhabens sind Vorkehrungen über die Errichtung und Unterhaltung von An-

lagen aufzuerlegen, die zum Wohl der Allgemeinheit oder zur Vermeidung nach-

teiliger Wirkungen auf Rechte anderer erforderlich sind, § 17b FStrG i.V.m. Art. 

74 Abs. 2 S.2 BayVwVfG. Unter den Begriff des Allgemeinwohls fallen alle öffent-

lichen Belange, die von der Rechtsordnung als schützenswerte Interessen aner-

kannt sind. Nachteilige Wirkungen auf Rechte anderer liegen nicht nur vor, wenn 

in geschützte Rechtspositionen oder Rechte eingegriffen wird oder entspre-

chende Gefährdungen vorliegen, sondern auch dann, wenn es sich um Belästi-

gungen handelt, die den Betroffenen mit Rücksicht auf die Qualität des Gebiets, 

die konkreten tatsächlichen Verhältnisse, die Schutzwürdigkeit und Schutzbe-

dürftigkeit o.ä. billigerweise nicht ohne Ausgleich zugemutet werden können. Ob 

ein solcher Nachteil erheblich ist, ist danach zu beurteilen, ob er angesichts der 

Schutzbedürftigkeit und Schutzwürdigkeit der Rechte oder Rechtsgüter, auf die 

er sich auswirkt, den Betroffenen noch zugemutet werden kann, ohne dass 

Schutzvorkehrungen angeordnet werden oder eine Entschädigung erfolgt, § 17b 

FStrG i.V.m. Art. 74 Abs. 2 S. 3 BayVwVfG. Es muss sich um Nachteile handeln, 

die nach den Grundsätzen interessensgerechter Abwägung auch unter Berück-

sichtigung des Zwecks und der Bedeutung des geplanten Vorhabens für die All-

gemeinheit oder Dritte und der plangegebenen Vorbelastung des Gebiets billig-

erweise noch zumutbar sind. Soweit das Maß der Zumutbarkeit gesetzlich gere-

gelt ist, hat sich die Planfeststellungsbehörde daran zu halten. Fehlen entspre-

chende Regelungen, so ist die Zumutbarkeitsgrenze nach den Umständen des 

Einzelfalls zu bestimmen.  

2.2 Planrechtfertigung bzw. Erforderlichkeit der Baumaßnahme 

2.2.1 Notwendigkeit der Maßnahme 

Die Planrechtfertigung ist ungeschriebene Voraussetzung einer jeden Fachpla-

nung und Ausdruck des Prinzips der Verhältnismäßigkeit staatlichen Handelns, 

das mit Eingriffen in private Rechte verbunden ist. Sie liegt vor, wenn für das 

konkrete Vorhaben gemessen an den Zielsetzungen des einschlägigen Fachpla-

nungsrechts ein Bedarf besteht und die mit der Maßnahme konkret verfolgten 

Ziele und öffentlichen Interessen generell geeignet sind, etwa entgegenstehen-
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den Eigentumsrechte zu überwinden. Dies ist nicht erst der Fall, wenn das Vor-

haben unausweichlich ist. Notwendig, aber auch ausreichend ist, dass das Vor-

haben gemessen an den Zielen der Fachplanung, vernünftigerweise geboten ist. 

(BVerwG, Urteil vom 16.03.2006, Az. 4 A 1975.04, NVwZ-Beilage I 8/2006, Rdnr. 

182).  

 

Die isolierte Errichtung dieser Anschlussstelle ist nicht Gegenstand des in der 

Anlage zu § 1 Absatz 1 Satz 2 Fernstraßenausbaugesetz (FStrAbG) enthaltenen 

Bedarfsplans für Bundesfernstraßen, so dass ihr Bedarf nicht bereits gesetzlich 

festgestellt ist. Ihre Errichtung ist jedoch nach den Zielen des FStrG vernünftiger-

weise geboten:  

 

Nach § 1 Abs. 1 FStrG müssen Bundesautobahnen, was auch Anschlussstellen 

umfasst, dem weiträumigen Verkehr dienen oder zu dienen bestimmt sein. Mit 

dem Anschluss der Bundesautobahn A 9 an die Bundesstraße B 289 wird diese 

Voraussetzungen der Planrechtfertigung erfüllt. Die Errichtung der neuen An-

schlussstelle verfolgt das Ziel einer verkehrlichen Entlastung der vorhandenen 

Anschlussstelle Münchberg-Süd und der Vermeidung von Sicherheitsdefiziten in-

folge einer Überlastung der Anschlussstelle Münchberg-Nord für den Anschluss-

stellenverkehr und für den durchgehenden Verkehr auf der Autobahn 9. Darüber 

hinaus soll mit dem Vorhaben eine verbesserte Netzverknüpfung mit dem Bun-

desfernstraßennetz erreicht werden. Der Neubau der AS Münchberg ist somit 

gemessen an den Zielen des FStrG aus Gründen des Wohls der Allgemeinheit 

vernünftigerweise geboten. 

2.2.2 Defizite des Bestands  

Da eine planerische Entscheidung notwendigerweise immer in die Zukunft ge-

richtet ist, sind bei der Beantwortung der Frage, ob das Vorhaben vernünftiger-

weise geboten ist, auch Prognosen einzubeziehen, die bezüglich künftiger Ver-

kehrsentwicklungen aufgestellt werden. 

Momentan ist die Stadt Münchberg mit den Anschlussstellen Münchberg- Nord 

und Münchberg-Süd von der BAB A 9 zu erreichen. Durch Straßenverkehr und 

Schwerlastverkehr, der nach Abfahrt von der AS Münchberg-Süd über die St 

2194 die Stadt Münchberg oder die B 289 erreichen will, ist die Ortslage Straas 

von Durchgangsverkehr betroffen. Für Fahrten von der B 289 zur A 9 in nördliche 

Richtung, wird aus westlicher Richtung die Ortsdurchfahrt Gottersdorf genutzt 

(Fahrzeuge ≤ 3,5 t). Vom Schwerverkehr sowie aus östlicher Richtung (z.B. von 

Weißdorf, Sparneck) bzw. südöstlicher Richtung (Zell im Fichtelgebirge) wird 

Münchberg vollständig durchquert und sensible Bereiche belastet (z.B. Klinikum 

Münchberg). 

Für die „Machbarkeitsstudie neue AS Münchberg-Mitte, verkehrliche Wirkungen“ 

(Planunterlage 22.1) wurden im Jahr 2012 Verkehrszählungen an den vorhande-
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nen Anschlussstellen durchgeführt. Die Daten wurden im Rahmen der durchge-

führten Untersuchungen aktualisiert und auf dieser Grundlage ein Istzustand 

2016 ermittelt. Folgende Gesamtbelastungen wurden festgestellt: 

AS Münchberg-Nord  Summe ein- und ausfahrend  rd. 9.800 Kfz/24 h 

AS Münchberg-Süd  Summe ein- und ausfahrend  rd. 4.400 Kfz/24 h 

Die AS Münchberg-Nord ist demnach mehr als doppelt so stark belastet wie die 

AS Münchberg-Süd. Die AS Münchberg-Nord schließt an die St 2194 an, die 

westlich der A 9 mit rd. 9.000 Kfz/24 h und östlich der A 9 mit rd. 12.000 Kfz/24 

h bis zum Gewerbegebiet Münchberg Nord belastet ist. In Richtung Münchberg 

ist die St 2194 im Anschluss an die Einmündung Gewerbegebiet mit 10.800 Kfz/ 

24 h belegt. 

Die AS Münchberg-Süd bindet demnach ebenfalls an die St 2194 an und ist öst-

lich der A 9 mit 5.300 Kfz/24 h belastet. Westlich der A 9 führt sie als HO 21 

weiter und weist noch eine Verkehrsbelastung von 3.100 Kfz/24 h auf. Im Bereich 

der Ortsdurchfahrt Straas hat die St 2194 eine Belastung von 7.200 Kfz/24 h.

  

Eine Verkehrszählung am 29.06.2019 an der Einmündung der Südumgehung 

Münchberg in die St 2194 nördlich Straas hat eine Belastung der St 2194 in 

Straas von 6.600 Kfz/Tag ergeben (Anlage 1 zur Unterlage 22.1), d.h. etwas ge-

ringer als frühere Zählwerte mit 7.200 Kfz/Tag. Andererseits zeigt die Zählung 

den starken Schwerverkehr von rd. 500 Kfz/Tag (140 Lkw, 360 Lastzüge und 

Sattelschlepper) auf der Beziehung zwischen Südumgehung und der St 2194 

durch Straas von/zur AS Münchberg-Süd. Durch den Bau der neuen AS soll vor 

allem dieser Schwerverkehr aus der Ortsdurchfahrt Straas herausgenommen 

werden.  

2.2.3 Zukünftige Verkehrsverhältnisse und Planungsziele 

Nach Umsetzung der geplanten Gesamtmaßnahme ergeben sich folgende Än-

derungen der Verkehrssituation: 

- Herstellung einer regelwerkskonformen, leistungsfähigen, anbaufreien Anbin-

dung der B 289 an die A 9, damit Bildung eines zusammenhängenden Verkehrs-

netzes von Bundesfernstraßen zur Abwicklung des weiträumigen Verkehrs, 

- starke Entlastung der Ortsdurchfahrt Straas, insbesondere vom Schwerverkehr, 

- Entlastung der Stadt Münchberg vom Durchgangsverkehr, 

- Entlastung der Ortsdurchfahrt Gottersdorf, 
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- Bemessung der Trassierungselemente entsprechend der gewählten Planungs-

geschwindigkeit von 60 km/h bzw. 40 km/h; relationstrassierte Strecke, Berück-

sichtigung der räumlichen Linienführung einschließlich der erforderlichen Sicht-

weiten, 

- Knotenpunktform und -betrieb sowie Spuraufteilungen an Knotenpunkten/ Ein-

mündungen auf der Grundlage verkehrstechnischer Berechnungen unter Berück-

sichtigung der Entwicklung des Verkehrsaufkommens. 

Die Belastung der A 9 steigt bei Berücksichtigung der erfolgten Verlegung der B 

289 (Lückenschluss) und ohne die die neue AS Münchberg-Mitte im Nullfall 2035 

auf rd. 70.000 Kfz/24h an. Die summierten Verkehrsströme an den bestehenden 

Anschlussstellen nehmen zu (10.400 Kfz/24h, AS Münchberg-Nord) bzw. bleiben 

etwa gleich (4.500 Kfz/24h, AS Münchberg-Süd). Aufgrund der allgemeinen Ver-

kehrsentwicklung ergeben sich Verkehrssteigerungen mit entsprechend größe-

ren Belastungen von Anwohnern insbesondere im Zuge der St 2194: 

- Helmbrechtser Str.: um 1.500 Kfz auf 12.300 Kfz/24 h 

- Ortsdurchfahrt Straas: um 1.300 Kfz auf 8.500 Kfz/24 h 

Durch die Verlegung der B 289 erfolgt eine Entlastung der Kulmbacher Str. (bis-

herige B 289) um rd. 2.000 Kfz/24 h, im inneren Stadtgebiet bleiben die Entlas-

tungen mit Werten unter 1.000 Kfz/24 h eher gering, da der Anteil des Durch-

gangsverkehrs im Zuge der B 289 nicht besonders groß ist. 

Mit verlegter B 289 wird die neue Anschlussstelle Münchberg-Mitte im Planfall 

2035 mit 8.800 Kfz/24h gleich stark belastet sein wie die AS Münchberg-Nord, 

deren Belastung im Vergleich zum Nullfall um 15 % zurückgeht. Die bestehenden 

Anschlussstellen Münchberg-Nord und Münchberg-Süd werden deutlich entlas-

tet. Dies wirkt sich positiv auf die Verkehrsqualität der vorhandenen Rampenfuß-

punkte aus. Es kann u.a. eine Verbesserung der Qualitätsstufe des Verkehrs 

(nach HBS 2015 [7]) von QSV D auf C (Morgenspitze) bzw. C auf B (Abendspitze) 

an der Rampe West der AS Münchberg-Nord erreicht werden. 

Die Verkehre durch die Stadt Münchberg gehen durch die neue Anschlussstelle 

deutlich zurück. Folgende Straßen werden im Vergleich zum Nullfall besonders 

entlastet: 

- Helmbrechtser Str.: um 3.000 Kfz auf 9.300 Kfz/24h 

- OD Straas: um 1.900 Kfz auf 6.300 Kfz/24h 

Die OD Straas wird deutlich entlastet. Die Schwerverkehrsbelastung wird halbiert 

(von 700 auf 350 Fz/24 h). 

Insgesamt steigert sich die Gesamtbelastung aller Anschlussstellen im Planfall 

um fast 40 % von 14.900 auf 21.200 Kfz/24 h. Somit werden über 3.000 Fahrten/ 
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24h aus der Stadt herausgenommen, die ihre Ziele schneller durch die Benut-

zung der A 9 erreichen können. Dies gilt insbesondere für Fahrten auf der St 

2194 zwischen Helmbrechts und Zielen im Südosten von Münchberg (über B 2, 

B 289 oder HO 18). Diese fahren künftig an der AS Münchberg-Nord auf die A 9, 

verlassen sie an der AS Münchberg-Mitte und fahren über die Südumgehung zu 

den gewünschten Zielen. Gleiches gilt für die Gegenrichtung. 

Somit bewirkt eine neue Anschlussstelle Münchberg-Mitte neben der Entlastung 

der OD Straas eine deutliche Effektivitätssteigerung der Südumgehung Münch-

berg, verbunden mit einer entsprechenden Entlastung der Durchgangsstraßen 

durch Münchberg, insbesondere auch vom Schwerverkehr zur A 9. 

Die Betrachtung der Verkehrszahlen ist in Planunterlage 22.1 zu finden.  

Nach Umsetzung der Maßnahme steht ein leistungsfähiges und regelwerkskon-

form gestaltetes Straßennetz im Bereich der neuen Anschlussstelle Münchberg-

Mitte für den Verkehr zur Verfügung. Der innerstädtische Verkehr kann reduziert 

werden. Insgesamt ist daher von einer deutlichen Verbesserung der Verkehrssi-

cherheit auszugehen. 

2.3 Würdigung und Abwägung der öffentlichen Belange und Belange von öf-

fentlichem Interesse 

2.3.1 Raumordnung, Landes- und Regionalplanung 

Den in den Raumordnungsplänen (Landesentwicklungsprogramm, Regional-

plan) konkretisierten Belangen der Raumordnung und Landesplanung im Sinn 

von Art. 1 Abs. 1, Art. 2 Nrn. 2, 3 und 7 i.V.m. Art. 14, 19 und Art. 21 BayLplG 

wird durch die Planung der AS Münchberg-Mitte voll Rechnung getragen. Insbe-

sondere werden die einschlägigen Ziele der Raumordnung beachtet (§ 4 Abs. 1 

ROG, Art. 3 Abs. 1 BayLplG). Leitziele der Landesentwicklung sind die Schaffung 

und Erhaltung möglichst gleichwertiger Lebens- und Arbeitsbedingungen in allen 

Teilräumen (Art. 5 Abs. 1 BayLplG). Leitmaßstab ist eine nachhaltige Raument-

wicklung, die die wirtschaftlichen, ökologischen und sozialen Belange eines Rau-

mes in Einklang bringt und zu einer dauerhaften, großräumig ausgewogenen 

Ordnung führt (Art. 5 Abs. 2 BayLplG). Hierfür ist eine gute verkehrliche Erschlie-

ßung aller Teilräume des Landes unabdingbar. Dieses Ziel lässt sich in dem weit-

räumigen Flächenstaat Bayern mit leistungsfähigen Straßen entlang der raum-

bedeutsamen Achsen erreichen. Hierzu gehört aber auch die Entlastung belas-

teter Orte und ihrer Bewohner vom Durchgangsverkehr. 

Ein im Landesentwicklungsprogramm festgelegtes Ziel ist es, die Verkehrsinfra-

struktur in ihrem Bestand leistungsfähig zu erhalten und durch Aus-, Um- und 

Neubaumaßnahmen nachhaltig zu ergänzen (LEP 2013 mit Stand 01.06.2023, 

Ziel 4.1.1). Die Einbindung Bayerns in das internationale und nationale Verkehrs-

wegenetz soll verbessert werden (LEP Stand 2023, Grundsatz 4.1.2). Hinsicht-

lich der Straßeninfrastruktur soll das Netz der Bundesfernstraßen sowie der 
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Staats- und Kommunalstraßen leistungsfähig erhalten und bedarfsgerecht er-

gänzt werden (LEP Stand 2023, Grundsatz 4.2). 

Nach dem Regionalplan der Region Oberfranken-Ost (5) wird im Kapitel 4 (zuletzt 

geändert mit Verordnung zur Änderung des Regionalplans Oberfranken-Ost (5) 

vom 20.11.2017, in Kraft getreten am 26.09.2018) unter Punkt 4.4.1 das Ziel ge-

nannt, dass das Straßennetz unter Berücksichtigung der Belange des Natur-

schutzes, der Landschaftspflege und des Immissionsschutzes so zu erhalten und 

auszubauen ist, dass es eine gute flächenhafte Erschließung der Region gewähr-

leistet und dem Fernverkehr gerecht wird. Zudem soll zur weiteren Verbesserung 

der Verkehrserschließung der Region, insbesondere hinsichtlich der Anbindung 

ländlicher Bereiche an die Oberzentren und Mittelzentren, das Netz der überört-

lichen Straßen saniert und bei Bedarf weiter ausgebaut werden. Ortsdurchfahrten 

sollen verbessert bzw. die Städte und Gemeinden durch Ortsumgehungen vom 

Durchgangsverkehr entlastet werden (Grundsatz 4.4.3). Die Verbesserung der 

Verkehrsverhältnisse im Nahbereich des Mittelzentrums Münchberg (St 2194) ist 

eine Straßenbaumaßnahme, die gemäß dem Regionalplan vorrangig durchzu-

führen ist (Ziel 4.4.3).  

Der Neubau der AS Münchberg-Mitte erfüllt die genannten Ziele und Grundsätze 

des Landesentwicklungsprogramms und Regionalplans. Die neue Verknüpfung 

der verlegten B 289 mit der A 9 ergänzt das Netz der vorhandenen Bundesfern-

straßen, erhöht den Nutzen des vorhandenen Fernstraßennetzes und führt zur 

Entlastung des untergeordneten Straßennetzes. 

Das Sachgebiet 24 der Regierung von Oberfranken (Raumordnung, Landes- und 

Regionalplanung) hat der Planung zugestimmt (Stellungnahme vom 24.01.2024). 

Die vorliegende Planung entspricht somit den Zielen der Raumordnung, Landes- 

und Regionalplanung. 

Der Flächennutzungsplan der Stadt Münchberg, rechtskräftig seit 02.04.2015, in 

der Fassung der 3. Änderung v. 10.09.2019, enthält westlich von Straas den Ein-

trag „geplante Ortsumgehung Straas“ und zeigt eine mögliche Trasse für eine 

Ortsumgehung auf. Es handelt sich hierbei nach der Art der Darstellung jedoch 

nicht um eine planerische Aussage der Stadt, sondern um eine sogenannte 

„nachrichtliche Übernahme“ fremder Fachplanungen. Die nun planfestgestellte 

Trassenführung der ortsfernen Anschlussstelle macht aufgrund der Entlastungs-

wirkung auf die Ortsdurchfahrt Straas diese Ortsumgehung voraussichtlich über-

flüssig. Die Anschlussstelle selbst ist im Flächennutzungsplan der Stadt Münch-

berg nicht enthalten, allerdings die seinerzeit bereits geplante und mittlerweile 

realisierte Verlegung der B 289 südlich Münchberg, und zwar ebenfalls als nach-

richtliche Übernahme. Der Flächennutzungsplan der Stadt steht der vorliegenden 

Planung für die Anschlussstelle daher nicht entgegen. Zudem unterstützt die 

Stadt Münchberg den Bau der neuen Anschlussstelle.  
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2.3.2 Planungsvarianten 

2.3.2.1 Grundsätzliches zur Variantenprüfung 

Teil des Abwägungsprogramms im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens für 

eine Straßenbaumaßnahme ist auch die Prüfung von Planungsalternativen.  

Die Planfeststellungsbehörde hat hierbei zu untersuchen, ob Planungsalternati-

ven bestehen, gegen die bei gleicher verkehrlicher Wirksamkeit weniger Belange 

sprechen als gegen die zur Planfeststellung beantragte Lösung. Dabei ist zu un-

tersuchen, ob sich die Planungsziele mit geringeren Eingriffen auf andere Weise 

erreichen lassen. Hieraus folgt die Verpflichtung, der Frage nach schonenderen 

Alternativen nachzugehen (vgl. BVerwG, Urteil vom 07.03.1997, Az.: 4 C 10.96, 

NVwZ 1997, S. 914). Kommen Alternativlösungen ernsthaft in Betracht, so muss 

sie die Planfeststellungsbehörde als Teil des Abwägungsmaterials mit der ihnen 

objektiv zukommenden Bedeutung in die vergleichende Prüfung der von den 

möglichen Varianten jeweils berührten öffentlichen und privaten Belange unter 

Einschluss des Gesichtspunkts der Umweltverträglichkeit einbeziehen (BVerwG, 

Beschluss vom 24.09.1997, Az. 4 VR 21.96, NuR 1998, 95). 

Im Rahmen dieser Alternativenprüfung handelt die Planfeststellungsbehörde al-

lerdings nicht fehlerhaft, wenn sie eine Planalternative genehmigt, obwohl eine 

andere als die von ihr bevorzugte Trassenvariante ebenfalls mit guten Gründen 

vertretbar gewesen wäre. 

Von der Vorhabenträgerin wurden verschiedene Planungsvarianten untersucht. 

Die möglichen Varianten sind in Planunterlage 1 (Erläuterungsbericht) unter Zif-

fer 3.2 dargestellt. 

2.3.2.2 Verzicht auf AS Münchberg-Mitte ("Nullvariante")  

Bei der Null-Variante verbliebe der Zustand so, wie er sich ohne Realisierung der 

geplanten Maßnahmen bzw. des geplanten Gesamtvorhabens darstellt. Ohne 

den Neubau der Anschlussstelle würde der prognostizierte Verkehr über das be-

stehende Straßennetz abgewickelt werden und die Ortsdurchfahrt Straas würde 

weiterhin mit dem Verkehr zur Anschlussstelle Münchberg-Süd belastet. Zu-

nächst ergäben sich keine neuen Belastungen für die Umwelt oder andere 

Schutzgüter. Es bestünde aber weiterhin Bedarf für eine Umgehung des Ortsteils 

Straas, wie im Flächennutzungsplan nachrichtlich eingetragen.  

Bei einem Verzicht auf das Vorhaben sind jedoch Sicherheitsdefizite infolge 

grenzwertiger Belastung der Anschlussstelle Münchberg-Nord für den An-

schlussstellenverkehr und für den durchgehenden Verkehr auf der Autobahn zu 

erwarten. Die Verkehrsprognose 2035 zeigt eine werktägliche Verkehrsbelastung 

von 10.400 Kfz/Tag an der AS Münchberg-Nord. Die Verkehrsqualität an den 

Einmündungen der Rampen in die St 2194 wird um 1 Stufe absinken. Das be-

deutet, dass an der Rampe West das Linkseinbiegen in die St 2194 Richtung 
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Münchberg von der Verkehrsqualität C des Istzustandes mit 23 Sekunden mittle-

rer Wartezeit auf die Qualität D mit 35 Sekunden mittlerer Wartezeit zurückgeht. 

Da die von der AS Münchberg-Nord kommenden Linksabbieger Richtung Münch-

berg ein sehr wichtiger Verkehrsstrom an dieser Einmündung sind, wäre eine 

Verbesserung dieser Situation wünschenswert, um u.a. auch die Verkehrssicher-

heit zu erhöhen. Ohne eine neue Anschlussstelle kann eine Entlastung der An-

schlussstelle Münchberg-Nord aber nicht erfolgen. Für den Planfall (Errichtung 

der Anschlussstelle Münchberg-Mitte) errechnet das Verkehrsgutachten des Bü-

ros Kurzak (Unterlage 22) eine Entlastung der Anschlussstelle-Nord um 14 % auf 

8.800 Kfz/Tag, so dass die Verkehrsqualität an der Rampe West bei Stufe C er-

halten bleibt, was auch für die Verkehrssicherheit von Bedeutung ist. 

Im Ergebnis können weder mit der Null-Variante noch mit verkehrlichen Anpas-

sungsmaßnahmen im Bereich der bereits bestehenden Anschlussstelle Münch-

berg-Nord die angestrebten Ziele einer verbesserten Netzverknüpfung der A 9 

mit dem weiterentwickelten Bundesstraßennetz und eine entsprechende Entlas-

tung der Ortsdurchfahrt Münchberg und insbesondere des Ortsteils Straas an der 

St 2194 erreicht werden. Der Verzicht auf eine Anschlussstelle hätte vielfältige 

und gravierende verkehrliche Nachteile zur Folge und ist daher nicht vorzugswür-

dig. 

2.3.2.3 Beschreibung und Abwägung der geprüften Varianten 

Bei der Planung einer neuen Anschlussstelle an Autobahnen der EKA 1 ist grund-

sätzlich zu berücksichtigen, dass die RAA den Einsatz von „halben Kleeblattsys-

temen“ empfiehlt. Diese Anschlussstellensysteme wären „diagonales halbes 

Kleeblatt“ mit Ausfahrt vor dem Bauwerk, „diagonales halbes Kleeblatt“ mit Aus-

fahrt nach dem Bauwerk und „symmetrisches halbes Kleeblatt“.  

Die Anschlussstelle an die A 9 erfolgt durch eine Verknüpfung als „symmetri-

sches halbes Kleeblatt“ mit Rampen südlich der B 289. Die Ausbildung der An-

schlussstelle erfolgt als teilplanfreier Knotenpunkt. Im Zuge der A 9 werden Ein- 

und Ausfädelungsstreifen angeordnet. Der Anschluss der Rampenfahrbahnen an 

die B 289 erfolgt mittels plangleichen, lichtsignalgeregelten Einmündungen. 

Durch die Lage der B 289 nahe des südlichen Widerlagers der Talbrücke Münch-

berg sind Rampenfahrbahnen zur A 9 nördlich der B 289 ausgeschlossen. Diese 

müssten nämlich entweder im Bereich des Bauwerks anbinden oder den kom-

pletten Talbereich inkl. mehrerer Straßen und Wege sowie die Pulschnitz queren, 

verbunden mit erheblichen negativen Eingriffen in Natur und Umwelt. Aufgrund 

der Überführung der B 289 mittels Talbrücke scheiden auch Kreuzungsvarianten 

oder eine Raute mit Verteilerkreis als mögliche Bauformen der Anschlussstelle 

aus. Kreuzungsvarianten würden ein Vielfaches der Kosten der Planungsvariante 

verursachen und erheblich stärker in die Schutzgüter eingreifen. Es ist offensicht-

lich, dass diese Varianten nicht weiterverfolgt werden müssen. Daher kommt nur 

eine Verknüpfung als „symmetrisches halbes Kleeblatt“ mit Rampen südlich der 

B 289 in Frage.  
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Im Rahmen des Vorentwurfes wurde eine Anbindung der Rampenfahrbahnen als 

vorfahrtgeregelte Knotenpunkte sowie als lichtsignalgeregelte Knotenpunkte von 

der Autobahn GmbH des Bundes in Abstimmung mit dem Staatlichen Bauamt 

Bayreuth untersucht. 

Den höheren Kosten lichtsignalgeregelter Knotenpunkte stehen folgende Vorteile 

gegenüber: 

- deutliche Erhöhung der Verkehrssicherheit für Radfahrer und Fußgänger,  

   denen eine gesicherte Querung ermöglicht wird, 

- Gewährleistung einer hohen Verkehrsqualität für niederrangige Verkehrsströme  

  (Linkseinbieger), auch bei kurzfristigen Änderungen der Verkehrsströme, 

- Erhöhung der Flexibilität bei baustellen- bzw. unfallbedingten Sperrungen der  

  Autobahn. 

Da die Vorteile einer hohen Verkehrsqualität und Verkehrssicherheit die höheren 

Kosten überwiegen, wurde im Ergebnis im Weiteren eine Ausführung lichtsignal-

geregelter Knotenpunkte festgelegt. 

Durch den Bau der Anschlussstelle als symmetrisches halbes Kleeblatt ist auch 

die Trasse der Rampe West vorgegeben.  

Hinsichtlich der Gestaltung des östlichen Anschlussstellenastes (Rampe Ost) 

wurde eine Variantenuntersuchung durchgeführt, um die Beeinträchtigung eines 

möglichen Quartierbaumverdachts sowie der vorhandenen Leitstrukturen für Fle-

dermäuse zu vermeiden bzw. zu verringern. 

Es wurden zwei verschiedene Varianten zur Umfahrung des Baumbestandes 

überprüft. Im Ergebnis konnte festgestellt werden, dass der Schutz des Quartier-

baumverdachts 

Variante 1: über ein großräumiges Abrücken der „Planungsvariante“ oder 

Variante 2: durch eine kleinräumigere, mit zusätzlichen Radien versehene 

Rampe 

in östliche Richtung erreicht werden könnte. Ein westliches, zur A 9 gerichtetes 

Abrücken von der „Planungsvariante“ würde aber die vorhandene Ausgleichsflä-

che „Aufforstung bei Straas“ weiter beeinträchtigen. Beim Abrücken ist zudem 

die Lage eines Hochspannungsmastes zu beachten.  

 

Ein großräumiges, östliches Abrücken der Rampe Ost (Variante 1) würde den 

Flächenumgriff im Vergleich zur gegenständlichen „Planungsvariante“ wesentlich 

vergrößern. Die landwirtschaftliche Inselfläche zwischen der A 9 und der Rampe 

Ost fällt hierbei deutlich größer aus und würde den möglichen Flugkorridor der 
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Fledermäuse abschneiden. Zum Erhalt des östlich gelegenen Quartierbaumver-

dachts müsste noch weiter von der „Planungsvariante“ abgerückt werden. Insge-

samt wurde die Variante 1 ausgeschlossen.   

 

Variante 2 und die gegenständliche „Planungsvariante“ greifen beide in die vor-

handene Ausgleichsfläche ein. Der nördliche Baumbestand kann bei der gegen-

ständlichen Planung erhalten bleiben. Bei Variante 2 ist der Verlust nicht gänzlich 

auszuschließen. Insgesamt wurde die Variante 2 deshalb ebenfalls ausgeschlos-

sen und die gegenständliche „Planungsvariante“ gewählt. Die Vorgehensweise 

und Begründung der gewählten Variante kann seitens der Planfeststellungbe-

hörde ohne weiteres nachvollzogen werden.   

 

Die Varianten 1 und 2 bieten gegenüber der Plantrasse keine entscheidenden 

Vorteile, schneidet aber unter den Gesichtspunkten "Umweltverträglichkeit" und 

"Wirtschaftlichkeit" schlechter ab. Sie können somit bei gleicher Verkehrswirk-

samkeit das vom Maßnahmenträger gesteckte Planungsziel nicht auf andere 

Weise mit geringerer Eingriffsintensität und deutlich weniger Beeinträchtigungen 

für andere Belange als das beantragte Bauvorhaben erreichen.  

Unter Abwägung und Gewichtung aller Bewertungskriterien geht letztlich die 

Planfeststellungsvariante als die zu bevorzugende Variante hervor (vgl. auch un-

ter Nr. 3.2 des Erläuterungsberichts). Die Aussagen des Vorhabenträgers sind 

im Ergebnis sowie in den wesentlichen Inhalten nachvollziehbar und überzeu-

gend und werden von der Planfeststellungsbehörde insoweit auch geteilt. 

2.3.2.4 Andere Varianten, die im Verfahren eingebracht wurden 

Im durchgeführten Anhörungsverfahren wurden im Rahmen von erhobenen Ein-

wendungen Privater oder in den Stellungnahmen von Trägern öffentlicher Be-

lange folgende Alternativtrassen vorgeschlagen bzw. deren Prüfung angeregt: 

Im Beteiligungsverfahren wurde von einem Einwender (P 13) gefordert, eine An-

bindung der der B 289 solle an die Anschlussstelle Münchberg-Süd, und zwar 

über einen Zubringer westlich der A 9 erfolgen.  

Es liegt auf der Hand, dass eine kilometermäßig deutlich längere Umgehung 

westlich der A 9 zu bauen, nicht zielführend ist, da dadurch die Schutzgüter Flä-

che, Boden, Natur deutlich mehr belastet würden und der Bedarf an landwirt-

schaftlich genutzten Flächen eindeutig wesentlich größer wäre. Der gesetzliche 

Auftrag, ein zusammenhängendes Netz aus Autobahnen und Bundesstraßen für 

den überörtlichen Verkehr zu schaffen, wird zudem besser durch den direkten 

Anschluss der B 289 an die A 9 umgesetzt.   

 

In gleicher Weise sind Vorschläge, eine weitere Ausfahrt nördlich der AS Münch-

berg/Nord vorzusehen, an dieser Stelle nicht zu vertiefen. Dieser Vorschlag (ins-

besondere der Einwender P 6 und P 9) zielt darauf ab, den in Ost-West-Richtung 
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verlaufenden großräumigen Verkehr von/zur A 93 von Münchberg weg zu verla-

gern durch Planung einer neuen Bundesstraßentrasse Richtung Schwarzenbach 

a.d.Saale, alternativ durch Planung einer Nordumgehung von Münchberg zur B 

289. Beide Vorschläge stellen keine Alternativen dar, sondern letztlich andere 

Vorhaben in viel größeren Dimensionen, deren Planrechtfertigung sich aus den 

übergeordneten gesetzlichen Vorgaben (Anlage zu § 1 Absatz 1 Satz 2 Fernstra-

ßenausbaugesetz (FStrAbG) - Bedarfsplan für Bundesfernstraßen) nicht ableiten 

lässt. 

Einwender P 8 schlägt vor, auf den westlichen Einmündungsknoten in die B 289 

zu verzichten, stattdessen die westliche Rampe unter der Talbrücke hindurchzu-

führen und an den östlichen Knoten per Kreisverkehr anzubinden. Bei dieser auf-

gezeigten Variante handelt es sich jedoch um eine Knotenpunkt-Ausführungs-

weise, die nicht in den Richtlinien für die Anlage von Autobahnen (RAA) enthalten 

ist. Ein Abweichen von der Richtlinie hätte negative Auswirkungen auf die Ver-

kehrsqualität. Aufgrund des fehlenden Wiedererkennungswerts der Verkehrsfüh-

rung und bestehende Orientierungsgewohnheiten der Verkehrsteilnehmer würde 

demnach auch die Verkehrssicherheit der geplanten Anschlussstelle leiden.  

2.3.2.5 Zusammenfassende Bewertung der Varianten 

Die Wahl der beantragten Planungsvariante ist vom Vorhabenträger nachvoll-

ziehbar begründet und einleuchtend. Eine andere Trassierungsvariante mit glei-

cher verkehrlicher Wirksamkeit, jedoch geringerem Eingriffsumfang ist nicht er-

sichtlich. Die Darstellungen im Erläuterungsbericht sind nicht zu beanstanden.  

2.3.3 Ausbaustandard  

Die Dimensionierung und Ausgestaltung des planfestgestellten Vorhabens sowie 

der Folgemaßnahmen entsprechen auch im Detail einer sachgerechten Abwä-

gung der widerstreitenden Belange. Die Überprüfung und Entscheidung orientiert 

sich hierbei an den "Richtlinien für die Anlage von Autobahnen (RAA)" und "Richt-

linien für die Anlage von Landstraßen (RAL)". Die dort dargestellten, verkehrsbe-

zogenen Gesichtspunkte und straßenbaulichen Erfordernisse sind jedoch keine 

absoluten Maßstäbe. Vielmehr sind diese Erfordernisse auf den Einzelfall bezo-

gen und den sonstigen berührten Belangen gegenüberzustellen. Die festgestellte 

Planung entspricht auch in dieser Hinsicht dem Verhältnismäßigkeitsgebot. Der 

Antragsteller hat die einzelnen Straßenbestandteile nur so bemessen, wie sie 

entsprechend der Verkehrsbelastung notwendig sind. 

Im Einzelnen ergibt sich dies aus den folgenden Überlegungen: 

Ausgehend von der Einstufung der A 9 in die Verbindungsfunktionsstufe 0 und 

die Einordnung in die Straßenkategorie AS 0 nach RIN ergibt sich für die Planung 

der Anschlussstelle nach den RAA eine Entwurfsklasse EKA 1 A. Sie wird als 

Bundesautobahn betrieben und ist daher dem Schnellverkehr mit Kraftfahrzeu-

gen vorbehalten. Die A 9 weist im Bestand einen 6-streifigen Regelquerschnitt 
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RQ 35,5 auf. Im Zuge der A 9 werden Ein- und Ausfädelungsstreifen mit einer 

Breite von 3,75 m ergänzt. Die Autobahn weist im Bereich der geplanten An-

schlussstelle einen geradlinigen bzw. gestreckten Verlauf auf. Die Rampenfahr-

bahnen werden als Q 1- (einstreifig befahrbar) bzw. als gemeinsam geführte, im 

Zweirichtungsverkehr betriebene Q 4-Querschnitte nach RAA ausgebildet. Ana-

log zur durchgehenden A 9 werden die Rampenfahrbahnen als Bundesautobahn 

gewidmet und sind damit nur für den Schnellverkehr mit Kraftfahrzeugen be-

stimmt (Benutzung nur mit Kraftfahrzeugen, deren durch die Bauart bestimmte 

Höchstgeschwindigkeit mehr als 60 km/h beträgt). Für die B 289 ergibt sich durch 

die Einstufung in die Verbindungsfunktionsstufe II – überregionale Verbindung – 

und der Einordnung in die Straßenkategorie LS II nach RIN für die Planung nach 

RAL grundsätzlich eine Entwurfsklasse EKL 2. Die B 289 weist im maßgeblichen 

Bereich eine Entwurfsgeschwindigkeit von 70 km/h und einen Sonderquerschnitt 

SQ 10 auf. Der land- und forstwirtschaftliche Verkehr kann ein parallel verlaufen-

des Wegenetz nutzen, das an mehreren Stellen mit der B 289 bzw. der St 2194 

verknüpft ist. Für den nicht motorisierten Verkehr steht zusätzlich ein parallel ver-

laufender unselbständiger Geh- und Radweg zur Verfügung.  

 

Die in diesen Richtlinien vorgegebenen technischen Ausbauparameter bringen 

die anerkannten Regeln der Technik für die Anlage von Straßen zum Ausdruck. 

Eine Planung, die sich an diesen Vorgaben orientiert, verstößt insoweit nur unter 

besonderen Umständen gegen das fachplanerische Abwägungsgebot (vgl. 

BVerwG, Urteil vom 19.03.2003, DVBl 2003, 1069). Solche besonderen Um-

stände liegen auch bei Berücksichtigung der konkreten örtlichen Gegebenheiten 

und der im Anhörungsverfahren gewonnenen Erkenntnisse nicht vor.  

 

Im Einzelnen wird auf die zutreffenden Ausführungen unter Ziffern 4.1 bis 4.5 der 

Unterlage 1 (Erläuterungsbericht) sowie die Darstellung in den Unterlagen 5, 6, 

und 14 verwiesen. Die technischen Einzelheiten der mit dem Anbau an die B 289 

verbundene Errichtung der beiden Knotenpunkte sowie der damit verbundenen 

Anpassung von öffentlichen Feld- und Waldwegen im Zuge der B 289 ergeben 

sich aus den Ausführungen der Ziffer 4.1, 4.2 und 4.5 der Unterlage 1.  

Die festgestellte Planung stellt damit insgesamt eine ausgewogene und sachan-

gemessene Lösung dar. Die einzelnen Straßenbestandteile sind so bemessen, 

dass auf den jeweiligen Straßen- bzw. Wegeabschnitten eine gefahrlose Abwick-

lung der zukünftigen Verkehrsbelastung sichergestellt ist. Eine (weitere) Redu-

zierung des vorgesehenen Ausbaustandards ist insbesondere im Hinblick auf 

Verkehrssicherheitsbelange nicht vertretbar. Eingriffe in das Grundeigentum so-

wie in Natur und Landschaft sind bereits auf das unumgängliche Maß beschränkt. 

2.3.4 Immissionsschutz  

Das planfestgestellte Vorhaben ist mit den Belangen des Lärmschutzes und des 

Schutzes vor Schadstoffeinträgen in der Luft vereinbar. Die Planung stellt sicher, 

dass keine schädlichen Umwelteinwirkungen durch Verkehrsgeräusche oder 

nachteilige Wirkungen infolge von Luftschadstoffbelastungen ohne Ausgleich 
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verbleiben (§§ 41, 42 BImSchG; Art. 74 Abs. 2 Satz 2 BayVwVfG). Der Maßstab 

zur Bewertung, ob schädliche Umweltauswirkungen durch Verkehrsgeräusche 

oder nachteilige Wirkungen infolge von Schadstoffbelastungen verbleiben, ergibt 

sich aus dem Immissionsschutzrecht, insbesondere aus § 3 Abs. 1 und §§ 41 ff. 

BImSchG. Daraus folgt, dass die Zumutbarkeitsgrenze dann nicht überschritten 

wird, wenn die Grenzwerte der einschlägigen Verordnungen und technischen Re-

gelwerke, die zur Konkretisierung des Begriffs der schädlichen Umwelteinwir-

kung i. S. d. § 3 Abs. 1 BImSchG vorliegen, eingehalten werden. Gleichwohl sind 

auch Beeinträchtigungen, die unterhalb der Zumutbarkeitsgrenze liegen, bei der 

Abwägung zu berücksichtigen (vgl. z.B. BVerwG, Urteil vom 23.11.2005, NVwZ 

2006, 331 Rn. 45). 

2.3.4.1 Verkehrslärm   

2.3.4.1.1 Grundsätzliches 

Beim Bau oder der wesentlichen Änderung von Verkehrswegen ist sicherzustel-

len, dass keine schädlichen Umwelteinwirkungen durch Verkehrsgeräusche her-

vorgerufen werden, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind (§ 41 BIm-

SchG). Die Beurteilung der Zumutbarkeit von Verkehrslärmimmissionen erfolgt 

auf der Grundlage der 16. BImSchV i. V. m. den RLS-19. Voraussetzung für die 

wesentliche Änderung eines Verkehrsweges ist gem. § 1 Abs. 2 der 16. BIm-

SchV, dass eine Straße um einen oder mehrere durchgehende Fahrstreifen für 

den Kraftfahrzeugverkehr erweitert wird, dass durch einen erheblichen baulichen 

Eingriff der Beurteilungspegel des von dem zu ändernden Verkehrsweg ausge-

henden Verkehrslärms um mindestens 3 dB(A) oder auf mindestens 70 dB(A) am 

Tage oder mindestens 60 dB(A) in der Nacht erhöht wird oder dass in einem 

Gebiet, das nicht Gewerbegebiet ist, der Beurteilungspegel des von dem zu än-

dernden Verkehrsweg ausgehenden Verkehrslärms von mindestens 70 dB(A) 

am Tage oder 60 dB(A) in der Nacht durch einen erheblichen baulichen Eingriff 

erhöht wird. Vorliegend ist das Berechnungsverfahren nach der RLS-19 durch-

zuführen, da der Antrag auf Durchführung des Planfeststellungsverfahrens nach 

dem 1. März 2021 gestellt wurde (vgl. § 6 der 16. BImSchV). 

Der Neubau der AS Münchberg-Mitte stellt keinen (Neu-)Bau einer Straße im 

Sinne des § 1 Abs. 1 der 16. BImSchV dar. Gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 der 

16. BImSchV ist eine Änderung wesentlich, wenn eine Straße um einen oder 

mehrere durchgehende Fahrstreifen für den Kraftfahrzeugverkehr baulich erwei-

tert wird. Dies ist bei der vorliegenden Maßnahme nicht der Fall. 

Der Bau der Anschlussstelle Münchberg stellt aber einen erheblichen baulichen 

Eingriff i.S.d. § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr.2 der 16.BImSchV dar. 

Ob im Weiteren eine wesentliche Änderung gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 der 

16. BImSchV vorliegt, ist im vorliegenden Fall anhand von lärmtechnischen Be-

urteilungspegeln zu überprüfen. 
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Beurteilungspegel sind gem. § 3 der Verkehrslärmschutzverordnung (16. BIm-

SchV) zu berechnen. Diese Berechnung erfolgt bundeseinheitlich nach den 

Richtlinien für den Lärmschutz an Straßen, Ausgabe 2019 (RLS-19). An die An-

wendung der RLS-19 besteht eine gesetzliche Bindung. Die einheitliche Berech-

nung gewährleistet vor allem im Interesse einer Gleichbehandlung die Vergleich-

barkeit der Ergebnisse. Die Verkehrslärmschutzverordnung schreibt auch des-

halb Lärmberechnungen vor, damit Beurteilungspegel zur Nachprüfbarkeit von 

Verwaltungsentscheidungen jederzeit reproduzierbar sind und eine objektive 

Vergleichbarkeit zwischen verschiedenen Berechnungsvarianten gegeben ist. 

Die gesetzlichen Immissionsgrenzwerte sind nach § 2 Abs. 1 der 16. BImSchV 

abhängig von der Art der baulichen Nutzung, die sich aus den Festsetzungen in 

den Bebauungsplänen ergibt. Wohngebäude im Außenbereich ohne Festsetzun-

gen in Bebauungsplänen sind entsprechend der tatsächlichen Nutzung und ihrer 

Schutzbedürftigkeit gem. § 2 Abs. 2 der 16. BImSchV wie Kern-, Dorf- und Misch-

gebiete zu schützen. Die gesetzlichen Immissionsgrenzwerte betragen nach § 2 

Abs. 1 der 16. BImSchV für  

• Krankenhäuser, Schulen, Kurheime und Altenheime 57/47 dB(A) tags/nachts 

• reine und allgemeine Wohngebiete, Kleinsiedlungen 59/49 dB(A) tags/nachts 

• Kerngebiete, Dorfgebiete und Mischgebiete 64/54 dB(A) tags/nachts 

• Gewerbegebiete 69/59 dB(A) tags/nachts 

Die zulässigen Immissionsgrenzwerte für die bebauten Gebiete entlang der Au-

tobahn richten sich nach den Festlegungen in den Bebauungsplänen. Sofern 

keine Bebauungspläne vorliegen, erfolgt die Einstufung entsprechend der 

Schutzbedürftigkeit, also nach der tatsächlich vorhandenen, baulichen Nutzung. 

Die bauliche Nutzung ist in den Planunterlagen 3.2 und 7 dargestellt. 

2.3.4.1.2 Verkehrsprognose 

Bedeutsam für die Beurteilung der künftigen Verkehrslärmbelastung ist die Ver-

kehrsprognose. Zur Ermittlung des Prognoseverkehrs 2035 auf der A 9 und den 

Ästen der neuen AS wurde ein Verkehrsgutachten bei Prof. Dr.-Ing. Harald 

Kurzak in Auftrag gegeben (Planunterlage 22.1). Demnach wird die Verkehrsbe-

lastung im Abschnitt der A 9 zwischen den AS Münchberg-Nord und Münchberg-

Süd für den Prognosehorizont 2035 als Berechnungsgrundlage wie folgt ange-

geben: 

Verkehrsbelastung DTV2035:     71.700 Kfz/24h 

Schwerverkehr DTVSV,2035:     16.260 Kfz/24h 

Stündliche Belastung Tag mT,2035:    3.860 Kfz/Std 

Stündliche Belastung Nacht mN,2035:   1.220 Kfz/Std 
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Fahrzeug-Anteile Tag:      7,0 / 13,0 / 0,07 % 

Fahrzeug-Anteile Nacht:     10,0 / 30,0 / 0,04 % 

Zulässige Geschwindigkeit (Pkw/Lkw):   130 / 90 km/h (gem. RLS 19) 

Steigung:        ≤ 5 % 

Die neue AS Münchberg-Mitte wird in den schalltechnischen Berechnungen für 
den Prognoseverkehr 2035 wie folgt berücksichtigt: 

Rampe Ost 

Verkehrsbelastung DTV2035:     4.400 Kfz/24h 

Stündliche Belastung Tag mT,2035:    227 Kfz/Std 

Stündliche Belastung Nacht mN,2035:   35 Kfz/Std 

Fahrzeug-Anteile Tag:      3,0 / 5,0 / 0,5 % 

Fahrzeug-Anteile Nacht:     5,0 / 7,0 / 0,4 % 

Rampen-Geschwindigkeit Ausfahrt (Pkw/Lkw): 70 / 70 km/h 

Rampen-Geschwindigkeit Einfahrt (Pkw/Lkw):  60 / 60 km/h 

Steigung:        ≤ 5 % 

Rampe West 

Verkehrsbelastung DTV2035:     4.400 Kfz/24h 

Stündliche Belastung Tag mT,2035:    227 Kfz/Std 

Stündliche Belastung Nacht mN,2035:   35 Kfz/Std 

Fahrzeug-Anteile Tag:      3,0 / 5,0 / 0,5 % 

Fahrzeug-Anteile Nacht:     5,0 / 7,0 / 0,4 % 

Rampen-Geschwindigkeit Einfahrt (Pkw/Lkw):  70 / 70 km/h 

Rampen-Geschwindigkeit Ausfahrt (Pkw/Lkw): 60 / 60 km/h 

Steigung:        > 5,0 % 

2.3.4.1.3 Schalltechnische Berechnung 

Die Berechnung der Immissionen erfolgte nach den „Richtlinien für den Lärm-

schutz an Straßen (RLS-19)“. Das Geländemodell wurde auf Grundlage aktueller 

digitaler Geländemodelle der Bayerischen Vermessungsverwaltung erstellt. Die 

tatsächlich vorhandenen Wohngebäude sind im Modell enthalten. Die abschir-

mende Wirkung für autobahnabgewandte Immissionsorte wurde in den Berech-

nungen berücksichtigt. Für die Straßendeckschichttypen wurden Korrekturwerte 

verwendet (Planunterlage 17.1, Punkt 3.1). 
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Die schalltechnischen Berechnungen wurden für die im Einflussbereich der Au-

tobahn und der geplanten AS nächstgelegenen Wohnbebauungen durchgeführt 

(Immissionsorte). Dies ist im Osten der Ortsteil Straas der Stadt Münchberg mit 

einem Abstand von ca. 200 m, gemessen vom Fahrbahnrand der östlichen 

Rampe. Der genannte Ortsbereich wird als „reines und allgemeines Wohngebiet“ 

eingestuft. In ca. 335 m nordwestlicher Richtung vom Knotenpunkt der westlichen 

Rampe befinden sich ein Einzelanwesen der Ortschaft Poppenreuth. Die Immis-

sionsorte sind in Planunterlage 7 dargestellt. An den Wohnbebauungen wurden 

die Immissionspunkte im Erdgeschoss (Höhe = 2,80 m über Gelände) und im 

Obergeschoss (Höhe = 5,60 m über Gelände) berechnet. 

Die Ergebnisse der schalltechnischen Berechnung sind in Anlage 1 der Planun-

terlage 17 aufgeführt. Daraus ist abzulesen, dass bereits im Prognosenullfall 

2035 (ohne den Bau der Anschlussstelle) an fünf Anwesen die Immissionsvor-

sorgewerte um bis zu 4,7 dB(A) überschritten werden. Weiterhin kann als Ergeb-

nis festgestellt werden, dass durch den Bau der AS keine erstmalige oder weitere 

Überschreitung auf bzw. von mindestens 70 dB(A) tags oder 60 dB(A) nachts 

auftritt. Bei fünf Wohngebäuden (Immissionsorte 60, 65, 66, 67, 68) wird der Be-

urteilungspegel bei der Variante 1 (Planungsnullfall) jedoch um mindestens 3 

dB(A) sowohl am Tag als auch in der Nacht erhöht. Eine wesentliche Änderung 

i. S. d. § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 der 16. BImSchV infolge der geplanten AS Münch-

berg-Mitte liegt demnach vor. Für die betroffenen Immissionsorte entsteht somit 

dem Grunde nach ein rechtlicher Anspruch auf Lärmschutzmaßnahmen. Diese 

sind in Planunterlage 7 gesondert kenntlich gemacht. 

Lärmschutzmaßnahmen sind daher erforderlich. Dieses Ergebnis wird durch die 

Stellungnahme des SG 50 der Regierung von Oberfranken vom 04.03.2024 be-

stätigt. 

2.3.4.1.4 Lärmschutzmaßnahmen 

Vor dem Neubau der AS Münchberg-Mitte sind folgende Lärmschutzanlagen vor-

handen: 

Betr.-km 271,661 – 272,187 links 

Transparente Wand 3,0 m über Gradiente auf Bauwerk 

Betr.-km 271,664 – 272,186 rechts 

Transparente Wand 3,0 m über Gradiente auf Bauwerk 

Betr.-km 272,187 – 272,787 links 

Wall 3,0 m über Gradiente + Wand 2,5 m (= 5,5 m über Gradiente) 

Betr.-km ab 272,787 links 

Wall 6,0 m über Gradiente 
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Für den Neubau der AS ist der vorhandene Lärmschutz (Wall 3,0 m über Gradi-

ente + Wand 2,5 m) im Bereich von Betr.-km 272,465 bis 272,660 auf einer Länge 

von ca. 195 m zu unterbrechen und an die neuen Gegebenheiten anzupassen. 

Aufgrund der vorliegenden, wesentlichen Änderung besteht ein rechtlicher An-

spruch auf Lärmschutzmaßnahmen für diejenigen angrenzenden Wohngebäude, 

bei denen eine wesentliche Änderung i. S. d. Verkehrslärmschutzverordnung (16. 

BImSchV) festgestellt wurde. Zur Wahl und Dimensionierung der Lärmschutz-

maßnahmen sind die oben unter 2.3.4.1.1 genannten Immissionsgrenzwerte der 

Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV) maßgeblich. Gleichwohl gehen 

mit dem Bau der AS auch Pegeländerungen an Wohnbebauungen einher, die 

nicht unter den Begriff der wesentlichen Änderung fallen, aber dennoch über den 

maßgeblichen IGW der Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV) liegen. 

Hier besteht grundsätzlich kein Anspruch auf Lärmschutzmaßnahmen. Diese 

Fälle sollen jedoch keine Verschlechterung zum Bestand ohne AS erleiden. 

Für die östlich der A 9 gelegenen Immissionsorte 01 und 03 „Kulmbacherstraße“ 

und die westlich der A 9 gelegenen Immissionsorte 61, 62 und 64 „Unterpoppen-

reuth“ stellt die schalltechnische Untersuchung fest, dass der Bau der neuen AS 

keinen Einfluss auf diese Immissionsorte hat. Durch den Bau der neuen AS wer-

den Änderungen nur an den östlich gelegenen Lärmschutzeinrichtungen erfor-

derlich. Die transparenten Lärmschutzwände auf der Talbrücke Münchberg blei-

ben unverändert. Für die westlich gelegenen Immissionsorte liegt entsprechend 

den Ergebnistabellen in Anlage 1 auch keine wesentliche Änderung i. S. d. § 1 

Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV) vor. 

Für die verbleibenden Immissionsorte IO 60, 65, 66, 67, 68 wird bei der Wahl 

eines geeigneten Lärmschutzes in einem ersten Schritt zunächst sichergestellt, 

dass von der geplanten AS keine Verschlechterung zum Bestand ohne AS für 

die angrenzende Wohnbebauung ausgeht. Im zweiten Schritt ist zu beurteilen, 

mit welchen baulichen und technischen Maßnahmen die zulässigen Immissions-

grenzwerte unter Berücksichtigung der Verhältnismäßigkeit eingehalten werden 

können. Die Einhaltung der maßgeblichen Immissionsgrenzwerte wird auf dieje-

nigen Immissionsorte bezogen, denen entsprechend des § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 

Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV) Lärmschutzmaßnahmen zu-

stehen. 

Der Wahl der Vorzugslärmschutzvariante liegen folgende Kriterien zu Grunde: 

-  Vorrang aktiver vor passiven Schallschutz 

-  Verhältnismäßigkeit nach § 41 Abs. 2 BImSchG 

-  Topografie 

-  Bodenmanagement 
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Für den Nachweis der Verhältnismäßigkeit werden die Kriterien „Kosten je 

Schutzfall“ (u.a. Urteile BVerwG Az.: 9 A 72.07 und 9 A 19.11) und „Sprungkos-

ten“ (u.a. Urteil BVerwG Az.: 9 A 20.11) herangezogen. Hiermit kann ein Nach-

weis der Verhältnismäßigkeit gemäß § 41 Abs. 2 BImSchG erbracht werden. 

Die „Kosten je Schutzfall“ beschreiben hierbei die Kosten, die jeweils zur „Lö-

sung“ eines Schutzfalls erforderlich sind. Hierbei werden die Gesamtkosten einer 

Lärmschutzvariante durch die Anzahl der gelösten Schutzfälle dividiert. 

Die „Sprungkosten“ beschreiben im Vergleich der einzelnen Varianten die zu-

sätzlichen Kosten, die zur Lösung eines weiteren Schutzfalls erforderlich sind. 

Hierzu wird die Differenz der Gesamtkosten zweier Varianten durch die zusätz-

lich gelösten Schutzfälle dividiert. Sind diese schutzfallbezogenen, zusätzlichen 

Kosten geringer als die „Kosten je Schutzfall“ der jeweils zu vergleichenden Va-

rianten wird von einem günstigen Faktor (Faktor < 1) gesprochen. 

Für die untersuchten Lärmschutzmaßnahmen werden folgende Kostenansätze 

zum Stand 2020 zu Grunde gelegt: 

Lärmschutzwand (netto): 588,00 € / m² (700,00 € / m² brutto bis Höhe ≤ 6 m); ab 

Höhen > 6 m zzgl. 20 % Mehraufwand 

Lärmschutzwall (netto): 126,00 € / m² (150 € / m² brutto) 

Passiver Lärmschutz (netto): 20.000,00 € / Anwesen 

Die bestehende Lärmschutzwand „LS-BW A9 Münchberg südlich Talbrücke, FR 

Berlin“ (B_9_L272-1L, Bauwerksnummer 5836702) wurde im Jahr 2001 errichtet. 

Die überwiegend aus Holz bestehende Lärmschutzwand steht mittelfristig zur Er-

neuerung an. Im Zuge des geplanten Baus der neuen AS ist daher beabsichtigt, 

diese auf der verbleibenden Gesamtlänge von rund 400 m zu Lasten von Erhal-

tungsmitteln neu zu errichten. Bei den Gesamtkosten der untersuchten Lärm-

schutzvarianten wird daher nur die jeweils erforderliche Erhöhung der bestehen-

den Lärmschutzwand berücksichtigt, die immissionstechnisch aus dem Bau der 

AS veranlasst wäre. 

Es wurden folgende Lärmschutzvarianten betrachtet:  

V1: Die Variante 1 beschreibt den Planungsnullfall und betrachtet den Bau der 

AS. Die bestehende Lärmschutzeinrichtung (Wall 3,0 m und Wand 2,5) wird hier-

bei auf einer Länge von 195 m als geöffnet bzw. unterbrochen betrachtet. Es 

treten in fünf Fällen Überschreitungen der maßgeblichen IGW auf. 

V2: Die Variante 2 sieht den Neubau von insgesamt 275 m Wall (3,0 m) und 

Wand (2,5 m) sowie den Anschluss an die bestehende Lärmschutzeinrichtung 

vor. Die bestehende Lärmschutzwand „B_9_L272-1L“ wird bei dieser Varianten 

nicht erhöht. Es wird ein lärmtechnisch optimierter Asphaltbelag auf der BAB A9 
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vorgesehen. Mit der vorgestellten Maßnahme wird kein Schutzfall gelöst. Es ver-

bleiben fünf Überschreitung der maßgeblichen IGW. Überschreitungen von > 3 

dB(A) treten in vier Fällen auf. 

V3 (zur Planfeststellung beantragt): Die Variante 3 sieht den Neubau von 275 m 

Wall (3,0 m) und Wand (3,5 m) bzw. Wand (4,0 m) und die Erhöhung der beste-

henden Lärmschutzwand „B_9_L272-1L“ um 1,0 bzw. 1,5 Meter vor. Es wird ein 

lärmtechnisch optimierter Asphaltbelag auf der BAB A9 vorgesehen. Die Kosten 

je Schutzfall liegen bei 1.023.000 € (netto). Die Sprungkosten weisen im Ver-

gleich zur Variante 2 (V2) einen günstigen Faktor auf. Es verbleiben vier Über-

schreitungen der maßgeblichen IGW. Überschreitungen von > 3 dB(A) treten in 

drei Fällen auf. 

V4 (Vollschutz): Die Variante 4 sieht den Neubau von 275 m Wall (3,0 m) und 

Wand (14,0 m) und die Erhöhung der bestehenden Lärmschutzwand „B_9_L272-

1L“ um 11,5 m vor. Zusätzlich wird eine 200 m lange 4,0 m hohe Lärmschutzwand 

südlich der Lärmschutzanlage LS02 vorgesehen. Es wird ein lärmtechnisch opti-

mierter Asphaltbelag auf der BAB A9 vorgesehen. Die Kosten je Schutzfall liegen 

bei rund 1.389.000 € (netto). Die Sprungkosten weisen im Vergleich zu den Va-

rianten 2 und 3 ungünstige Faktoren auf. Es verbleibt keine Überschreitung der 

maßgeblichen IGW. Die Gesamthöhe der Lärmschutzanlage von rund 17,0 m 

erfordert umfangreiche Eingriffe auch in die bestehenden Wälle und das unmit-

telbare Umfeld der Anschlussstelle. 

Die Planung stellt darauf ab, dass durch den Bau der geplanten AS keine Ver-

schlechterung zum Bestand ohne AS einhergeht. Dies kann durch die Variante 3 

(V3) und zusätzliche passive Schallschutzmaßnahmen sichergestellt werden. 

Diese Kombination wird somit als „Mindestvariante“ vorgesehen. Die Verbesse-

rung ist in der Anlage 1 „Ergebnisstabelle“ der immissionstechnischen Untersu-

chung (Unterlage 17) dargestellt. 

Hierzu ist im Bereich der geplanten AS somit eine Lärmschutzeinrichtung mit ei-

ner Gesamthöhe von 6,5 m bzw. 7,0 m erforderlich. Angelehnt an den Bestand 

wird für die Verlängerung der bestehenden Lärmschutzeinrichtung in die AS hin-

ein ein Wall mit aufgesetzter Wand (Wall 3,0 m + Wand 3,5 m bzw. Wand 4,0 m; 

LA 01 und LA 02) vorgesehen. Die bestehende Lärmschutzwand ist auf gesamter 

Länge um einen Meter zu erhöhen. 

Die Variante 3 (V3) wurde im vorherigen Schritt bereits als Mindestvariante zur 

Verbesserung gegenüber dem Bestand gewählt. Hierbei verbleiben insgesamt 

vier Überschreitungen der maßgeblichen Immissionsgrenzwerte, der fünfte 

Schutzfall IO 68 wird gelöst. Die Variantenuntersuchung zur Wahl einer geeigne-

ten Lärmschutzvariante zeigt im Ergebnis auf, dass ein vollständiger Schutz der 

angrenzenden Wohnbebauung und die Einhaltung der maßgeblichen Immissi-

onsgrenzwerte an allen Immissionsorten nur mit der Variante 4 (V4) erreicht wer-

den könnte. Hierzu wäre eine deutliche Erhöhung der bestehenden Lärmschutz-

einrichtung auf insgesamt 17,0 m (Wall 3,0 m + Wand 14,0 m über Gradiente) 
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sowie eine zusätzliche Lärmschutzeinrichtung mit 9,0 m Höhe (Wall 6,0 m + 

Wand 4,0 m über Gradiente) erforderlich. Die Höhe begründet sich maßgeblich 

durch die Lage einiger Immissionsorte, die teilweise deutlich oberhalb der Gradi-

ente liegen. Bei dieser Gesamthöhe wäre kostenseitig außerdem zu berücksich-

tigen, dass die vorhandene Dammaufstandsfläche des vorhandenen Lärm-

schutzwalls nicht mehr ausreichend wäre. Dies würde somit weitere, umfangrei-

che Eingriffe in das Umfeld der neu zu errichtenden Lärmschutzwand erfordern. 

Die Kosten betragen bei der Variante 4 (V4) 1.389.000 € je gelösten Schutzfall 

und sind als unverhältnismäßig zu bewerten. Die Sprungkosten weisen gegen-

über der Variante 3 (V3) einen ungünstigen Faktor von > 1 auf. Insgesamt steht 

die Variante 4 (V4) außer Verhältnis zum angestrebten Schutzzweck. 

Die Wahl der Variante 3 ist daher nachvollziehbar begründet. Über die Variante 

3 (V3) hinausgehende aktive Lärmschutzmaßnahmen werden daher nicht vorge-

sehen. Für die vier verbliebenen Überschreitungen der maßgeblichen Immissi-

onsgrenzwerte (Immissionsorte 60, 65, 66 und 67) bei Variante 3 (V3) besteht 

somit dem Grunde nach Anspruch auf passive Schallschutzmaßnahmen erfor-

derlich. Dass diese dem Grunde nach erforderlich sind, wird als Auflage unter A. 

4.2.1 vorgesehen.  

2.3.4.1.5 Einwendungen zu Lärmschutzmaßnahmen 

Der Einwender P 2 trägt vor, die geplanten Lärmschutzmaßnahmen seien nicht 

ausreichend. Dies würden die Messdaten beim direkten Nachbarn zeigen. Hier 

würden die Grenzwerte deutlich überschritten. Sein Haus und sein Kuhstall wür-

den auf gleicher Ebene liegen, die zusätzliche Lärmbelastung betreffe auch seine 

Familie. Auch auf die Tiere sei im Sinne des Lärmschutzes Rücksicht zu nehmen.  

 

Der Immissionsort des Petenten P 2 erfährt – wie den Ergebnistabellen der 

schalltechnischen Untersuchungen (Anlage 1 zu Unterlage 17.1) zu entnehmen 

ist - , keine Überschreitung der Lärmvorsorgegrenzwerte der 16. BImSchV. Zu 

berücksichtigen ist, dass sich das Gebäude bereits im Mischgebiet/Dorfgebiet 

befindet, so dass die Vorsorgewerte bei 64 dB(A) tags bzw. 54 dB(A) nachts lie-

gen. Die berechneten Werte bei der planfestgestellten Lärmschutzvariante V3 

erreichen maximal 55,2 dB(A) tags bzw. 50,4 dB(A) nachts und sind von den 

Grenzwerten somit weit entfernt. Die Werte verbessern sich sogar gegenüber 

dem aktuellen Bestand um bis zu 1,9 dB (A) nachts. Es gibt für das Anwesen 

keinen rechtlichen Anspruch auf weitergehende Lärmschutzmaßnahmen.  

 

Die Einwender P 3 befürchten eine Verletzung ihres Rechts auf Schutz der Woh-

nung sowie eine Verletzung des Rechts auf körperliche und psychische Gesund-

heit. Der Staat habe die Pflicht, seine Bürger vor schädlichen und unzumutbaren 

Wohn- und Lebensbedingungen zu schützen. Der Neubau der Autobahnauffahrt 

greife erheblich in das Recht auf körperliche und psychische Gesundheit und an-

gemessenes Wohnen der Anwohner ein. Der gesundheitsgefährdende Lärm sei 

jetzt schon extrem, werde vom bestehenden Lärmschutz nur sehr unzureichend 
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abgefangen und regelmäßig durch ungünstige Wetterlagen verstärkt. Die mit der 

Autobahnauffahrt verbundene Öffnung des Lärmschutzwalls werde sich unver-

meidlich lärmsteigernd auswirken. Anlage 1 zu Unterlage 17.1 zeige gerade eine 

Erhöhung des Lärms auf das eigene Grundstück, die Überschreitung des Grenz-

werts mache ein psychisch und physisch gesundes Wohnen unmöglich. Das 

Problem der Lärmbelastung in Straas werde nur verlagert, weg von der St 2194 

hin zum Wohngebiet „Am Schödelein“. Dies sei keine nachhaltige Lösung, zumal 

der Durchgangsverkehr durch Straas jetzt schon abnehme, die Prognosen seien 

daher veraltet.  

Die Verkehrsuntersuchung wurde 2017 erstellt, im Jahr 2019 um eine Verkehrs-

befragung (Ziel- und Quellverkehr) erweitert und 2021 unter Betrachtung der zu-

rückgehenden Verkehrszahlen angepasst. Die Ergebnisse sind in Unterlage 22.1 

dargestellt. Die Prognosen sind von einem sehr erfahrenen und anerkannten 

Gutachterbüro erstellt und daher auch nach Auffassung der Planfeststellungsbe-

hörde nach wie vor aktuell und belastbar. Die Lärmimmissionen wurden gemäß 

der 16. BImSchV berechnet. Durch die gewählten aktiven Lärmschutzmaßnah-

men in der Variante V 3 (Wall/Lärmschutzwand) wird bereits eine Verbesserung 

der Situation des Einwendergrundstücks im Vergleich zum Prognosenullfall her-

beigeführt (bis minus 0,5 dB(A) gegenüber dem Bestand). Der verbleibende Wert 

des Immissionspegels von bis zu 57,9 dB(A) tags bzw. 53,2 dB(A) nachts liegt 

deutlich unterhalb der Schwelle zur Gesundheitsgefährdung von 70 dB(A) tags 

bzw. 60 dB(A) nachts. Da sich das Gebäude aber bereits im Wohngebiet befin-

det, gelten niedrigere Vorsorgewerte von 59 dB(A) tags bzw. 49 dB(A) nachts, 

die hier zumindest nachts noch überschritten werden. Der Eigentümer des An-

wesens hat daher Anspruch auf passiven Lärmschutz (s. oben).    

 

Der Einwender P 4 verweist auf den Grundsatz der möglichst weitgehenden Ver-

meidung schädlicher Umwelteinwirkungen (§ 41 Abs. 1 BImSchG). Der vorgese-

hene aktive Lärmschutz sei unzureichend und deshalb zu erweitern, insbeson-

dere seien die Wälle/Lärmschutzwände an den Rampen jeweils über das plane-

risch vorgesehene Maß hinaus noch bis kurz vor die Lichtzeichenanlagen an der 

B 289 zu verlängern. Zudem sei die Öffnung des derzeit an der Ostseite der A9 

vorhandenen Schallschutzes im Bereich zwischen der geplanten Aus- und Ein-

fädelspur mit einer ergänzenden Schallschutzwand am Fahrbahnrand zu verse-

hen (mind. 4,5 m über Straßenniveau). Nur so könne man auch die auf fast den-

selben Höhenkoordinaten liegenden Wohngebiete Franzensbader Straße, Pilse-

ner Straße und Theodor-Heuss-Straße hinsichtlich Lärm entlasten und eine Ge-

sundheitsgefährdung und Wertminderung der dortigen Anwesen ausschließen. 

Es sei unverständlich, weshalb dort kein Immissionsort gemessen wurde und 

weshalb für diesen Bereich keine Isophonenkarte vorliege. 

Hierzu ist zu entgegnen, dass der Verlauf der Isophonen für die beiden Grenz-

werte „Wohngebiet“ vorliegt und in Unterlage 7 auch dargestellt ist. Der Verlauf 

der Isophonen liegt deutlich westlich des Wohngebiets Franzensbader Straße, 

Pilsener Straße und Theodor-Heuss-Straße. Der Abstand zwischen Franzensba-

der Straße und Knotenpunkt 2 (B 289 und Rampe Ost) liegt bei ca. 700 m. Die 
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Entfernung von der Isophone 49 dB(nachts) zum genannten Wohngebiet liegt bei 

ca. 230 m. Demnach ist mit keiner Überschreitung der Immissionsgrenzwerte 

durch die geplante Maßnahme zu rechnen. Das Berechnungsverfahren der RLS-

19 unterstellt im Übrigen, dass der Wind von der Straße zum Immissionsort weht, 

so dass die in Münchberg vorherrschende Hauptwindrichtung bereits berücksich-

tigt ist. Das Berechnungsergebnis liegt daher für den Betroffenen auf der „siche-

ren Seite“. Ebenso sind die Neigungen der Rampen, der Autobahn und der B 289 

in den Berechnungen berücksichtigt. Die gewünschte Erweiterung der Lärm-

schutzmaßnahmen ist lärmtechnisch nicht sinnvoll. Durch die Verlängerung des 

Lärmschutzwalles werden nach den vorliegenden schalltechnischen Gutachten 

keine zusätzlichen Lärmschutzfälle gelöst (zur „Schutzfallmethode“ vgl. oben) 

bzw. keine wesentliche Verbesserung erreicht. Durch die gewählten aktiven 

Lärmschutzmaßnahmen wird generell eine Verbesserung der Situation herbeige-

führt.  

Die Einwender P 6 sind der Meinung, da die Baumaßnahme aufgrund von Flä-

chenverbrauch, Immissionserhöhungen (Lärm, Luft, etc.), mehr Nachteile und 

Probleme schaffe, müsse am Ende ggf. die Lösung sein, die bisherigen Um-

stände und Gegebenheiten hinzunehmen. Sie fordern folglich die „Nullvariante“.  

Gem. Schallschutzgutachten hätten sie Anspruch auf passive Schallschutzmaß-

nahmen aufgrund rechnerisch nachgewiesener Berechnungen. Diese Maßnah-

men könnten aber niemals ausreichend dimensioniert werden, um das Wohnum-

feld ausreichend und menschenwürdig zu schützen. Aufgrund der fehlenden Be-

rücksichtigung einiger Grundstücke bei den passiven Schallschutzmaßnahmen 

wird gefordert, nachzubessern. 

Für sie persönlich entstehe nun eine zusätzliche und massivere Lärmquelle (Aus-

fahrt), jetzt Beschallung der Terrasse und der Kinder- /Schlafzimmer im OG. lm 

Übrigen wird auf die im schallschutztechnischen Gutachten gewählte V3 verwie-

sen, die die Überschreitung der zulässigen Werte (rechnerisch) zulasse. Dies sei 

nicht akzeptabel. Bereits heute seien bei entsprechender Witterung des im Be-

reich der Autobahnbrücke erzeugten Lärms, unzumutbare Überschreitungen am 

Anwesen (Kinderzimmer im OG, Eingangsbereich und Terrasse) festzustellen. 

Durch die Schaffung einer entsprechenden weiteren nicht beherrschbaren Lärm-

quelle sei das Recht gem. Art. 2 Abs. 2 GG in erheblichen Umfang außer Kraft 

gesetzt. Ergänzend gilt dies auch für die im Gutachten nicht berücksichtigten aber 

einzeln aufgeführten Grundstücke, die nicht betrachtet wurden. Hier werden ex-

plizit Schadensersatzansprüche aufgrund von Immissionen und dem drohenden 

Verfall des Immobilienwertes vorbehalten. Hier werde auch auf einen fehlenden 

Lärmschutz der Auffahrtsrampen verwiesen, wodurch die insbesondere bergauf 

fahrenden Fahrzeuge, durch die notwendige Beschleunigung zum Auffahren auf 

die BAB A9 eine massive unberücksichtigte Lärmquelle darstellten. Was eben-

falls nicht betrachtet werde, seien die Bewegungen im Signalanlagenbereich, die 

insbesondere durch den Schwerlastverkehr zu erheblichen Lärmbelästigungen 

führen würden. Steigung, Beschleunigung, quietschende Bremsen. Diese seien 

als erheblicher zu betrachten als die Lärmentstehung aus dem fließenden Ver-
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kehr. Insofern wären hier mindestens noch weitere Schallschutzmaßnahmen not-

wendig. In den Berechnungen wurde ihrer Ansicht nach keine derartige Betrach-

tung ausgewiesen, dargestellt bzw. durchgeführt. Insofern sehen sie hier eben-

falls unzulängliche Ausführungen. Das Verfahren sei sofort einzustellen. Des 

Weiteren sehe man im Sinne der Mitbürger in Münchberg selbst noch weitere 

Schallschutzmaßnahmen als notwendig an. Zu untersuchen sei, ob und ggf. in 

welchem Umfang die Erhöhung des Verkehrs unter der Autobahnbrücke durch 

Hall zu einer Verstärkung des Verkehrslärms führt. Auch Maßnahmen wie der 

geplante „Flüsterasphalt“ seien nicht effektiv, da durch die Fahrbahnverschmut-

zungen die Wirkung nicht von Dauer seien. Im Falle der Baumaßnahme sei ein 

umfangreiches Immissionsschutzgutachten hinsichtlich der Einflüsse während 

der Bauausführung (2.8. Erschütterungen, Lärm, Luft) zu erstellen und die ord-

nungsgemäße Umsetzung zu gewährleisten.  

 

Hinsichtlich des geforderten Verzichts auf die Maßnahme ist zu sagen, dass die 

geplanten Verbesserungen der Leistungsfähigkeit und Sicherheit des überregio-

nalen Verkehrsnetzes mit der sog. „Nullvariante“ nicht erreicht werden kann (s. 

oben unter C 2.3.2.2). Ein anderer Standort der Anschlussstelle ist aufgrund der 

Lage des Kreuzungspunktes B 289 und BAB A 9 nicht möglich. Aufgrund des 

Brückenbauwerks „Talbrücke Münchberg“ und der vorliegenden Entwurfsklasse 

EKA 1 der Autobahn kommt nur eine Verknüpfung als „symmetrisches halbes 

Kleeblatt“ mit Rampen südlich der B 289 in Frage (Unterlage 1, Abschnitt 3). Eine 

Erhöhung der Schallimmissionen am Immissionsort der Einwender P 6 bei Aus-

führung der planfestgestellten Variante V3 (Lärmwall/Lärmschutzwand) ist nicht 

zu erwarten (minus 0,5 dB(A) gegenüber dem Prognosenullfall 2035 im Bestand). 

Die verbleibenden Werte von bis zu 56,2 dB(A) tags bzw. bis zu 51,4 dB(A) 

nachts liegen deutlich unterhalb der Schwelle zur Gesundheitsgefährdung von 

70 dB(A) tags bzw. 60 dB(A) nachts. Da sich das Gebäude aber bereits im Wohn-

gebiet befindet, gelten niedrigere Vorsorgewerte von 59 dB(A) tags bzw. 49 dB(A) 

nachts, die hier zumindest nachts noch überschritten werden. Das Anwesen hat 

daher Anspruch auf passiven Lärmschutz (s. oben).   

 

Der passive Lärmschutz ist auch ausreichend, da der Außenwohnbereich nur zu 

berücksichtigen wäre, wenn auch die Grenzwerte für den Tag überschritten wä-

ren. Die zusätzlich geforderten Maßnahmen laufen auf eine Umsetzung eines 

Vollschutzes hinaus, der hier wegen Unverhältnismäßigkeit nicht verfolgt werden 

kann (s. oben). Die Festlegung der geplanten Lärmschutzmaßnahmen wurde 

nach der 16. BImSchV i. V. m. § 43 BImSchG durchgeführt. Passive Lärmschutz-

maßnahmen werden dann vorgesehen, wenn aktive Lärmschutzmaßnahmen 

nicht ausreichen oder nicht möglich sind bzw. ihre Kosten außer Verhältnis zum 

angestrebten Schutzzweck stehen. In der Lärmberechnung wurden alle Wohn-

gebäude im Bereich „Am Schödelein“ berücksichtigt. Leerstehende Grundstücke 

bzw. Landwirtschafts- oder Waldflächen werden bei Lärmberechnungen nicht be-

rücksichtigt. Ein Anspruch auf Entschädigung für Wertminderung durch Lärm be-

steht insoweit nicht.     

 

Eine Erweiterung der Lärmschutzmaßnahmen ist lärmtechnisch nicht sinnvoll. 
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Durch die geforderte Verlängerung des Lärmschutzwalles werden keine zusätz-

lichen Schutzfälle gelöst bzw. keine wesentliche Verbesserung erreicht. Die 

Lichtsignalanlagen und auch die Steigungen mit Anfahrtslärm wurden in der 

Lärmberechnung berücksichtigt. (Unterlage 17.1, Seite 6). Die Erhöhung des 

Verkehrs unterhalb der BAB A9 bzw. auf der B 289 wurde ebenfalls berücksich-

tigt. Der lärmtechnisch optimierte Asphalt wurde gemäß der geltenden Richtlinie 

RLS-19 angesetzt vorgesehen und in der Berechnung berücksichtigt.   

 

Immissionsschutz während der Baumaßnahmen wird vom Vorhabenträger zuge-

sagt und bei der Bauausführung berücksichtigt. 

Die gleichen Ausführungen sind hinsichtlich der Einwender P 9 vorzunehmen, 

die weitgehend inhaltsgleiche Einwendungen vorgebracht haben. Allerdings be-

findet sich deren Anwesen so weit abgerückt, dass deren Immissionsort bei Um-

setzung der Planung nicht (mehr) von einer Überschreitung der Vorsorgewerte 

betroffen sein wird. Die Verbesserung beträgt bis zu minus 1,9 dB(A) (nachts).  

  

Die Einwender P 10 sind ebenfalls der Meinung, die bestehenden Lärmschutz-

maßnahmen seien nicht ausreichend. Schon jetzt sei ihr Anwesen stark lärmbe-

lastet. Die Belastung sei mit den geplanten Maßnahmen kaum zu reduzieren.  

 

Auch hier ist zu erwähnen, dass eine Erhöhung der Schallimmissionen am Im-

missionsort der Einwender P 10 bei Ausführung der planfestgestellten Variante 

V3 (Lärmschutzwall/Lärmschutzwand) nicht zu erwarten ist. (minus 0,4 bis minus 

1,2 dB(A) gegenüber dem Prognosenullfall im Bestand). Die verbleibenden 

Werte von bis zu 57,4 dB(A) tags bzw. bis zu 52,6 dB(A) nachts liegen deutlich 

unterhalb der Schwelle zur Gesundheitsgefährdung von 70 dB(A) tags bzw. 60 

dB(A) nachts. Da sich das Gebäude aber bereits im Wohngebiet befindet, gelten 

niedrigere Vorsorgewerte von 59 dB(A) tags bzw. 49 dB(A) nachts, die hier zu-

mindest nachts noch überschritten werden. Das Anwesen hat daher Anspruch 

auf passiven Lärmschutz (s. oben).  

 

Eine Erweiterung der Lärmschutzmaßnahmen ist lärmtechnisch nicht sinnvoll. 

Durch die geforderte Verlängerung des Lärmschutzwalles werden keine zusätz-

lichen Schutzfälle gelöst bzw. keine wesentliche Verbesserung erreicht. Die 

Lichtsignalanlagen und auch die Steigungen mit Anfahrtslärm wurden in der 

Lärmberechnung berücksichtigt. (Unterlage 17.1, Seite 6). Die Erhöhung des 

Verkehrs unterhalb der BAB A9 bzw. auf der B 289 wurde ebenfalls berücksich-

tigt. 

 Auch die Einwender P 12 befürchten, dass im Zuge der Öffnung des bestehen-

den Lärmschutzes verstärkt Lärm auf ihr Haus auftreffen werde. Der geplante 

Lärmschutz sei zu kurz und zu niedrig. Das Anwesen sei jetzt schon extrem lärm-

belastet, der vom aktuellen Lärmschutz nicht aufgefangen werde. Eine ungüns-

tige Wetterlage verstärke den Lärm noch. Die Öffnung des Walls eine extreme 

Lärmsteigerung mit sich, vor allem durch beschleunigende Fahrzeuge, die auf 

die A 9 auffahren wollen.    
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Durch die gewählten aktiven Lärmschutzmaßnahmen wird bereits eine Verbes-

serung der Situation herbeigeführt (minus 0,1 bis minus 1,8 dB(A) gegenüber 

dem Prognosenullfall im Bestand). Die verbleibenden Werte von bis zu 58,3 

dB(A) tags bzw. bis zu 53,6 dB(A) nachts liegen deutlich unterhalb der Schwelle 

zur Gesundheitsgefährdung von 70 dB(A) tags bzw. 60 dB(A) nachts. Da sich 

das Gebäude aber bereits im Wohngebiet befindet, gelten niedrigere Vorsorge-

werte von 59 dB(A) tags bzw. 49 dB(A) nachts, die hier zumindest nachts noch 

überschritten werden. Das Anwesen hat daher Anspruch auf passiven Lärm-

schutz (s. oben).   

 

Auch Einwender P 7, P 11 und P 15 bemängeln unzureichenden Lärmschutz für 

das in nächster Nähe befindliche Wohngebiet „Am Schödelein“, P 7 und P 15 

weiterhin auch bei den umliegenden Ortschaften Gottersdorf und Unfriedsdorf. 

  

Auch hier gilt, dass durch die geplanten Lärmschutzmaßnahmen die Immissions-

werte im Bereich „Am Schödelein“ verringert werden. Am Anwesen der Einwen-

der P 7, P 11 und P 15 kommt es zu keiner wesentlichen Änderung und die Im-

missionsgrenzwerte werden mit den geplanten Maßnahmen nicht überschritten 

(vgl. Unterlage 17.1).  

 

Einwender P 13 ist Anwohner der St 2194. Er befürchtet eine Zunahme des Ver-

kehrslärms zwischen dem „Aral-Kreisel“ und dem Kreisel Richtung Straas/B289, 

insbesondere durch beschleunigenden Verkehr stadtauswärts. Er verweist auf 

Unterlage 22 Plan 4a zur Umlagerung des Verkehrs mit 3 Anschlussstellen. 

Diese Unterlage wurde auch im Erörterungstermin erläutert. Sie vergleicht die 

Verkehrszunahme zum Prognose-Nullfall (Plan 2) mit der Variante „B 289“ (Plan 

3 und 3a) bzw. mit der Variante B 289 und AS bei Münchberg (Plan 4 und 4a).     

 

Die verkehrliche Auswirkung wurde anhand der Machbarkeitsstudie geprüft. 

Durch den Bau der AS Münchberg findet eine Entlastung der Straßen innerhalb 

der Stadt Münchberg, Straas und Gottersdorf, sowie eine Effektivitätssteigerung 

der Süd-Umgehung und eine Erhöhung der Verkehrsqualität der beiden beste-

henden Anschlussstellen Münchberg Nord und Süd statt. Auf Unterlage 22.1 und 

22.2 wird verwiesen. Eine geringfügige Erhöhung des Verkehrs in bestimmten 

Zwischenabschnitten (hier +400 Fahrzeuge/24 h auf Höhe von Einwender P 13), 

ist im Sinne des öffentlichen Interesses hinzunehmen. Am Immissionsort werden 

die zulässigen Lärmimmissionsgrenzwerte nicht überschritten. Für zusätzliche 

Lärmschutzmaßnahmen abseits der Autobahn gibt es keine gesetzliche Grund-

lage.    

Die Stadt Münchberg, vertreten durch Herrn 1. Bürgermeister Zuber, hat u.a. im 

Erörterungstermin erklärt, Münchberg sei seit Jahrzehnten von Autobahnlärm be-

troffen. Der Asphalt sei geändert worden. Es seien viele Möglichkeiten in der Ver-

gangenheit besprochen worden, wie die Optimierung des Lärmschutzes zu Be-

ginn der Senke. Tempobeschränkungen wären auch eine Möglichkeit. Er bat, 

dies noch einmal zu prüfen. Die Bauleitplanung für die Schule im Schödel-Areal 
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solle dieses Jahr beginnen, damit die Schule in den nächsten Jahren gebaut wer-

den könne. Er bat, dies zu berücksichtigen, da das Vorhaben zeitnah geplant sei. 

Das betroffene Schödel-Areal rücke durch die Anschlussstelle näher an die Au-

tobahn. Er bat um Prüfung, ob im Zuge der Bauarbeiten auch ein natürlicher Wall 

durch die Erdbewegungen auf den Auffahrtsrampen hergestellt werden könne. 

Insoweit unterstütze er den Vortrag einiger Einwender, die ebenfalls zusätzliche 

Erdwälle entlang der Rampen gefordert haben. 

Hierzu ist festzustellen, dass die unterschiedlichen Flächennutzungen bei der Be-

rechnung und Bestimmung der Immissionsgrenzwerte berücksichtigt wurden. Die 

berechnete Linie der Isophone ist tags- und nachtsüber einzuhalten und be-

stimmt die Dimensionierung der Lärmschutzwände. Das Schödel-Areal ist in der 

Planung als Gewerbegebiet vorgesehen. Soweit die Stadt auf künftige Planun-

gen Bezug nimmt, ist dies nicht zu berücksichtigen, da die Planung zum Zeitpunkt 

der Verfahrenseinleitung des Planfeststellungsverfahrens noch nicht entspre-

chend verfestigt war. 

Die Einwendungen werden somit, soweit kein passiver Lärmschutz zugestanden 

wurde, im Übrigen zurückgewiesen.  

2.3.4.2 Schadstoffeintrag in die Luft 

Das Vorhaben ist auch mit den Belangen der Luftreinhaltung zu vereinbaren. 

Diese Feststellung gilt sowohl im Hinblick auf den Maßstab des § 50 BImSchG 

als auch unter Beachtung der Regelungen des Art. 74 Abs. 2 BayVwVfG.  

 

Nach § 50 BImSchG sind bei raumbedeutsamen Planungen schädliche Umwelt-

einwirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienenden 

dienende Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete möglichst zu ver-

meiden. Für Luftschadstoffe wird die Schädlichkeitsgrenze insoweit durch die 

Vorgaben der 39. BImSchV normativ festgelegt. Daneben ist die Erhaltung der 

bestmöglichen Luftqualität in der Abwägung auch dann zu berücksichtigen, wenn 

die einschlägigen Grenzwerte nicht überschritten werden, § 50 Satz 2 BImSchG.  

Die Luftschadstoffsituation in den angrenzenden Wohn- und Mischgebieten 

wurde vorliegend auf Grundlage der 39. BImSchV untersucht. Die Berechnung 

erfolgte gemäß dem im Jahr 2021 vom Bundesministerium für Verkehr und digi-

tale Infrastruktur eingeführten Richtlinien zur Ermittlung der Luftqualität an Stra-

ßen ohne oder mit lockerer Randbebauung – RLuS 2012, Fassung 2020.  

Diese wurden zwar zwischenzeitlich mit ARS Nr. 20/2023 vom 04.08.2023 durch 

die RLuS 2023 ersetzt. Das hiesige Vorhaben ist jedoch von der Überarbeitung 

inhaltlich nicht betroffen. Die Überarbeitung enthält Änderungen, um die Vorbe-

lastungen und das Tunnelmodell auf den aktuellen Stand zu bringen und Berech-

nungen auch für Kreisverkehre zu ermöglichen, was hier nicht einschlägig ist. 

Das Emissionsmodell selbst wurde nicht verändert.   

 

Der Prognosehorizont für immissionsschutzrechtliche Betrachtungen wurde auf 
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das Jahr 2035 festgelegt. Für diesen Horizont wurde auch die Verkehrsprognose 

ermittelt. Der betrachtete Immissionsort ist das Wohngebiet „Am Schödelein“, da 

diese Wohnbebauung die exponierteste Lage zu der Baumaßnahme hat. Der Ab-

stand vom Wohngebiet „Am Schödelein“ zur Bundesautobahn A 9 im Bereich der 

Maßnahme beträgt 270 m. Da die RLuS nur für eine maximale Entfernung von 

200 m ausgelegt ist, wird dieser Abstand für die Berechnung angenommen. 

In Anlage 1 der Planunterlage 17.2 - Untersuchung zu den Luftschadstoffen – ist 

das Berechnungsprotokoll zu finden. Durch die Nachweisberechnung wird be-

legt, dass die Grenzwerte der 39. BImSchV an diesem ungünstigen Immissions-

ort eingehalten werden. Die Rechenergebnisse für das Prognosejahr 2035 zei-

gen und belegen, dass die maximalen Grenzwertüberschreitungen für Stickstoff-

dioxid NO2 (zulässig max. 18 Überschreitungen, hier zwei Überschreitungen) und 

Feinstaub PM10 (zulässig max. 35 Überschreitungen, hier 23 Überschreitungen) 

eingehalten werden. Auch wird der Grenzwert von 40 μg/m³ für beide Schadstoff-

gruppen mit Jahresmittelwerten von rund 23,2 μg/m³ bei PM10 und 20,9 μg/m³ bei 

NO2 deutlich eingehalten.  

Die Abschätzung der Stickstoffdioxidbelastung und Partikelbelastung hat somit 

ergeben, dass sie an den der Straßen nächstgelegenen Wohnhäusern sowohl 

bei den Langzeitwirkungen als auch bei den Kurzzeitwirkungen deutlich unter 

den Werten der 39. BImSchV liegen. Eine gesundheitsschädigende Beeinträch-

tigung der Wohnbevölkerung im Umfeld der Anschlussstelle Münchberg-Mitte der 

A 9 ist somit nicht zu erwarten. Dies wurde auch vom Sachgebiet 50 der Regie-

rung von Oberfranken– Immissionsschutz – mit Stellungnahme vom 04.03.2024 

bestätigt. Alle diesbezüglichen Einwendungen im Beteiligungsverfahren und im 

Erörterungstermin sind damit zurückzuweisen. 

2.3.5 Bodenschutz  

Die Belastung des Bodens durch den Eintrag von Stoffen aus dem Verkehr und 

die Belastung durch die Bauarbeiten sowie die Herstellung und Unterhaltung der 

Anlage sind nach BBodSchG vorliegend nicht unzulässig.  

Das dargestellte öffentliche Interesse an der Durchführung des Vorhabens (Nut-

zungsfunktion im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 3d BBodSchG) rechtfertigt hier die 

Nachteile für die anderen Funktionen des Bodens. Die Bodenfunktionen sind 

grundsätzlich gleichrangig.  

Schädliche Bodenveränderungen im Sinne des § 2 Abs. 3 i.V.m. § 7 BBodSchG 

sind nicht zu befürchten, denn von den mit bis zu max. 4.400 Fahrzeugen/Tag 

belasteten Rampen werden für die bisher nicht belasteten Böden keine maßgeb-

lichen Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen eintreten. Die Überschreitung 

von in der BBodSchV (Anhang 2) gemäß § 8 Abs. 2 BBodSchG festgelegten 

Werte ist durch das Bauvorhaben nicht zu besorgen. Gesonderte Untersuchun-

gen waren für diese Einschätzung nicht erforderlich. Veränderungen hinsichtlich 

der Schadstoffbelastung des Bodens im trassennahen Bereich der bestehenden 
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A 9, die sich durch den Verkehr im Bereich der Auf- und Abfahrtsrampen der AS 

ergeben können, sind im Vergleich der Situation ohne AS als unerheblich einzu-

stufen. Hinsichtlich Stickstoffimmissionen NOx (Leitsubstanz für weitreichende 

Wirkstoffe) lässt sich keine vorhabenbedingte, erhebliche Veränderung ableiten. 

Ein Immissionszuwachs ergibt sich generell aus dem steigenden Verkehrsauf-

kommen unabhängig von der geplanten AS.  

 

Die Maßnahme schneidet keine bekannte im Altlastenkataster ABuDIS eingetra-

gene Altlast oder schädliche Bodenveränderung an. Falls im Verlauf der Bauar-

beiten anthropogene Auffüllungen vorgefunden werden, so sind diese entspre-

chend der gültigen rechtlichen Vorgaben zu beproben und ordnungsgemäß zu 

entsorgen.  

 

Physikalische Einwirkungen auf den Boden sollten minimiert werden. Dazu ge-

hört insbesondere auch die Verdichtung des Bodens während der Baumaßnah-

men. Unter diesen Auflagen, die auch in Ziffer A 4.3 übernommen wurden, hat 

sich das Sachgebiet 50 – Technischer Umweltschutz – in seiner Stellungnahme 

vom 04.03.2024 mit der Planung einverstanden erklärt. Die Planfeststellungsbe-

hörde schließt sich dieser Beurteilung an.    

2.3.6 Naturschutz und Landschaftspflege, Artenschutz  

Das Naturschutzrecht steht dem Vorhaben nach Berücksichtigung aller Um-

stände nicht entgegen. 

2.3.6.1 Verbote 

Striktes Recht steht dem Vorhaben nicht entgegen. 

2.3.6.1.1 Schutzgebiete, geschützte Flächen, allgemeiner Artenschutz 

Vom Vorhaben sind keine Naturschutzgebiete (§ 23 BNatSchG), Landschafts-

schutzgebiete (§ 26 BNatSchG), Naturparke (§ 27 BNatSchG), Naturdenkmäler 

(§ 28 BNatSchG), geschützte Landschaftsbestandteile (§ 29 BNatSchG) sowie 

Natura 2000-Gebiete (§ 32 BNatSchG) betroffen.  

Eine Verträglichkeitsprüfung nach § 34 BNatSchG ist daher nicht erforderlich. 

Im Planungsgebiet westlich der BAB A 9 und nördlich angrenzend zum Planungs-

gebiet im Tal der Pulschnitz befinden sich einige Flächen, die gemäß amtlicher 

Bayerischer Biotopkartierung erfasst sind. Hiervon unterliegen die Biotoptypen 

Seggen- und binsenreiche Nasswiesen, Sümpfe (GN), Feuchtgebüsche (WG), 

feuchte und nasse Hochstaudenfluren, planar bis montan (GH) dem gesetzlichen 

Schutz des § 30 BNatSchG. Hinsichtlich Lage und Beschreibung betroffener, ge-

setzlich geschützter Biotope wird auf die Planunterlage 9.1.2 verwiesen. Sie sind 

im Detail auch in Unterlage 19.1.1 unter Ziffer 1.2 beschrieben. 
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Bei der vorhabenbezogenen BNT-Kartierung 2019 unter Einbezug der B289 neu 

wurden die nach § 30 BNatSchG geschützte Biotoptypen GH (Feuchte und nasse 

Hochstaudenfluren, planar bis montan) und WG (Feuchtgebüsche) in den Berei-

chen der amtlichen Biotopabgrenzungen 5836-1095 bis 1098 westlich der BAB 

A 9 und 5836-0171-004 im Pulschnitztal erfasst, wobei sich die Flächen der Bio-

toptypen außerhalb des Eingriffsbereichs befinden. Außerhalb der Abgrenzun-

gen der amtlich kartierten Biotope wurden weitere Flächenanteile mit Schutz 

nach § 30 BNatSchG im Bereich der BNT-Kartierung (Flächen des auf genaues-

ter Ebene des Kartierschlüssels der Biotopwertliste untersuchten Bereiches) auf-

genommen. In der Grabensenke östlich der BAB A 9 wurde der Biotoptyp 

Feuchte und nasse Hochstaudenflur (GH) erfasst. Im Pulschnitztal mit Aus-

gleichsflächen für die Verlegung der B289 südlich Münchberg wurden neben GH 

und WG (Feuchtgebüsche) die Biotoptypen GN (seggen- und binsenreiche Nass-

wiesen, Sümpfe) und GR (Landröhrichte) abgegrenzt. Vorhabenbedingte Betrof-

fenheiten von GN, WG und GH sind nur lokal, in einer Größenordnung von etwa 

0,05 ha gegeben. Zur Vermeidung von weiteren Eingriffen dienen die Vermei-

dungsmaßnahmen 1.4 V, 1.5 V (Biotopschutzzaun). Für die verbleibenden nicht 

vermeidbaren Eingriffe in gesetzlich geschützte Biotope lässt die Planfeststel-

lungsbehörde wegen der Ausgleichbarkeit des Eingriffs nach § 15 Abs. 2 S. 2 

BNatSchG  bzw. aus den in der Verbesserung der Verkehrssicherheit liegenden 

überwiegenden Gründen des öffentlichen Wohls eine Ausnahme zu, § 30 Abs. 

1, 3 BNatSchG i. V. m. Art. 23 Abs. 3 S. 1 BayNatSchG. Diese Entscheidung ist 

von der Konzentrationswirkung des Planfeststellungsbeschlusses erfasst. Die 

Gründe für die Ausnahme ergeben sich aus den bereits mehrfach angesproche-

nen Erläuterungen zur Notwendigkeit des planfestgestellten Straßenbauvorha-

bens. Die für das Vorhaben sprechenden Argumente sind so gewichtig, dass sie 

aus Sicht der Planfeststellungsbehörde auch einen Eingriff in gesetzlich ge-

schützte Biotope rechtfertigen, zumal diese entsprechend der landschaftspflege-

rischen Begleitplanung wieder ausgeglichen werden. Das Benehmen mit der zu-

ständigen Unteren Naturschutzbehörde wurde mit deren Beteiligung im Anhö-

rungsverfahren hergestellt. Auch die Höhere Naturschutzbehörde (SG 51) hat 

dem Ausgleichskonzept mit Stellungnahme vom 05.03.2024 unter Auflagen zu-

gestimmt. 

Im Rahmen der Prüfung der naturschutzrechtlichen Zulässigkeit des Vorhabens 

sind auch die einschlägigen Bestimmungen des Artenschutzrechts zu beachten. 

Die Vorschriften des Artenschutzrechts dienen allgemein dem Schutz und der 

Pflege der wild lebenden Tier- und Pflanzenarten; besondere Bedeutung kommt 

in Bezug auf die verfahrensgegenständliche Baumaßnahme dem Lebensstätten-

schutz des § 39 Abs. 5 BNatSchG und den Zugriffsverboten des § 44 Abs. 1 

BNatSchG zu. 

Dem allgemeinen Artenschutz dienen die in § 39 Abs. 5 BNatSchG niedergeleg-

ten Vorschriften des Lebensstättenschutzes. Nach § 39 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 

BNatSchG ist es insbesondere verboten, Bäume in bestimmter Lage, Hecken, 

lebende Zäune, Gebüsche und andere Gehölze in der Zeit vom 1. März bis zum 

30. September abzuschneiden oder auf den Stock zu setzen. Ausgenommen 
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sind schonende Form- und Pflegeschnitte zur Gesunderhaltung der Bäume. Zu-

dem ist es gem. Art. 16 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BayNatSchG i. V. m. § 39 Abs. 7 

BNatSchG verboten, in der freien Natur Hecken, lebende Zäune, Feldgehölze 

oder -gebüsche zu roden, abzuschneiden, zu fällen oder auf sonstige Weise er-

heblich zu beeinträchtigen. Auch ist nicht gänzlich auszuschließen, dass im Zuge 

der Realisierung der Maßnahme sonstige Lebensstätten, die dem gesetzlichen 

Schutz des § 39 Abs. 5 Satz 1 BNatSchG oder des Art. 16 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 

oder Nr. 2 BayNatSchG unterliegen, beeinträchtigt werden.   

 

Gemäß § 39 Abs. 5 Satz 2 Nr. 3 BNatSchG gelten diese Verbote jedoch nicht für 

nach § 15 BNatSchG zulässige Eingriffe in Natur und Landschaft. Mit der Abar-

beitung der Anforderungen der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung wird den 

betroffenen Artenschutzbelangen durch entsprechende Vermeidungs-, Aus-

gleichs- und Ersatzverpflichtungen bereits Rechnung getragen. Das verfahrens-

gegenständliche Bauvorhaben ist ein nach § 15 BNatSchG zulässiger Eingriff 

(siehe unten Ziff. C 2.3.6.2). Zudem lägen die materiell-rechtlichen Vorausset-

zungen für die Erteilung einer Befreiung gem. § 67 Abs. 1 Satz 1 BNatSchG vor. 

Die Maßnahme ist aufgrund der mit ihr verbundenen positiven Auswirkungen aus 

Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses gerechtfertigt. Dem Vorha-

benträger wurden unter A 4.4.5 des Beschlusstenors Vorgaben gemacht, die ei-

nen Mindestschutz in Anlehnung an § 39 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 BNatSchG sicher-

stellen. Außerdem wird der mit der Baumaßnahme verbundene Eingriff in vollem 

Umfang kompensiert. 

2.3.6.1.2 Besonderer und strenger Artenschutz 

Bei Einhaltung der vorgesehenen Vermeidungs- und vorgezogenen Ausgleichs-

maßnahmen werden keine Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 

BNatSchG für Tier- und Pflanzenarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie oder 

Vogelarten der Vogelschutzrichtlinie erfüllt. 

2.3.6.1.2.1 Zugriffsverbote 

Zentrale Vorschriften des besonderen Artenschutzes für das verfahrensgegen-

ständliche Vorhaben sind die Verbotsbestimmungen des § 44 Abs. 1 BNatSchG 

(Zugriffsverbote). Hiernach ist es verboten, 

− wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu 

fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur 

zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG. 

Das Tötungsverbot ist verwirklicht, wenn sich das Tötungsrisiko für die jeweilige 

Art durch das Vorhaben unter Berücksichtigung der vorgesehenen Schadensver-

meidungsmaßnahme signifikant erhöht (BVerwG, Urteil vom 09.07.2008, Az. 9 A 

14.07). 

− wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogel-

arten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und 
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Wanderungszeiten erheblich zu stören. Eine erhebliche Störung liegt dabei vor, 

wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer 

Art verschlechtert, § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG.  

− Fortpflanzungs- oder Ruhestätten wild lebender Tiere der besonders geschütz-

ten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, § 44 

Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG.  

− wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwick-

lungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädi-

gen oder zu zerstören, § 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG.  

Welche Tiere und Pflanzen zu den besonders oder streng geschützten Arten ge-

hören, bestimmt § 7 Abs. 2 Nr. 13 und 14 BNatSchG.  

§ 44 Abs. 5 BNatSchG regelt dazu Folgendes: 

Für nach § 15 BNatSchG zulässige Eingriffe sowie für Vorhaben im Sinne des § 

18 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG, die nach den Vorschriften des Baugesetzbuches 

zulässig sind, gelten die Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsverbote mit folgender 

Maßgabe: Sind in Anhang IV a FFH-Richtlinie aufgeführte Tierarten, europäische 

Vogelarten oder solche Arten betroffen, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 

Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG aufgeführt sind, liegt ein Verstoß gegen das Verbot des 

Abs. 1 Nr. 3 nicht vor, soweit die ökologische Funktion der von dem Eingriff oder 

Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusam-

menhang weiter erfüllt wird. Soweit erforderlich können auch vorgezogene Aus-

gleichsmaßnahmen festgesetzt werden. Für Pflanzen nach Anhang IV b gilt Ent-

sprechendes. Sind andere besonders geschützte Arten betroffen, liegt bei Hand-

lungen zur Durchführung eines Eingriffes oder Vorhabens kein Verstoß gegen 

die Zugriffs-, Besitz-, Vermarktungsverbote vor. Insoweit wird auf die nachfolgen-

den Ausführungen zur Eingriffsregelung nach § 15 BNatSchG (Ziff. C 2.3.6.2) 

verwiesen. 

2.3.6.1.2.2 Prüfmethodik 

 

Die artenschutzrechtliche Beurteilung nach § 44 BNatSchG setzt eine ausrei-

chende Ermittlung und Bestandsaufnahme zum Vorkommen der relevanten Ar-

ten voraus. Der Prüfung brauchen diejenigen Arten nicht unterzogen zu werden, 

für die eine verbotstatbestandsmäßige Betroffenheit durch das jeweilige Projekt 

mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden kann (Relevanzschwelle). 

Das methodische Vorgehen der vom Vorhabenträger vorgelegten speziellen ar-

tenschutzrechtlichen Prüfung (saP), die Grundlage der Beurteilung durch die 

Planfeststellungsbehörde ist, orientiert sich an den "Fachlichen Hinweisen zur 

Aufstellung der naturschutzfachlichen Angaben zur speziellen artenschutzrecht-

lichen Prüfung (saP)" in der Fassung des Schreibens des Bayer. Staatsministe-

riums für Wohnen, Bau und Verkehr vom 20.08.2018 (GZ. G7-4021.1-2-3). Kor-

rigierend zur deutschen Regelung unter diesen "Fachlichen Hinweisen" ist nach 
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der Entscheidung des BVerwG vom 14.07.2011 Az. 9 A 12.10 der Art.12 Abs. 1a 

der FFH-RL zu berücksichtigen, der unter "absichtlichen Tötungen" auch die 

Fälle des billigenden Inkaufnehmens von Tötungen erfasst (EuGH vom 

18.05.2006 RS. C-221/04). 

In diesem sog. "Freiberg-Urteil" des BVerwG wurde der Anwendungsbereich und 

damit die Annahme eines Tötungsverbotes nach § 44 Abs. 1 BNatSchG zunächst 

gegenüber der bisherigen Rechtsprechung deutlich erweitert. Mit weiterem Urteil 

des BVerwG vom 08.01.2014 Az. 9 A 4/13 zum Neubau der Bundesautobahn 

A14 nördlich Colbitz (bestätigt durch BVerwG, Beschluss vom 08.03.2018 Az. 9 

B 25.17) wurde diese "restriktive" Rechtsprechung zum Vorliegen eines Tötungs-

verbotes wiederum dahingehend korrigiert, dass das BVerwG nunmehr festge-

stellt hat, dass Maßnahmen zur Errichtung eines Vorhabens bereits tatbestand-

lich das sog. Tötungsverbot nicht erfüllen, sofern -insbesondere i.V.m. Vermei-

dungs-, Minimierungs- und Schutzmaßnahmen- kein signifikant erhöhtes Tö-

tungsrisiko besteht. 

Die zusätzliche Prüfung einer Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG ist damit 

für Maßnahmen der Baufeldfreimachung künftig nur dann (noch) erforderlich, 

wenn das Tötungsrisiko für die geschützten Arten trotz der in zumutbarem Um-

fang vorgesehenen Vermeidungsmaßnahmen signifikant erhöht ist. 

Die Datengrundlagen für die saP sind in der Planunterlage 19.1.3 dargestellt, auf 

die Bezug genommen wird.  

Berücksichtigt wurden ferner die in den Antragsunterlagen von der Vorhaben-

trägerin vorgesehenen Vorkehrungen zur Vermeidung bzw. Minimierung von Ge-

fährdungen für nach den einschlägigen Regelungen geschützte Tier- und Pflan-

zenarten. Insoweit wird auch auf die nachfolgenden Erläuterungen verwiesen. 

Die in den Planunterlagen enthaltene Untersuchung ist für die artenschutzrecht-

liche Beurteilung ausreichend. Die Untersuchungstiefe hängt maßgeblich von 

den naturräumlichen Gegebenheiten im Einzelfall ab. Das Recht nötigt nicht zu 

einem Ermittlungsaufwand, der keine zusätzliche Erkenntnis verspricht (vgl. 

BVerwG, Beschluss vom 18.06.2007, Az. 9 VR 13/06 in Juris, Rdnr. 20; BVerwG, 

Beschluss vom 13.03.2008, Az. 9 VR 9/07 in Juris, Rdnr. 31). 

2.3.6.1.2.3 Konfliktanalyse und Ergebnis  

 

Wie bereits vorstehend unter C.2.3.6.1.2.2 angedeutet, sind die vom Vorhaben-

träger vorgesehenen Schutz-, Minimierungs- und Vermeidungsmaßnahmen Be-

standteil der Projektplanung und bestimmten das Ausmaß der von dem Projekt 

ausgehenden Wirkungen. Soweit sie die Verwirklichung von artenschutzrechtli-

chen Verbotstatbestanden effektiv verhindern, geht von dem Projekt keine beein-

trächtigende Wirkung auf geschützte Arten aus. 
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Die Ermittlung der Verbotstatbestände gem. § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG 

erfolgt unter Berücksichtigung folgender Vorkehrungen: 

- 1.1 V Holzungen nur von Oktober bis Februar 

Zum Schutz von in Gehölzen brütenden Vögeln vor Eingriffen in belegte Brut- 

und Niststätten werden Holzungen ausschließlich in der Zeit von Oktober bis Feb-

ruar durchgeführt. 

- 1.2 V Vogel-Vergrämung im Baufeld (in der Feldflur) 

Zum Schutz von in der Feldflur brütenden Vögeln vor Eingriffen in belegte Brut- 

und Niststätten wird entweder das Baufeld in der Wintersaison (vor Beginn der 

Brutsaison) eingerichtet oder es erfolgt durch ein Pflügen (Baufeld auf bisherigen 

Ackerflächen) oder durch ein Mulchen (Baufeld auf Grünland) eine Vergrämung 

von Bodenbrütern im Baufeld. Die Bereiche werden bis zur Einrichtung des Bau-

feldes entweder dauerhaft offengehalten oder es werden Flatterbänder zur Ver-

grämung angebracht. 

- 1.3 V Reptilien-Vergrämung einschließlich Reptilien-Schutzzaun 

Zum Schutz von im Baufeld (km 272+460 bis km 272+670) vorkommenden Rep-

tilien erfolgt in der Wintersaison vor Beginn der Baumaßnahme eine Vergrämung, 

d.h. ein Entfernen von relevanten Habitatstrukturen für die Zauneidechse durch 

bodennahes Abschneiden der Gehölze, Mähen der Grasflächen und Abtransport 

des Mahdguts. Durch das Aufstellen eines Reptilien-Schutzzaunes (km 

272+460) ab Ende März erfolgt eine zielgerichtete Vergrämung in den südlich 

benachbarten Verbringungsbereich und ein Schutz vor Einwanderung in das 

Baufeld. 

Am Verbringungsbereich (km 272+670 bis 272+790) wird bis Ende März ein Rep-

tilien - Schutzzaun errichtet, damit Reptilien aus dem Verbringungsbereich nicht 

in das dortige Baufeld einwandern. 

Der Verbringungsbereich wird durch die Anlage von Reisighaufen vorab aufge-

wertet. Von Anfang Mai bis zum 10. Mai werden 3 Kontrollgänge im relevanten 

Baufeld durchgeführt, um ggf. verbliebene Tiere aus dem Baufeld in den Verbrin-

gungsbereich umzusiedeln. Der Beginn von Erdarbeiten im relevanten Baufeld 

(Entfernen der Wurzelstöcke) erfolgt erst nach abgeschlossener Vergrämung 

und den 3 Kontrollgängen, d.h. nach dem 10. Mai. 

- 1.4 V Biotop-Schutzzaun 

An das Baufeld angrenzende Bereiche mit Lebensraumfunktion und die nach 

1.3V beschriebenen Reptilien-Schutzzäune werden durch Biotop-Schutzzäune 

vor bauzeitiger Inanspruchnahme gesichert. 

Maßnahme vor Verkehrsfreigabe: 
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- 2 V Schaffung eines Flugkorridors für Fledermäuse 

Zum Schutz von Fledermäusen, die entlang des Gehölzrandes an der Ostseite 

der Aufforstung auf den Flurgrundstücken 1145, 1146 und 1149 Gemarkung 

Münchberg fliegen, wird zwischen dem neu zu pflanzendem Gehölzstreifen und 

der Fahrbahn der Auffahrtsrampe (Fahrtrichtung Hof) ein gehölzfreier Saum vor-

gesehen, so dass der Abstand zwischen Fahrbahn und Gehölzrand 10 m beträgt. 

Durch ausreichenden Abstand von Gehölzen zur Fahrbahn soll ein Einfliegen von 

Fledermäusen in den Verkehr vermieden werden. 

Zusätzlich zu den vorgenannten Vermeidungs- bzw. Minderungsmaßnahmen-

werden folgende vorgezogene Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen-

ökologischen Funktionalität (CEF-Maßnahmen) durchgeführt, um die ökologi-

sche Funktion vom Eingriff betroffener Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu si-

chern. Die Ermittlung der Verbotstatbestände erfolgt unter Berücksichtigung fol-

gender Vorkehrungen:  

 

- 5 ACEF Anlage von Blüh- und Bracheflächen, extensive Ackerbewirtschaftung 

für Bodenbrüter 

Die Flächen werden vor Beginn der Baumaßnahme aufgewertet. Die Maßnahme 

umfasst die Extensivierung landwirtschaftlich genutzter Flächen durch Blüh- und 

Bracheflächen sowie extensive Ackerbewirtschaftung mit doppeltem Saatreihen-

abstand und Verzicht auf Dünger und Pestizide. Für die Beeinträchtigung von 2 

Brutpaaren der Feldlerche ist die Schaffung von Blüh- und Brachefläche(n) in 

einem Umfang von (2 x 0,5 ha =) 1 ha vorgesehen. Bei einer Umsetzung in Teil-

flächen wird ein Mindestumfang 0,2 ha eingehalten. Bei mehreren Teil-Blühflä-

chen pro Brutpaar werden diese maximal über 3 ha verteilt. 

Die Umsetzung der Maßnahme 5 ACEF erfolgt auf FlNr. 392, Gemeinde Münch-

berg.  

Zur artenschutzrechtlichen Bewältigung dieses Konfliktes sind die drei Maßnah-

men-Varianten des Merkblattes "Feldlerche" des LfU (Arbeitshilfe zur speziellen 

artenschutzrechtlichen Prüfung - Feldlerche, Oktober 2017), in der Fassung der 

Hinweise des StMUV 63b-U8645.4-2 vom 22.02.2023 "CEF-Maßnahmen für die 

Feldlerche in Bayern" anzuwenden: Lerchenfenster mit Blüh- oder Brachestreifen 

oder Blühfläche/-streifen mit Ackerbrache oder erweiterter Saatreihenabstand 

bzw. Kombination(en) der drei Varianten (siehe Nr. 7.2.2 bis 7.2.4 des Merkblatts) 

Die vorstehend genannten Maßnahmen sind in den Planunterlagen 19.1.1 sowie 

19.1.3 ausführlich dargestellt und im Einzelnen vertieft beschrieben. Hierauf wird 

Bezug genommen. In der saP (Planunterlage 19.1.3) wurde der vorhandene bzw. 

potenzielle Bestand folgender relevanter Arten im Hinblick auf die Betroffenheit 

bei der Verwirklichung des planfestgestellten Vorhabens überprüft: 

Pflanzenarten nach Anhang IV b) der FFH-RL 
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Pflanzenarten nach Anhang IV b) FFH-RL kommen im Untersuchungsgebiet 

(UG) nicht vor. Das UG umfasst das Plangebiet (vgl. Unterlage 19.1.2). Das UG 

bietet keine erforderlichen Lebensräume/Standorte für die Arten bzw. das UG 

zählt nicht zu den entsprechenden Verbreitungsgebieten. 

Tierarten nach Anhang IV a) der FFH-Richtlinie 

Von den FFH-Tierarten des Anhangs IV a) wurden aus den Gruppen Säugetiere, 

insbesondere vorkommende Fledermausarten, Reptilien (Zauneidechse), Am-

phibien und die Europäischen Vogelarten überprüft.  

 

Außer den im Folgenden behandelten Fledermausarten ist nach der -auch nach 

Auffassung der Planfeststellungsbehörde- plausiblen Abschichtung und gut-

achterlicher Einschätzung keine weitere Säugetierart planungsrelevant (vgl. An-

hang zur Unterlage 19.1.3).  

 

Allerdings wurde kurz vor Verfahrensabschluss noch das Vorkommen des Euro-

päischen Bibers entlang der Pulschnitz bekannt. Fraßspuren wurden im Winter 

2025/2026 auch direkt im Bereich unter der Talbrücke Münchberg dokumentiert 

(Frankenpost Fichtelgebirge vom 23.01.2026). Nach Aussage des in der Presse 

zitierten örtlichen Biberberaters ist der Biber wieder nahezu flächendeckend in 

geeigneten Lebensräumen im Landkreis Hof präsent. Da nicht auszuschließen 

ist, dass der Biber selbst den kleinen zur Verfüllung vorgesehenen Fischteich auf 

Flurnr. 63 Gmkg. Straas und Flurnr. 1137 der Gmkg. Münchberg bis zum Baube-

ginn besiedeln wird, wurde zum Schutz der Tiere die Auflage 4.4.6 aufgenom-

men. Demzufolge ist der Teich vor dem Eingriff auf Habitatbereiche des Bibers 

hinsichtlich einer aktuellen Nutzung zu kontrollieren (bevorzugt in den Sommer-

monaten,unter Anwesenheit des örtlichen Biberberaters). Gegebenenfalls sind 

Habitatdämme oder eine Burg vorsichtig abzubauen und in geeignete Bereiche 

außerhalb der Baumaßnahme umzusetzen. Eine Tötung oder Verletzung von Bi-

bern, insbesondere von Jungtieren, ist so zu vermeiden.  

 

Fledermäuse: 

Bei der Fledermauskartierung 2019 (Begehungen 13.06.2019 und 23.07.2019) 

wurden neben der am häufigsten nachgewiesenen Zwergfledermaus auch Mops-

fledermaus, Bartfledermaus (unbestimmt) und Wasserfledermaus unter der Au-

tobahnbrücke erfasst. Wasserfledermäuse wurden über dem Regenrückhaltebe-

cken und am Bach (Pulschnitz) unter der Talbrücke nachgewiesen. Mopsfleder-

maus und Bartfledermaus (unbestimmt) kamen im Jagdraum unter der Brücke 

vor, wobei jedoch keine Flugbewegungen zum dem südlichen Widerlager der 

Talbrücke und den an das Widerlager angrenzenden Böschungen im künftigen 

Baufeld bestanden. Nur für Zwergfledermäuse wurden einzelne Flugbewegun-

gen an der östlichen Autobahnböschung und entlang der Aufforstungsfläche öst-

lich der Autobahn sowie unter der Brücke nahe dem südlichen Widerlager bestä-

tigt. 

 



 
Regierung von Oberfranken C. Entscheidungsgründe 
 
 

 
 Seite 72 von 118 
 

Reptilien: 

Bei der Reptilienkartierung 2019 (Begehungen am 04.04.2019, 24.05.2019, 

04.07.2019 und 05.09.2019) wurden - nur am ersten Begehungstermin - zwei 

subadulte Zauneidechsen im Bereich der östlichen Autobahnböschung nachge-

wiesen. Für die Schlingnatter bestehen keine Nachweise, ein Vorkommen ist im 

Bereich der strukturreicheren und wärmebegünstigten östlichen Autobahnbö-

schung jedoch nicht vollständig auszuschließen. Vernetzungsstrukturen zum po-

tenziellen Reptilienlebensraum am Bahndamm nördlich des UG sind durch den 

die Lebensräume trennenden Verlauf der Pulschnitz nicht gegeben.  

Amphibien: 

 

Die Gewässer des Regenrückhaltebeckens bei der Autobahnbrücke werden von 

Amphibien wie Erdkröte, Teichfrosch, Seefrosch sowie Teich- und Bergmolch als 

Laichgewässer genutzt. Die Becken mit Steinschüttung, kurzrasigem Uferbe-

wuchs und nur geringfügiger Submersvegetation sind technisch geprägt. Eine 

vorhabenbedingte Betroffenheit ist nicht gegeben. Auch im zu überbauenden 

Teich wurden bei der Kartierung keine Arten nachgewiesen, die dem speziellen 

Artenschutz unterliegen. Der Fischteich ist intensiv genutzt und stellt keinen ge-

eigneten Lebensraum für anspruchsvollere Amphibienarten dar. 

Vogelarten: 

Das Vorkommen von Arten mit einer zu prüfenden Betroffenheit wurde auf Grund 

der 2019 durchgeführten avifaunistischen Kartierungen (Begehungen 

22.03.2019, 31.03.2019, 18.04.2019, 01.05.2019, 27.05.2019, 03.06.2019, 

17.06.2019) ermittelt. Ersichtlich relevant erweist sich auf Grund ihres Vorkom-

mens im Eingriffsbereich die Feldlerche. Die Wiesenschafstelze als Bodenbrüter 

ist mit nur potenziellem Vorkommen prüfungsrelevant. Ebenfalls prüfungsrele-

vant sind die Arten Dorngrasmücke, Feldschwirl, Feldsperling, Gelbspötter, Gold-

ammer, Klappergrasmücke, Nachtigall, Bluthänfling, Neuntöter, Teichrohrsän-

ger, Teichhuhn sowie die Greifvögel Mäusebussard und Turmfalke. Bei diesen 

Arten wird die Empfindlichkeit gegenüber dem Eingriff und einer nicht ersichtlich 

auszuschließenden Erfüllung von Verbotstatbeständen geprüft. 

Die in der ASK geführten Nachweise stammen aus den 1970er und 1990er Jah-

ren. Aus der ASK (Abfragestand 01/2019) liegen Nachweise von Wiesenpieper 

von 1998 und Braunkehlchen von 1992 aus dem nordwestlichen Randgebiet des 

Plangebiets zum LBP vor (Abgrenzung Plangebiet vgl. Unterlage 19.1.2). Die 

Nachweise für die inzwischen in Bayern sehr seltenen Vogelarten wurden 2019 

nicht bestätigt. Auf Grund der überwiegend intensiven Nutzungen wurde bei den 

avifaunistischen Kartierungen 2019 das Plangebiet bzw. angrenzend nicht als 

geeigneter Lebensraum eingestuft. 



 
Regierung von Oberfranken C. Entscheidungsgründe 
 
 

 
 Seite 73 von 118 
 

Arten, für die eine Wirkungsempfindlichkeit nicht gegeben ist, wurden bei der Er-

mittlung des zu prüfenden Artenspektrums abgeschichtet, ggf. mit ergänzenden 

Anmerkungen (vgl. Anhang zur Unterlage 19.1.3). 

2.3.6.1.3 Ergebnis der artenschutzrechtlichen Prüfung des Vorhabens 

Im Untersuchungsgebiet sind potenzielle Vorkommen von bis zu acht Fleder-

mausarten möglich. Eine Verletzung der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 i. 

V. m. Abs. 5 BNatSchG für die Zwergfledermaus wird durch die Vermeidungs-

maßnahmen 1.1 V (Holzungen nur von Oktober bis Februar) und 2 V (Schaffung 

eines Flugkorridors für Fledermäuse) vermieden. Für die Zwergfledermaus wur-

den einzelne Flugbewegungen an der östlichen Autobahnböschung und entlang 

der Aufforstungsflächen östlich der Autobahn sowie unter der Brücke nahe dem 

südlichen Widerlager bestätigt. Die Mopsfledermaus, Bartfledermaus und Was-

serfledermaus kommen auch unter der Autobahnbrücke vor, aber haben keine 

Flugbewegungen zum südlichen Widerlager der Talbrücke und an die angren-

zenden Böschungen. Das Braune Langohr ist durch das Vorhaben nicht betrof-

fen. Die ziehenden Arten Großer Abendsegler, Rauhautfledermaus und Mücken-

fledermaus können im Planungsgebiet vorkommen, aber der Baumbestand bei 

der geplanten Rampe Ost hat keine Quartiereignung.  

Für die Haselmaus sind keine Maßnahmen nötig. Die Haselmaus wurde im Un-

tersuchungsgebiet nicht nachgewiesen. Das überwiegend landwirtschaftlich ge-

nutzte Untersuchungsgebiet ist nicht als Lebensraum für die Haselmaus einzu-

stufen. 

Für die Vogelarten Neuntöter, Bluthänfling Dorngrasmücke, Feldschwirl, Feld-

sperling, Gelbspötter, Goldammer, Klappergrasmücke und Nachtigall ist der Ver-

lust von Fortpflanzungsstätten zu befürchten. Dem kann durch die Vermeidungs-

maßnahme 1.1 V (Holzungen nur von Oktober bis Februar) begegnet werden. 

Für die Feldlerche wird eine CEF-Maßnahme nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 i. V. m. Abs. 

5 Satz 1 – 3 u. 5 BNatSchG erforderlich. Durch Überbauung und Versiegelung 

beläuft sich der berechnete Brutpaar-Verlust auf insgesamt 2 BP. Als Ausgleich 

werden mit der Maßnahme 5 ACEF - Anlage von Blüh- und Bracheflächen und 

extensiver Ackerbewirtschaftung für Bodenbrüter- für 2 Reviere der Feldlerche 

geeignete Brut- und Nahrungshabitate entwickelt. Für die Feldlerche und die 

Wiesenschafstelze als Bodenbrüter befinden sich Fortpflanzungs- und Ruhestät-

ten in der landwirtschaftlichen Flur beidseits der BAB A 9. Mit der Vermeidungs-

maßnahme 1.2 V Vogelvergrämung im Baufeld (in der Feldflur) werden in den 

Wintermonaten bis Februar vor Baubeginn Ackerflächen gepflügt und Altgrasflu-

ren gemulcht, damit Anfang März offene bzw. gemulchte Flächen vorliegen. Die 

Flächen werden hinsichtlich einer Brutstätteneignung bis zum Beginn der Bautä-

tigkeiten unattraktiv gehalten, bis Baubeginn werden Flatterbänder angebracht.  

Für Reptilien, nachweislich die Zauneidechse, sind Vorgaben zur Baudurchfüh-

rung für die Eingriffe in die Autobahnböschung östlich der BAB A 9 erforderlich, 



 
Regierung von Oberfranken C. Entscheidungsgründe 
 
 

 
 Seite 74 von 118 
 

damit das Tötungs- und Verletzungsverbot nicht erfüllt wird. Die Vermeidungs-

maßnahmen für Reptilien umfassen Vorgaben zur Baufeldfreiräumung (Vermei-

dungsmaßnahme 1.3 V Reptilien-Vergrämung einschließlich Reptilien-Schutz-

zaun) und zum Schutz der an das Baufeld angrenzenden Habitatstrukturen (Ver-

meidungsmaßnahme 1.4 V Biotop-Schutzzaun). Für die Schlingnatter bestehen 

keine Nachweise, ein Vorkommen ist im Bereich der strukturreicheren und wär-

mebegünstigten östlichen Autobahnböschung jedoch nicht vollständig auszu-

schließen. Auch die Schlingnatter wäre durch die Vermeidungsmaßnahmen 1.3 

V und 1.4 V geschützt.  

Die artenschutzrechtliche Prüfung kommt nachvollziehbar zu dem Ergebnis, dass 

durch das Bauvorhaben unter Berücksichtigung der getroffenen vorgezogenen 

Ausgleichs- (CEF-) Maßnahmen und Vermeidungsmaßnahmen (Beschreibung 

in Planunterlage 9.3)) keine Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG erfüllt wer-

den. Deshalb ist eine Ausnahme nach § 45 BNatSchG nicht notwendig. 

Die vorliegende Untersuchung ist für die artenschutzrechtliche Beurteilung auch 

ausreichend. Die Untersuchungstiefe hängt maßgeblich von den naturräumlichen 

Gegebenheiten im Einzelfall ab. Das Recht nötigt nicht zu einem Ermittlungsauf-

wand, der keine zusätzliche Erkenntnis verspricht (vgl. BVerwG, Beschluss v. 

18.06.2007, Az. 9 VR 13/06 in juris, Rn. 20; BVerwG, Beschluss v. 13.03.2008, 

Az 9 VR 9/07 in juris, Rn. 31). Die Naturschutzbehörden haben die Untersu-

chungstiefe und die Qualität der naturschutzfachlichen Unterlagen nicht bean-

standet. In ihrer Stellungnahme vom 05.03.2024 hat die Höhere Naturschutzbe-

hörde ihr Einverständnis erteilt und bestätigt, dass durch die festgesetzten CEF-

Maßnahmen die Verwirklichung von Verbotstatbeständen ausgeschlossen wer-

den können.  

2.3.6.2 Naturschutzrechtliche Kompensation (Folgenbewältigung) 

Eingriffe in Natur und Landschaft sind Veränderungen der Gestalt oder Nutzung 

von Grundflächen oder Veränderungen des mit der belebten Bodenschicht in 

Verbindung stehenden Grundwasserspiegels, die die Leistungs- und Funktions-

fähigkeit des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheblich beeinträchtigen 

können, § 14 Abs. 1 BNatSchG. Der Vorhabenträger, der solche Eingriffe in Natur 

und Landschaft vornimmt, ist verpflichtet,  

1. vermeidbare Beeinträchtigungen – d.h. Beeinträchtigungen, für die zumutbare 

Alternativen existieren, die den verfolgten Zweck am gleichen Ort ohne oder mit 

geringeren Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft erreichen würden – zu 

unterlassen, § 15 Abs. 1 BNatSchG bzw.  

2. unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Maßnahmen des Naturschutzes und 

der Landschaftspflege auszugleichen oder zu ersetzen, § 15 Abs. 2 BNatSchG. 

Ausgeglichen ist eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten 

Funktionen des Naturhaushalts in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind und 

das Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neugestaltet ist, 
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§ 15 Abs. 2 Satz 2 BNatSchG. Ersetzt ist eine Beeinträchtigung, wenn und sobald 

die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushalts in dem betroffenen Natur-

raum in gleichwertiger Weise hergestellt sind und das Landschaftsbild land-

schaftsgerecht neugestaltet ist, § 15 Abs. 2 Satz 3 BNatSchG.  

Eingriffe dürfen nicht zugelassen oder durchgeführt werden, wenn die damit ver-

bundenen Beeinträchtigungen nicht zu vermeiden oder nicht in angemessener 

Frist auszugleichen oder zu ersetzen sind und die Belange des Naturschutzes 

und der Landschaftspflege bei der Abwägung aller Anforderungen an Natur und 

Landschaft anderen Belangen im Rang vorgehen, § 15 Abs. 5 BNatSchG. Dieses 

Entscheidungsprogramm des BNatSchG steht selbständig neben den fachpla-

nungsrechtlichen Zulassungsregeln (BVerwG, Urteil vom 07.03.1997, Az. 4 C 

10.96, UPR 1997, 329). Die Prüfungsstufen sind einzuhalten. Es gilt insoweit 

auch das Übermaßverbot (BVerwG, Urteil vom 18.03.2009, NVwZ 2010, 66, zur 

bis zum 28.02.2010 geltenden Rechtslage). 

2.3.6.2.1  Beurteilung der (Un-)Vermeidbarkeit des Eingriffs   

Nach obergerichtlicher Rechtsprechung stellt das Gebot, vermeidbare Beein-

trächtigungen von Naturhaushalt und Landschaftsbild zu unterlassen, § 15 Abs. 

1 Satz 1 BNatSchG, striktes Recht dar (BVerwG, Urteil vom 30.10.1992, Az. 4 A 

4.92, NVwZ 1993, 565). Vermeidbarkeit ist insoweit allerdings nicht in einem na-

turwissenschaftlichen Sinn zu verstehen, sondern bedarf einer Einschränkung 

anhand der Zielsetzung der Eingriffsregelung. Vermeidbar ist eine Beeinträchti-

gung dann, wenn ein Vorhaben an der vorgesehenen Stelle ohne bzw. mit gerin-

geren Beeinträchtigungen unter verhältnismäßigem Mitteleinsatz verwirklicht 

werden kann, § 15 Abs. 1 Satz 2 BNatSchG. Die am Ort des Eingriffs zwangs-

läufig hervorgerufenen Beeinträchtigungen nimmt das Naturschutzrecht als un-

vermeidbar hin. Das Vermeidungsgebot verlangt nicht die Unterlassung eines 

Vorhabens, sondern die Vermeidung der dabei zu erwartenden Beeinträchtigun-

gen. Es gehört zur sog. Folgenbewältigung eines Eingriffs. Dabei knüpft die in § 

15 Abs. 1 BNatSchG normierte Verpflichtung an die gewählte Variante an, d.h. 

der Vermeidungsgrundsatz ist nicht bei der Auswahl der Alternativen anzuwen-

den, sondern nur auf die nach Fachplanungskriterien ausgewählte Variante. Die 

Planung des Vorhabenträgers entspricht diesem strikten naturschutzrechtlichen 

Gebot.  

Unabhängig davon stellt sich aber in der Gegenüberstellung der geprüften Stand-

ortvarianten der hier planfestgestellte Standort mit der gewählten Linienführung 

der Anschlussstelle Münchberg-Mitte nach Auffassung der Planfeststellungsbe-

hörde als eine sinnvolle und ausgewogene Planungslösung dar. Bei Ausarbei-

tung der Detailplanung für die planfestgestellte Linienführung wurde auf eine 

möglichst konfliktarme Verwirklichung der planerischen Aufgabenstellung geach-

tet, und zwar nicht nur auf dem Gebiet der Eingriffe in Natur und Landschaft, 

sondern auch hinsichtlich der Eingriffe in die vorhandenen landwirtschaftlichen 

Strukturen und die wasserwirtschaftlichen Gegebenheiten sowie auch unter Ein-

beziehung der künftigen Immissionsbelastungen.   
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Die Planung entspricht auch im Übrigen dem naturschutzrechtlichen Gebot, ver-

meidbare Beeinträchtigungen von Naturhaushalt und Landschaftsbild zu unter-

lassen. Insoweit wird auf die Erläuterungen der vorgesehenen Maßnahmen im 

landschaftspflegerischen Begleitplan (Planunterlagen 9.2/1 und 19.1.1) verwie-

sen. Weitere Minimierungsmöglichkeiten hinsichtlich der erforderlichen Eingriffe 

unter Berücksichtigung und Abwägung der verkehrlichen Belange, der Belange 

der Verkehrssicherheit und des Immissionsschutzes bestehen nicht mehr. Die 

mit der Realisierung des Straßenbauvorhabens verbundenen Eingriffe sind damit 

unvermeidbare Beeinträchtigungen. 

2.3.6.2.2 Vermeidungsmaßnahmen  

Es sind nachfolgende Vermeidungsmaßnahmen vorgesehen: 

- Vermeidungsmaßnahme 1.1 V: Holzungen nur von Oktober bis Februar 

- Vermeidungsmaßnahme 1.2 V: Vogelvergrämung im Baufeld (in der Feldflur) 

- Vermeidungsmaßnahme 1.3 V: Reptilienvergrämung einschließlich Reptilien-

schutzzaun 

- Vermeidungsmaßnahme 1.4 V: Biotop-Schutzzaun in Zusammenhang mit 

1.3 V 

- Vermeidungsmaßnahme 1.5 V: Biotop-Schutzzaun (allgemein) 

- Vermeidungsmaßnahme 1.6 V: Amphibien-Schutzvorkehrung 

- Vermeidungsmaßnahme 1.7 V: Schutz bzw. Umsiedlung von Waldameisen 

- Vermeidungsmaßnahme 2 V: Schaffung eines Flugkorridors für Fledermäuse 

Zu den Einzelheiten wird auf den landschaftspflegerischen Maßnahmenplan 

9.2/1 und auf die Maßnahmenblätter (Unterlage 9.3) hingewiesen.  

Unter Würdigung und Abwägung aller bekannten Belange sind die in den Plan-

unterlagen vorgesehenen Verminderungsmaßnahmen ausreichend. Es ist fest-

zuhalten, dass weitere Minimierungsmöglichkeiten unter Berücksichtigung ver-

kehrlicher Belange nicht bestehen. Dem Vermeidungs-, Schutz- und Minimie-

rungskonzept wurde seitens der höheren Naturschutzbehörde am 05.03.2024 

zugestimmt; auch die Zustimmung der unteren Naturschutzbehörde liegt vor. 

2.3.6.2.3  Ausgleichs-/ Ersatzmaßnahmen 

Die vom vorhabenbedingten Eingriff ausgehenden unvermeidbaren Beeinträch-

tigungen müssen durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschafts-

pflege ausgeglichen oder ersetzt werden (=A/E-Maßnahmen, § 15 Abs. 2 Satz 1 
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BNatSchG). Das Kompensationsgebot ist nach der Rechtsprechung des Bundes-

verwaltungsgerichts zwingendes Recht (BVerwG, Urteil vom 30.10.1992, Az.: 4 

A 4.92, NVwZ 1993, 565; Urteil vom 01.09.1997, Az.: 4 A 36.96, NuR 1998, 41).  

Die Bayerische Kompensationsverordnung (BayKompV) konkretisiert diese bun-

desgesetzliche Regelung und stellt eine bayernweit einheitliche Anwendungspra-

xis der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung sicher. Die zu kompensierende 

Eingriffsermittlung wurde entsprechend der BayKompV vom 07.08.2013, in Kraft 

getreten am 01.09.2014, unter Beachtung der Vollzugshinweise zur BayKompV 

für den staatlichen Straßenbau durchgeführt. Die Ermittlung der Wertpunkte er-

folgte anhand der Biotopwertliste zur BayKompV. 

Der Bedarf an Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen (Kompensationsbedarf) ergibt 

sich unter Berücksichtigung der zu treffenden Vermeidungsmaßnahmen aus ei-

nem wertenden Vergleich von Natur und Landschaft vor und nach dem Eingriff. 

Der Kompensationsbedarf für flächenbezogen bewertbare Merkmale und Aus-

prägungen des Schutzguts Arten und Lebensräume wird rechnerisch gemäß An-

lage 3.1 der BayKompV ermittelt. Der ergänzende Kompensationsbedarf für nicht 

flächenbezogen bewertbare Merkmale und Ausprägungen des Schutzguts Arten 

und Lebensräume wird verbal argumentativ bestimmt. Die maßgeblichen Ein-

griffstypen (Versiegelung, Überbauung, vorübergehende Inanspruchnahme und 

mittelbare Beeinträchtigung) werden in Planunterlage 9.4 tabellarisch den zuge-

ordneten Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen gegenübergestellt.  

 

Nach den Berechnungen des Vorhabenträgers ergibt sich ein Kompensationsbe-

darf von 88.004 Wertpunkten für flächenbezogen bewertbare Merkmale und Aus-

prägungen des Schutzgutes Arten und Lebensräume. Die vorgesehenen Aus-

gleichs- und Ersatzmaßnahmen wurden mit 93.099 Wertpunkten bewertet. 

 Eine rechnerische Kompensation im Sinne der BayKompV ist daher vorliegend 

gegeben.  

Folgende Maßnahmen sind vorgesehen: 

Die Maßnahme 5 ACEF „Anlage von Blüh- und Bracheflächen, extensive Ackerbe-

wirtschaftung“ wurde entwickelt, um den artenschutzrechtlichen Ausgleich für an-

lage- und betriebsbedingten Lebensraumverlust von Vögeln, insbesondere der 

Feldlerche, zu erbringen. Die Maßnahme umfasst die Extensivierung landwirt-

schaftlich genutzter Flächen durch Anlage von Blüh- und Brachestreifen sowie 

extensive Ackerbewirtschaftung. Die Flächen werden vor Beginn der Baumaß-

nahme aufgewertet. 

Der Maßnahmenkomplex 6 A/E „Ausgleichsflächen gemäß BayKompV und Er-

satzfläche westlich Lösten“ dient zur Kompensation der beeinträchtigten Bio-

topfunktionen von Offenland- und Waldlebensräumen gemäß § 15 BNatSchG 

sowie als Ersatz für die teilweise verloren gehende Kompensationsmaßnahme 

HO 548 „Aufforstung bei Straas“. Die Maßnahme dient nicht allein dem Ausgleich 

von beeinträchtigten Biotopfunktionen. Dadurch, dass die Maßnahmenflächen 
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nicht mehr einer intensiven landwirtschaftlichen Nutzung unterliegen, ergibt sich 

auch für den Boden eine deutliche Verbesserung. Langfristig wird die Entwick-

lung eines naturnahen Bodengefüges begünstigt und damit auch die Leistungs-

fähigkeit des Bodens als Regler, Filter und Puffer verbessert. Durch die Nut-

zungsextensivierung wird auch die Wasserfunktion hinsichtlich Wasserauf-

nahme, Retentionsvermögen und Grundwasserbildung verbessert. Hinsichtlich 

des Landschaftsbilds wird zur landschaftlichen Vielfalt im Gebiet beigetragen. 

Für die Maßnahme 6.1 A „Anlage von strukturreichem Offenland westlich Lösten“ 

werden auf den Flst. 897 und 890 (anteilig), Gemeinde Zell im Fichtelgebirge, 

Gemarkung Kleinlosnitz mäßig extensiv genutztes artenreiches Grünland, He-

cken und artenreiche Saumstrukturen entwickelt. 

Für die Maßnahmen 6.2 A und 6.3 E wird auf den Flst. 896, 897 und 890 (antei-

lig), Gemeinde Zell im Fichtelgebirge, Gemarkung Kleinlosnitz standortgerechter 

Laubwald mit einem Buchenanteil > 50 % neu gegründet, angrenzend an beste-

henden Wald. Die Maßnahme 6.3 E dient dabei als Ersatz für den Eingriff in eine 

Teilfläche der bestehenden Kompensationsfläche HO 548 „Aufforstung bei 

Straas“. An den Rändern, die nicht an bestehenden Wald grenzen, werden Ge-

hölze unterschiedlicher Wuchshöhe zur Entwicklung eines gestuften Waldrands 

gepflanzt. Den Randgehölzen vorgelagert wird artenreiches Altgras entwickelt. 

Zu den Einzelheiten wird auf die Maßnahmenblätter (Planunterlage 9.3) hinge-

wiesen.  

2.3.6.2.4 Gestaltungsmaßnahmen 

Gestaltungsmaßnahmen übernehmen in der Regel keine Ausgleichs- oder Er-

satzfunktion. Sie liegen meist im Bereich direkter betriebsbedingter Beeinträchti-

gungen und dienen der Reduzierung visueller Beeinträchtigungen und der Ein-

bindung des Vorhabens in die Umgebung. Ziel des Gestaltungskonzepts (Maß-

nahmenkomplex 3 G) ist die harmonische Einbindung der Auf- und Abfahrtsram-

pen in die Landschaft und eine Verminderung des technischen Eindrucks. 

Folgende Gestaltungsmaßnahmen sind diesbezüglich vorgesehen.  

- Gestaltungsmaßnahme 3.1 G: Anlage von Landschaftsrasen, intensiv bzw. 

Spontanbesiedelung 

- Gestaltungsmaßnahme 3.2 G: Anlage von Landschaftsrasen, extensiv 

- Gestaltungsmaßnahme 3.3 G: Zulassen von Sukzession  

- Gestaltungsmaßnahme 3.4 G: Pflanzen von Hecken und Gebüschen 

- Gestaltungsmaßnahme 3.5 G: Pflanzung von Einzelbäumen 
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-   Gestaltungsmaßnahme 4 G: Wiederherstellung Waldrand der Ausgleichs- 

      fläche „Aufforstung bei Straas“ 

Zu den Einzelheiten wird auf die Maßnahmenblätter (Planunterlage 9.3) hinge-

wiesen.  

2.3.6.2.5 Funktion und Eignung der Kompensationsmaßnahmen  

Die Qualität der Kompensationsmaßnahmen, d.h. ihre Eignung, den Eingriff in 

adäquater Weise zu kompensieren, muss in einem gesonderten Schritt überprüft 

werden. 

Die höhere Naturschutzbehörde hat in der Stellungnahme vom 05.03.2024 be-

stätigt, dass das A/E-Konzept angemessen, sinnvoll und sachgerecht ist. Dem 

Kompensationsbedarf in Höhe von 88 004 Wertpunkten (WP) steht ein Kompen-

sationsumfang von 93 099 WP gegenüber. Die Forderung nach der Verwendung 

autochthoner Gehölze/Saatgut und nach der Fertigstellung der A/E-Flächen und 

Maßnahmen spätestens 1 Jahr nach Verkehrsfreigabe wurde als Nebenbestim-

mung in diesen Planfeststellungsbeschluss übernommen. 

Im Ergebnis kann zusammenfassend festgestellt werden, dass durch die vorge-

sehenen Maßnahmen die festgestellten und bewerteten Beeinträchtigungen des 

Naturhaushaltes entsprechend dem ermittelten Kompensationsbedarf ausgegli-

chen werden. Zudem wird das Landschaftsbild durch die vorgesehenen Gestal-

tungsmaßnahmen wiederhergestellt. Der Eingriffsregelung des § 15 BNatSchG 

ist damit Genüge getan, ein Ausgleichsdefizit verbleibt nicht.   

 

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind in dem jeweils erforderlichen Zeitraum 

zu unterhalten und rechtlich zu sichern. Der Unterhaltungszeitraum ist durch die 

zuständige Behörde im Zulassungsbescheid bzw. Planfeststellungsbeschluss 

festzusetzen (§ 15 Abs. 4 Sätze 1 und 2 BNatSchG). Im vorliegenden Fall war 

der Unterhaltungszeitraum auf unbestimmte Zeit festzulegen (A 4.4.1 dieses Be-

schlusses).  

Es hat sich im Verfahren außerdem ergeben, dass selbst im Falle nicht kompen-

sierbarer Beeinträchtigungen die Belange des Naturschutzes und der Land-

schaftspflege gegenüber den Belangen der erforderlichen Verbesserungen des 

Straßennetzes zurücktreten müssten (§ 15 Abs. 5 und 6 BNatSchG). 

2.3.6.2.6 Behandlung der Stellungnahmen und Einwendungen zum Thema naturschutz-

rechtliche Kompensation 

Naturschutzbehörden 

Wie oben bereits ausgeführt, wurden die seitens der höheren Naturschutzbe-

hörde vorgetragenen Auflagenvorschläge oben unter A 4.4.1 bis 4.4.5 übernom-

men.  
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Bayer. Bauernverband: 

Der Bayerische Bauernverband fordert, die geplanten Ausgleichsmaßnahmen 

auf landwirtschaftlichen Flächen im Hinblick auf die fehlende Verkaufsbereit-

schaft des Eigentümers zu streichen und stattdessen die notwendigen Öko-

punkte über die Ökoagentur Bayern zu erwerben (vgl. Stellungnahme vom 

26.02.2024 und Ausführungen im Erörterungstermin).   

 

Die geplanten Ausgleichsflächen wurden von der Höheren Naturschutzbehörde 

und der Unteren Naturschutzbehörde grundsätzlich für geeignet erachtet, die mit 

dem Bauvorhaben einhergehenden Beeinträchtigungen auszugleichen. Dabei 

müssen die nach der BayKompV ermittelten Ausgleichsflächen multifunktional 

gleichzeitig artenschutzrechtliche Tatbestände ausgleichen. Die Autobahn 

GmbH ist bemüht, die entsprechenden Flächen durch freiwilligen Grunderwerb 

oder durch Vereinbarung zu sichern. In jedem Fall muss ein Flächenerwerb / eine 

Vereinbarung im notwendigen Umfang der artenschutzrechtlichen Maßnahmen 

erfolgen. Im Übrigen vgl. die Ausführungen im Folgenden zu P 1. 

Privateinwender: 

 

Die Einwenderin P 1 wendet sich gegen die Inanspruchnahme ihres Grundstücks 

in der Gemarkung Kleinlosnitz für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, insbes. 

Nr. 6.1 A, 6.2 A und 6.3.E. Das Grundstück gehöre zu der gegenüberliegenden 

landwirtschaftlichen Hofstelle und werde als hofnahe Ackerfläche genutzt. Durch 

den Verlust dieses Grundstücks müssten längere Anfahrtswege zu den dann 

künftig zu beschaffenden Ersatzgrundstücken in Kauf genommen werden. Der 

veränderte Zuschnitt bedinge auch Einkommenseinbußen bei der künftigen För-

derung von Agrarumweltmaßnahmen.   

Von dem Flächenkomplex im Eigentum der Einwenderin P 1 wird lediglich eine 

Teilfläche von ca. ¼ der Gesamtfläche als Ausgleichsfläche benötigt.   

Die geplanten Ausgleichsflächen wurden von der Höheren Naturschutzbehörde 

und der Unteren Naturschutzbehörde grundsätzlich für geeignet erachtet, die mit 

dem Bauvorhaben einhergehenden Beeinträchtigungen auszugleichen. Dabei 

müssen die nach der BayKompV ermittelten Ausgleichsflächen multifunktional 

gleichzeitig artenschutzrechtliche Tatbestände ausgleichen. Die Autobahn 

GmbH ist bemüht, die entsprechenden Flächen durch freiwilligen Grunderwerb 

oder durch Vereinbarung zu sichern. Mit der Auswahl der dortigen A+E-Flächen 

verfolgt der Vorhabenträger die Schaffung eines zusammenhängenden Biotop-

komplexes am Weißenberg, mit Waldsäumen und Hecken, der für die Artenviel-

falt – insbesondere heckenbrütende Vogelarten - größeren Wert hat als einzeln 

in der Landschaft verstreute Landschaftsbestandteile. Im räumlichen Zusammen-

hang erfolgt auch die Ersatzmaßnahme 6.3 E - Anlage eines standortgerechten 

Laub(misch)walds - der wegen der Teilrodung der Aufforstungsfläche bei Straas 

im Wege eines 1:1 - Ausgleichs erforderlich wird. Bei einer Streichung dieser 

Maßnahme wäre die Ausgewogenheit der naturschutzrechtlichen A+E-Planung 

nach Auffassung der Planfeststellungsbehörde nicht mehr gegeben. Gleiches gilt 
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für den von der Einwenderin geforderten reinen Zukauf von Ökopunkten einer 

Flächenagentur, da kein örtlicher Bezug zum Eingriff und den dort betroffenen 

Lebensraumtypen bestünde.  

 

Die Einwender P 14 bemängeln die Inanspruchnahme ihrer Flurnr. in der Gemar-

kung Kleinlosnitz als Ausgleichsfläche. Zudem sei die Fläche 2024 im Flächen-

stilllegungsprogramm geführt. Gegebenenfalls wird eine Tauschfläche in Be-

triebsnähe gefordert.   

Die Ausgleichsfläche ist für die Ausgewogenheit der naturschutzrechtlichen A+E-

Planung notwendig, siehe bereits vorstehende Erläuterungen. Erwerbsverluste 

durch Wegfall von Stilllegungsprämien u.ä. und auch die Frage möglicher 

Tauschflächen sind im nachfolgenden Entschädigungsverfahren zu behandeln 

und nicht Gegenstand des Planfeststellungsverfahrens.   

 

Einige Einwender, insbesondere die Einwender P 3, P 6, P 7, P 10, P 11, P 12, 

P 15 kritisieren die teilweise Inanspruchnahme der Ausgleichsfläche „Aufforstung 

bei Straas“ wegen deren Lebensraumqualität etwa für Feldhasen, Dachse und - 

als lokale Besonderheit - eine Gruppe weißer Rehe (Albinismus). Auch der weg-

fallende kleine Fischteich würde als Nahrungsbiotop für Vögel wie Weißstorch 

und Graureiher ausfallen. Diese Tiere würden ihrer Heimat beraubt, die Erho-

lungseignung der Flächen würde entfallen.  

Die Inanspruchnahme der Ausgleichsfläche „Aufforstung bei Straas“ und der üb-

rigen betroffenen Lebensräume (z.B. bestehender Teich) durch das Bauvorha-

ben kann -wie beschrieben - nicht ohne gravierende Auswirkungen an anderer 

Stelle vermieden werden. Die Inanspruchnahme der „Aufforstungsfläche bei 

Straas“ wird aber 1:1 ausgeglichen (s. oben, Maßnahme 6.3 E). Die Säugetier-

arten Dachs, Fuchs, Hase, Reh unterfallen keinem strengen naturschutzrechtli-

chen Schutz, sondern dem Jagdrecht. Sie sind üblicherweise auch in der Lage, 

selbständig Ersatzquartiere zu suchen und auszuweichen.   

Für den Fall, dass dies aufgrund des Vorhandenseins von aktuell besetzten 

Dachs- und Fuchsbauten nicht ohne weiteres möglich sein sollte, wurde unter A 

4.4.7 eine entsprechende Auflage zur Kontrolle der Baufläche vor dem Eingriff 

vorgesehen, um unnötige Tierverluste zu vermeiden.   

 

Tierverluste durch Wildunfälle auf der Autobahn werden durch vorhandene bzw. 

durch die Errichtung neuer Wildschutzzäune weitestgehend verhindert.   

Auch die Störche und Graureiher sind nicht auf den kleinen Fischteich als Nah-

rungsbiotop angewiesen, sondern können im Pulschnitztal weiträumig andere 

Nahrungsbiotope finden. Ein spezifischer Ausgleichsbedarf besteht insoweit 

nicht.  

 

Teilweise wird auch kritisiert (z.B. Einwender P 6, P 9), die Herstellung von Aus-

gleichsflächen, die in 1,5 km und 4,5 km Abstand zum Neubau liegen, sei räum-

lich zu weit entfernt und hätten damit faktisch für das Umfeld keinen Mehrwert.  

Nach Einschätzung der Naturschutzbehörden ist jedoch der räumliche Bezug der 

Ausgleichsflächen hier noch ausreichend. Vogelarten wie Feldlerche, aber auch 
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Heckenbrüter wie Neuntöter oder Dorngrasmücke könne ohne weiteres innerhalb 

solcher Distanzen neue Reviere beziehen.  

2.3.6.3  Ergebnis der Prüfung des Belangs des Naturschutzes und der Landschaftspflege 

sowie des Artenschutzes 

Bei der Erfüllung seiner Aufgaben hat der Straßenbaulastträger die Belange des 

Umweltschutzes zu beachten, § 3 Abs. 1 Satz 2 FStrG. Bei der Planfeststellung 

ist die Umweltverträglichkeit nach § 17 Abs. 1 S. 6 FStrG im Rahmen der Abwä-

gung zu berücksichtigen. Für Natur und Landschaft werden diese Belange kon-

kretisiert durch die in § 1 BNatSchG enthaltenen Ziele des Naturschutzes, der 

Landschaftspflege und des Schutzes von Lebensräumen. Die sich hieraus erge-

benden Anforderungen sind untereinander und gegen die sonstigen Anforderun-

gen abzuwägen. 

Der landschaftspflegerische Begleitplan (Planunterlage 19.1.1) gibt Aufschluss 

über das Ausmaß des Eingriffs in Natur und Landschaft. Er zeigt die Beeinträch-

tigungen auf, die das Vorhaben verursacht. Diese Beeinträchtigungen lassen 

sich weder durch eine zumutbare andere Standortvariante noch durch eine an-

dere Gestaltung des Vorhabens mit zumutbarem Aufwand weiter verringern. Die 

Vermeidungs-, Ausgleichs-, Gestaltungs- und Schutzmaßnahmen sind in der 

Planunterlage 9.2/ 1, 9.2/ 2, 9.3 und 19.1.1 beschrieben. 

Das Vorhaben der Anschlussstelle „Münchberg-Mitte“ ist bei Beachtung der unter 

A Ziffer 4.4.1 bis 4.4.8 verfügten Nebenbestimmungen mit den Belangen des Na-

turschutzes und der Landschaftspflege vereinbar. Auch und insbesondere unter 

Berücksichtigung der ermittelten und dargestellten Umweltbelange kann das Vor-

haben im Rahmen der erforderlichen Abwägung zugelassen werden. Die Beein-

trächtigungen für Natur und Landschaftsbild wiegen im Ergebnis nicht so schwer, 

dass sie dem Vorhaben entgegenstünden. Umfangreiche Vermeidungs-, Vermin-

derungs- und Ausgleichsmaßnahmen stellen eine vollständige Kompensation der 

unzweifelhaft beachtlichen Eingriffe in Natur und Landschaftsbild sicher. Arten-

schutzrechtliche Verbote stehen bei Beachtung der getroffenen Nebenbestim-

mungen nicht entgegen. Der gesetzliche Biotopschutz wird beachtet. Soweit dies 

in Bezug auf den Erhalt kleinerer Flächenanteile von feuchten und nassen Hoch-

staudenfluren, Feuchtgebüschen, und seggen- und binsenreichen Nasswiesen 

nach Art. 30 BNatSchG und Art. 23 BayNatSchG nicht vollständig gesichert wer-

den kann, wird eine Ausnahme nach § 30 Abs. 1 und 3 BNatSchG, Art. 23 Abs. 

3 Satz 2 BayNatSchG im überwiegenden öffentlichen Interesse der Verkehrssi-

cherheit erteilt. Insgesamt gesehen haben die verbleibenden Beeinträchtigungen 

des öffentlichen Belanges Naturschutz und Landschaftspflege deshalb kein so 

hohes Gewicht, dass sie die positiven Aspekte der Planung aufwiegen und deren 

Ausgewogenheit als Ganzes in Frage stellen könnten.  

2.3.7 Klimaschutz, Auswirkungen auf das Globale Klima 
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Das Erfordernis, in der Abwägung auch Aspekte des globalen Klimaschutzes und 

der Klimaverträglichkeit zu berücksichtigen, folgt aus Art. 20a GG und § 13 Abs. 

1 Satz 1 KSG. Nach Art. 20a GG schützt der Staat auch in Verantwortung für die 

künftigen Generationen die natürlichen Lebensgrundlagen im Rahmen der ver-

fassungsmäßigen Ordnung durch die Gesetzgebung und nach Maßgabe von Ge-

setz und Recht durch die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung. 

Der Schutzauftrag des Art. 20a GG umfasst auch die Verpflichtung zum Klima-

schutz einschließlich des Ziels zur Herstellung der Klimaneutralität. Dieser 

Schutz ist nicht nur von der Gesetzgebung, sondern auch bei abwägenden Ent-

scheidungen der Exekutive zu berücksichtigen. Im Konfliktfall sind die Belange 

des Klimaschutzes in einen Ausgleich mit den anderen Verfassungsgütern und 

Verfassungsprinzipien zu bringen. Das aus Art. 20a GG folgende Abwägungs- 

gebot wird auf einfachgesetzlicher Ebene durch das Berücksichtigungsgebot des 

§ 13 Absatz 1 Satz 1 des KSG konkretisiert und ergänzt. Im Rahmen der Abwä-

gung sind folglich die Auswirkungen der Planungsentscheidung auf den Klima-

schutz – bezogen auf die in §§ 1, 3 KSG konkretisierten nationalen Klimaziele – 

in die Entscheidungsfindung einzustellen. Dabei ist in den Blick zu nehmen, ob 

und inwieweit die Planung Einfluss auf die THG-Emissionen hat und die Errei-

chung der Klimaziele gefährden könnte. Eine weitere zu beachtende Rechts-

grundlage für die Berücksichtigung des globalen Klimas ist das Bayerische Kli-

maschutzgesetz vom 23.11.2020, zuletzt geändert am 23.12.2022. Art. 2 Abs. 3 

Satz 2 BayKlimaG fordert einen unterstützenden Beitrag der staatlichen Behör-

den zur Erreichung der Klimaschutzziele (Verwirklichung der Minderungsziele im 

Rahmen der hoheitlichen Tätigkeit) ein. 

Für das gegenständliche Verfahren wurde eine Betrachtung der vorhabenbeding-

ten Auswirkungen auf das globale Klima im Erläuterungsbericht (Planunterlage 

1) vorgenommen. Die Betrachtung wurde anhand des vom Bayerischen Staats-

ministerium für Wohnen, Bau und Verkehr (StMB) gemeinsam mit dem Büro „Kor-

temeier Brokmann Landschaftsarchitekten“ erarbeiteten und mit Schreiben des 

StMB vom 20.09.2022 und 17.11.2022 veröffentlichten „Methodenpapier zur Be-

rücksichtigung des globalen Klimas bei der Straßenplanung in Bayern“ erstellt. 

Die Methodik entspricht auch den „Hinweisen des BMDV zur Beurteilung der 

großräumigen Klimawirkungen in der Vorhabenzulassung“, Stand 16.12.2022, 

eingeführt mit MS vom 11.05.2023. Auch aus dem „Ad-hoc-Arbeitspapier“ der 

FSGV zur Berücksichtigung der großräumigen Klimawirkungen bei Straßenbau-

vorhaben (Stand Dezember 2023, eingeführt mit MS vom 07.02.2024) ergeben 

sich dazu keine gravierenden Abweichungen.  

Baubedingte Emissionen (Sektor Industrie) 

Für die Berechnung der Lebenszyklusemissionen ist es erforderlich, die versie-

gelte Fläche der Anschlussstelle zu ermitteln. Zudem werden die sogenannten 

jährlichen Lebenszykluskosten, die auf Grundlage von Durchschnittswerten der 

spezifischen THG-Emissionen pro m²/Jahr versiegelter Fläche berechnet wur-

den, benötigt.  
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Für Bundesstraßen wird der Zahlenwert 4,6 kg CO2-eq /m2/a angesetzt. Da das 

Verkehrsaufkommen, welches die neue AS nutzen wird, mit dem Verkehrsauf-

kommen einer Bundesstraße vergleichbar ist, wurde dieser Zahlenwert ange-

setzt.  

Die Berechnung der Summe der zu erwartenden Lebenszyklusemissionen wird 

anhand folgender Gleichung verdeutlicht:  

THGges [kg CO2-eq / a] = Fläche Trasse [m2] x THGspez [kg CO2-eq / m2 / a]  

Für die AS beträgt die Gesamtfläche der Trasse 14.350 m2. 

Durch das Einsetzen der Werte in die THGges –Formel erhält man die Emission 

von: THGges = 66.010 kg CO2-eq / a = 66,01 t CO2-eq / a. 

Während des Lebenszyklus der Straßeninfrastruktur ergeben sich somit THG-

Emissionen von 66,01 t CO2-eq / a. Diese beinhalten die Emissionen, die beim 

Bau, der Erneuerung und der Unterhaltung der Verkehrsanlage entstehen. 

Verkehrsbedingte Emissionen (Sektor Verkehr) 

Die Ermittlung der THG-Emissionen des Sektors Verkehr erfolgt für Maßnahmen 

des Bedarfsplans für die Bundesfernstraßen zumeist auf Grundlage des einge-

fügten Bewertungsverfahrens der BVWP unter Nutzung des Instrumentariums 

der Bedarfsplanung des Bundes. In großräumigen Netzmodellen werden die ver-

kehrlichen Wirkungen (z.B. Verkehrsverlagerungen auf andere Netzelemente) 

ermittelt und mittels des Anfang 2022 eingeführten HBEFA 4.2 bilanziert. Die ver-

kehrlichen und daraus resultierend die Klimawirkungen des zu untersuchenden 

Vorhabens B 289 – Anschlussstelle Münchberg-Mitte an die A 9 - weisen hierzu 

allerdings eine deutlich geringere Skalierung auf und sind mittels der hierfür ein-

geführten Methodik nicht zu bewerten. 

Generell ist für das Vorhaben festzustellen, dass durch den Umbau von Knoten 

und Anschlussstellen vergleichsweise geringe Wirkungen auf die Reisezeit der 

betroffenen Gesamtrouten erwartet werden können. Effekte im Sinne einer Ziel-

wahlsubstitution oder großräumigen Verlagerung von Verkehr von parallelen 

Routen, die zu Veränderungen der Fahrleistung und hierdurch ggf. zu Verände-

rungen der Wirkung auf das globale Klima führen könnten, sind damit nahezu 

auszuschließen. Demgegenüber führt die aus der Maßnahme resultierende Ver-

stetigung des Verkehrsflusses im relevanten Geschwindigkeitsbereich tendenzi-

ell zu einer Verringerung der THG-Emissionen.  

 

Somit ist die Darstellung des Vorhabenträgers schlüssig, dass sich durch das 

vorliegende Vorhaben keine nachteilig verkehrsbedingten Änderungen ergeben, 

die zu einer dauerhaften und zusätzlichen Steigerung von Treibhausgasemissio-

nen führen. Durch den geplanten Neubau der Anschlussstelle kommt es zu Ent-

lastungen des Durchfahrtsverkehrs. Insbesondere die Ortsdurchfahrt von Straas 
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aber auch die Ortsdurchfahrt von Münchberg werden vom Verkehr entlastet. Wei-

terhin werden aufgrund des Anschlusses der B 289 an die A9 künftig die bisheri-

gen Wegstrecken zu den Anschlussstellen Münchberg-Nord und Münchberg-Süd 

deutlich verkürzt, was zu weniger THG-Emissionen führt. Daher ist von einem 

(geringen) positiven Effekt in Bezug auf die Emissionen aus dem Sektor Verkehr 

auszugehen. 

Sektor Landnutzungsänderungen 

Grundsätzlich gilt es, Landnutzungsänderungen – insbesondere das Eingreifen 

in klimarelevante Böden und Biotopstrukturen – durch das Vorhaben im Sinne 

des Vermeidungsgebotes auf ein Minimum zu reduzieren. Böden mit hoher 

Klimarelevanz (Moor- und Anmoorböden) sind hier gar nicht betroffen. Vegetati-

onsbestände mit hoher Klimarelevanz (Gehölze) sind jeweils nur in geringem 

Umfang betroffen, Waldrodungen werden in geringem Umfang erforderlich.  

 

Die Bilanzierung wurde auf Seite 51 des Erläuterungsberichts vorgenommen.

 Zur Abschätzung werden dort die Flächengrößen der in Anspruch genommenen 

klimarelevanten Böden (0,27 ha) und der klimarelevanten Vegetationskomplexe 

(1,75 ha) den geplanten Kompensationsmaßnahmen (3,80 ha) und den sonsti-

gen klimarelevanten geplanten Vegetationskomplexen (3,56 ha) gegenüberge-

stellt.  

 

Demnach können die Eingriffe in klimarelevante Böden/Vegetationskomplexe 

durch Aufwertung von klimarelevanten Vegetationsstrukturen deutlich kompen-

siert werden. Nach Umsetzung der geplanten Maßnahmen werden im Sektor 

Landnutzungsänderung keine erheblichen Auswirkungen des Straßenbauvorha-

bens auf das globale Klima verbleiben.   

 

Gesamtbewertung 

Mit der vorstehend dargestellten Berechnung legt der Vorhabenträger eine anla-

gebedingte Lebenszyklusemission von 66,01 t CO2-Äquivalenten pro Jahr dar. 

Die verkehrsbedingten CO2-Emissionen und Emissionen aus der Landnutzungs-

änderung fallen demgegenüber praktisch nicht ins Gewicht bzw. sind sogar eher 

positiv. 

Durch das 2. Gesetz zur Änderung des KSG vom 15.07.2024 wurden die bis 

dahin maßgeblichen sektorbezogenen Minderungsziele durch Jahresemissions-

gesamtmengen ersetzt (§ 4 Abs. 1 KSG). Demnach sind bis zum Jahr 2030 jähr-

lich die sektorübergreifenden Werte der Anlage 2 des KSG zulässig, z.B. im Jahr 

2030 ein CO2-Äquivalent von 438 Mio. t.    

 

Die Planfeststellungsbehörde ist sich der Tatsache bewusst, dass das hier plan-

festgestellte Straßenbauvorhaben keinen positiven Effekt auf den Klimaschutz 

haben kann, sondern mit etwa 66,01 t CO2-Äquivalenten pro Jahr einen gewissen 

negativen Beitrag leistet. Das reine In-Beziehung-Setzen dieses Einzelbeitrags 
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zur jährlich zulässigen Gesamtemissionsmenge ist zudem auch nicht behelflich, 

da mit dieser Argumentation im Grunde jedes Einzelvorhaben untergeordnete 

Bedeutung hätte (BVerwG, Urt. v. 19.02.2025, 9 A 9.23 – Flöha).  

Dennoch ist festzuhalten, dass sektorübergreifend kein nennenswerter Effekt auf 

das Schutzgut Klima verbleibt, weil die wesentlichen "Stellschrauben" für die Er-

reichung der nationalen Klimaschutzziele im Wesentlichen durch Klimaschutz-

programme der Bundesregierung getroffen werden. Diese sehen derzeit als ge-

eignete Maßnahmen insbesondere die künftige Unabhängigkeit von Kraftstoffen 

mit fossilem Kohlenstoff und die Elektrifizierung von PKW bzw. die Weiterent-

wicklung alternativer, klimaschonender Antriebe einschließlich Wasserstofftech-

nologie vor, eine verursachergerechte CO2-Bepreisung, den Ausbau und die Ver-

lagerung auf den Schienenverkehr und die Förderung und Stärkung des Radver-

kehrs; Einschränkungen im Bereich der Straßeninfrastruktur sind demgegenüber 

nicht Gegenstand der Programme auf Grundlage des KSG. 

Demgegenüber ergeben sich Vorteile aus der Straßenplanung, die den beschrie-

benen negativen Effekten in der Abwägung gegenüberzustellen sind. Vorliegend 

wird dem Belang der Verkehrssicherheit und dem Belang des Immissionsschut-

zes für die Anlieger der Ortsdurchfahrt Straas der Vorrang eingeräumt. Sowohl 

Art. 20a GG als auch § 13 Absatz 1 Satz 1 KSG fordern nicht den strikten Vorrang 

von Klimabelangen, sondern die Berücksichtigung im Rahmen der planerischen 

Abwägung. Straßenbauvorhaben müssen nicht klimaneutral sein oder einen be-

stimmten Grenzwert einhalten, um zugelassen zu werden. Unter Beachtung die-

ser Grundsätze wird dem Belang der Verkehrssicherheit und dem Belang des 

Immissionsschutzes für die Anlieger der Ortsdurchfahrt Straas vorliegend das 

höhere Gewicht eingeräumt. 

Das Vorhaben ist deshalb insgesamt mit den Belangen des Klimaschutzes zu 

vereinbaren.  

2.3.8 Wasserwirtschaft 

2.3.8.1 Entscheidungen im Rahmen der Konzentrationswirkung  

Von der planfeststellungsrechtlichen Konzentrationswirkung (Art. 75 Abs. 1 Satz 

1 BayVwVfG) werden – mit Ausnahme der Gewässerbenutzungen – die erforder-

lichen wasserrechtlichen Entscheidungen, z.B. für den Ausbau von Gewässern, 

für den Straßenbau in Überschwemmungsgebieten und an Gewässern, dem 

Oberflächenwasserablauf usw. erfasst.  

Für den Ausbau eines Gewässers ist nach § 68 WHG eine wasserrechtliche Plan-

feststellung durchzuführen. Ausbau ist die Herstellung, Beseitigung oder wesent-

liche Umgestaltung eines Gewässers oder seiner Ufer. Vorliegend ist die Besei-

tigung des Fischteiches auf Flurnr. 63 und 1137 bei Bau-km 272+550 sowie die 

Verlegung einer Teilstrecke des „namenlosen Grabens zur Pulschnitz“ planfest-

stellungspflichtig. An der im Verfahren zeitweise vertretenen Auffassung, es 
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handle sich in beiden Fällen um Gewässer von untergeordneter Bedeutung, auf 

die WHG und BayWG keine Anwendung finden, hält die Planfeststellungsbe-

hörde nicht fest. Der Fischweiher hat vielmehr einen Abfluss über den namenlo-

sen Graben in die Pulschnitz und somit auch eine Verbindung zur Pulschnitz. 

Den namenlosen Graben selbst hat der Vorhabenträger in Unterlage 18.1 (dort 

Seite 1) als Gewässer 3. Ordnung eingestuft, was bislang unwidersprochen ge-

blieben ist. Es handelt sich somit nicht nur um einen rein technischen Entwässe-

rungsgraben, auch wenn die Übergänge in der Beurteilung fließend sind. 

2.3.8.1.1 Ausbauten 

Die Beseitigung des Fischteiches auf Flurnr. 63 und 1137 bei Bau-km 272+550 

durch Verfüllung und Überbauung stellt die Beseitigung eines Gewässers nach  

§ 68 WHG dar.  

 

Der „namenlose Graben zur Pulschnitz“ wird künftig nicht mehr durch diesen Wei-

her fließen, sondern von Bau-km 272+620 ab entlang des neuen Lärmschutzwal-

les entlang der Ausfahrt weitergeführt und nach ca. 190 Metern -am Ende des 

Lärmschutzwalls- wieder an den dortigen weiteren Verlauf des „namenlosen Gra-

ben zur Pulschnitz“ angebunden.   

 

Zum Retentionsraumausgleich erfolgen Abgrabungen im Hochwasserabflussbe-

reich der Pulschnitz mit einem Volumen von mind. 417 m³.   

 

Diese Maßnahmen stellen Ausbauten oberirdischer Gewässer dar, die grund-

sätzlich der wasserrechtlichen Planfeststellung bedürfen. Die Planfeststellung für 

die angeführten Maßnahmen wäre zu versagen, wenn von dem Ausbau eine Be-

einträchtigung des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere eine erhebliche und 

dauerhafte, nicht ausgleichbare Erhöhung der Hochwassergefahr oder eine Zer-

störung natürlicher Rückhalteflächen zu erwarten ist (§ 68 Abs. 3 Nr. 1 WHG). 

Zudem müssen andere Anforderungen nach dem Gesetz zur Ordnung des Was-

serhaushalts oder sonstigen öffentlich- rechtlichen Vorschriften erfüllt werden (§ 

68 Abs. 3 Nr. 2 WHG). Das Wasserwirtschaftsamt Hof (Stellungnahme vom 

17.10.2024) erhob gegen die Maßnahme keine Einwände. Das Landratsamt Hof 

als untere Wasserrechtsbehörde hat in seiner Mitteilung vom 19.11.2024 eben-

falls keine Einwände erhoben. Eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemein-

heit ist nicht zu erwarten und auch andere Anforderungen nach Art. 68 Abs. 3 

WHG werden erfüllt. 

2.3.8.1.2 Überschwemmungsgebiet 

Im randlichen Überschwemmungsbereich der Pulschnitz führt der Bau der An-

schlussstelle zu einem Eingriff in das (faktische) Überschwemmungsgebiet und 

zur Überbauung eines Durchlasses DN 1200 in der B 289.  
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Daher ist das Vorhaben vorliegend an § 77 WHG zu messen. Nach § 77 WHG 

sind Überschwemmungsgebiete in ihrer Funktion als Rückhalteflächen zu erhal-

ten. Soweit dem Erhaltungsgebot überwiegende Gründe des Allgemeinwohls, 

hier der Bau der Anschlussstelle Münchberg, entgegenstehen, sind rechtzeitig 

die notwendigen Ausgleichsmaßnahmen zu treffen. 

Bauliche Anlagen der Verkehrsinfrastruktur sind in Überschwemmungsgebieten 

nicht generell verboten. Sie sind lediglich hochwasserangepasst zu errichten. 

Dies soll das Schadenspotenzial an verkehrlichen Infrastruktureinrichtungen 

selbst vermindern und zugleich auch verhindern, dass sich die Hochwasserge-

fahr durch solche Anlagen im Umkreis erhöht. Die Belange des Hochwasser-

schutzes sind im Übrigen bei der Abwägung im Rahmen der Zulassung zu be-

rücksichtigen. Hierdurch wird dem Hochwasserschutz allgemein Rechnung ge-

tragen. Hierbei kommt insbesondere zum Tragen, dass negative Auswirkungen 

bzw. nachteilige Veränderungen der Hochwassersituation durch das Planvorha-

ben bei Beachtung der Nebenbestimmungen in diesem Beschluss nicht zu be-

fürchten sind. Die Planfeststellungsbehörde folgt hierbei den Feststellungen des 

Vorhabenträgers in Unterlage 18.3, die auch vom WWA Hof und vom SG 52 der 

Regierung von Oberfranken mitgetragen werden. Insbesondere ergibt sich aus 

der Maßnahme letztlich ein Retentionsraumgewinn von 112,63 m³ (vgl. Seite 8 

der Unterlage 18.3).  

2.3.8.1.3 Entwässerung 

Das planfestgestellte Vorhaben steht bei Beachtung der unter A.4.5 verfügten 

Nebenbestimmungen mit den Belangen des Gewässerschutzes und der Wasser-

wirtschaft im Einklang. Die Auswirkungen des Vorhabens auf das Schutzgut 

Wasser werden vom Vorhabenträger in der Planunterlage 18 und 8.1 dargestellt 

und bewertet.  

Das Wasserwirtschaftsamt ist nach Art. 63 Abs. 3 BayWG wasserwirtschaftliche 

Fachbehörde. Dem Gutachten des WWA Hof kommt daher im Planfeststellungs-

verfahren eine besondere Bedeutung zu, die durch abweichende Einschätzun-

gen, die nicht durch hydrologische Sachverständigenäußerungen untermauert 

sind, nicht mit Erfolg infrage gestellt werden können (vgl. BayVGH, Beschluss 

vom 02.05.2011, Az. 8 ZB 10.2312, BayVBl. 2012, 47/48 m.w.N.). 

Die Entwässerungseinrichtungen für die AS Münchberg-Mitte werden nach der 

Richtlinie für die Entwässerung von Straßen (REwS), Ausgabe 2021, bemessen. 

Der vorliegende Planfeststellungsbereich ist in 6 Entwässerungsabschnitte ge-

gliedert. Die Entwässerungsabschnitte sind gegebenenfalls noch in Teileinzugs-

gebiete untergliedert. Übergeordnetes Ziel der Entwässerung für die AS Münch-

berg-Mitte ist es, bei der Sammlung von Oberflächenwasser die bereits im Be-

stand vorhandene Trennung von abfließendem Geländewasser und Straßen-

oberflächenwasser beizubehalten. Die entwässerungstechnischen Berechnun-
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gen und Nachweise, Einleitungsstellen sowie Erläuterungen und Dimensionie-

rung der Absetz- und Regenrückhaltebecken sind detailliert in Unterlage 18.1 

enthalten.  

Damit das Rückhaltebecken RRHB 271-2 (Nassbecken mit Dauerstau als zwei-

teiliges Absetz- und Rückhaltebecken) beibehalten werden kann, ist der Einbau 

einer Wirbeldrossel mit einer Drosselmenge von 155 l/s erforderlich. Zu den ent-

sprechenden Berechnungen vgl. Anlage 5 T zu Unterlage 18.1 T mit entspre-

chenden Blaueinträgen zur ursprünglichen Darstellung. Diese Angaben und Be-

rechnungen gehen den nicht angepassten Angaben zum RRHB 271-2 in den 

Lageplänen 8.1 und 8.2 vor.  

2.3.8.1.4 Bewirtschaftungsziele der §§ 27 und 47 WHG, Wasserrahmenrichtlinie 

Die §§ 27 und 47 WHG regeln die das Wasserrecht prägenden Bewirtschaftungs-

vorgaben. Diese gehen auf Art. 4 Abs. 1 der Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) 

zurück und setzen diese in deutsches Recht um. Oberirdische Gewässer sind 

gemäß § 27 Abs. 1 WHG so zu bewirtschaften, dass eine Verschlechterung ihres 

ökologischen und ihres chemischen Zustands vermieden wird und dass ein guter 

ökologischer und ein guter chemischer Zustand erhalten oder erreicht werden. 

Oberirdische Gewässer, die nach § 28 WHG als künstlich oder erheblich verän-

dert eingestuft werden, sind gemäß § 27 Abs. 2 WHG so zu bewirtschaften, dass 

eine Verschlechterung ihres ökologischen Potentials und ihres chemischen Zu-

stands vermieden wird und ein gutes ökologisches Potential und ein guter che-

mischer Zustand erhalten oder erreicht werden. 

Der Vorhabenträger hat in der Planunterlage 18.2 (Fachbeitrag Wasserrecht) 

dargelegt, dass die Auswirkungen chloridhaltiger Einleitungen (aus Tausalz) auf 

den Flusswasserkörper 5_F025 „Ulrichsbach, Pulschnitz, Haidbach (zur Sächsi-

schen Saale) weder in qualitativer Hinsicht noch in quantitativer Hinsicht zu einer 

Veränderung des Gewässerzustands führen. Auf die diesbezüglichen Ausführun-

gen wird verwiesen. Die Auswirkungen der zusätzlichen Einleitungsmengen aus 

den Verkehrsflächen der Anschlussstelle sind als gering zu bewerten.   

 

Auch das Grundwasser ist nach § 47 Abs. 1 WHG so zu bewirtschaften, dass 

eine Verschlechterung seines mengenmäßigen und seines chemischen Zu-

stands vermieden wird, alle signifikanten und anhaltenden Trends ansteigender 

Schadstoffkonzentrationen auf Grund der Auswirkungen menschlicher Tätigkei-

ten umgekehrt werden, und ein guter mengenmäßiger und ein guter chemischer 

Zustand erhalten oder erreicht wird. Zu einem guten mengenmäßigen Zustand 

gehört insbesondere ein Gleichgewicht zwischen Grundwasserentnahme und 

Grundwasserneubildung. 

 

Ebenfalls in der Unterlage 18.2 hat der Vorhabenträger dargelegt, dass der maß-

gebende Grundwasserkörper „Kristallin-Münchberg“, Kennzahl 5_G005 weder 

mengenmäßig noch chemisch nachteilig beeinflusst wird. Es ist von keinem sig-

nifikanten Eintrag in das Grundwasser und von keiner lokalen Verschlechterung 
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des Grundwassers auszugehen. Der Fachbeitrag berücksichtigt dabei alle durch 

das Gesamtvorhaben aufgeworfenen Wirkfaktoren und alle Qualitätskomponen-

ten. Er erscheint schlüssig und nachvollziehbar, so dass die Planfeststellungsbe-

hörde sich der Bewertung anschließen kann.   

 

Im Ergebnis ist somit festzuhalten, dass die im Zusammenhang mit dem plan-

festgestellten Vorhaben – Anschlussstelle Münchberg-Mitte - durchzuführenden 

Maßnahmen im gesamten Vorhabenbereich keine nachteiligen Veränderungen 

der Gewässereigenschaften bewirken und ebenso keine nachteiligen Verände-

rungen der Wasserbeschaffenheit. Das Wohl der Allgemeinheit wird in wasser-

rechtlicher Hinsicht nicht beeinträchtigt, das wasserrechtliche Gebot der Rück-

sichtnahme hinreichend beachtet. 

2.3.8.2 Stellungnahmen und Einwendungen zum Thema Wasserwirtschaft 

In einzelnen Stellungnahmen (z.B. P 11) wird befürchtet, dass die bestehenden 

Be- und Entwässerungsanlagen (insbes. Drainagen) durch die Baumaßnahmen 

dauerhaft beschädigt werden. Diese Einwendungen werden zurückgewiesen. Es 

lässt sich nicht vermeiden, dass bestehende Be- und Entwässerungsanlagen 

während der Baudurchführung angepasst werden müssen. Die Funktion der be-

stehenden erforderlichen Be- und Entwässerungsanlagen bleibt über die Bauzeit 

hinweg jedoch erhalten. Der Vorhabenträger sagt zu, dass die Anlagen im An-

schluss an die Baumaßnahmen wieder funktionstüchtig hergestellt werden.  

 

Die Einwender P 6 und P 9 und P 12 befürchten wasserrechtliche Beeinträchti-

gungen wegen Wegfalls des Teichs auf Flurnr. 63 Gemarkung Straas und Flurnr. 

1137 Gemarkung Münchberg, und zwar hinsichtlich dessen Funktion als Was-

serspeicher für Mensch und Natur, sowie hinsichtlich der Umbaumaßnahmen im 

Bereich der Pulschnitzauen. Auf berechnete Wasserverhältnisse sei kein Ver-

lass. Vor dem Hintergrund der zunehmend heißen Sommer und der damit ver-

bundenen Wasserknappheit sei dieses Thema zu oberflächlich behandelt. Die 

Gewässerveränderungen würden das Risiko weitreichender nachteiliger Auswir-

kungen bergen.  

 

Diese Einwendungen werden als unbegründet zurückgewiesen. Wie oben be-

schrieben, ist der Eingriff in die Teichanlage in den Unterlagen zur Planfeststel-

lung berücksichtigt. Eine Gewässerverlegung der Pulschnitz ist nicht geplant. Die 

durch die westliche Rampe in Teilen überbaute Hochwasserretentionsraumflä-

che wird wirkungsgleich ausgeglichen. Nachteilige Auswirkungen auf das Wohl 

der Allgemeinheit im wasserrechtlichen Sinn sind durch die Maßnahme nicht zu 

erkennen.    

  

Staatliches Bauamt Bayreuth:  

 

Nr. 3.5 Durchlass DN 1200, Bau-km 1+000:  

In der Stellungnahme vom 28.02.2024 fordert das Staatliche Bauamt Bayreuth, 
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den an der bezeichneten Stelle bestehenden Durchlass DN 1200 nicht zu ver-

dämmen. Der Durchlass DN 1200 sei nicht ausschließlich für die Muldenentwäs-

serung vorgesehen, sondern für eine gezielte Hochwasserentlastung. Mit der ge-

planten Verringerung des Rohrquerschnitts (Entwässerungsleitung DN 300) sei 

keine Entlastungswirkung mehr gegeben.   

 

 Die Notwendigkeit des Durchlasses wurde jedoch fachlich geprüft. Im Ergebnis 

kann auf den Durchlass zur Hochwasserentlastung verzichtet werden. Für über-

bauten Retentionsraum wird Ausgleich geschaffen. Auf die Unterlage 18.3 

wird verwiesen.   

 

Versickerungsmulde Bau-km 0+980 bis Bau-km 1+150 zwischen öfW 6 und B 

289:  

Das Staatl. Bauamt Bayreuth erläutert, die Versickerungsmulden seien als drai-

nierte Versickerungsmulden mit Stauschwellen ausgebildet. Im Zuge der Ausfüh-

rungsplanung der OU Münchberg wurden diese Ausführung der Entwässerung 

mit dem Wasserwirtschaftsamt Hof abgestimmt. Die Planung sehe hier keine 

Stauschürzen, Schwellen sowie Einläufe mehr vor. Da auch keine alternative Lö-

sung zur Entwässerung vorgesehen seien, seien in der Planung wieder Versi-

ckerungsmulden wie in der vorhandenen Bauform anzulegen.   

 

Die Autobahn GmbH sichert zu, die Versickerungsmulden entlang der B 289 wie-

der mit Stauschwellen auszubilden. Die Einwendung wird damit berücksichtigt.

  

Die Stadt Münchberg weist in ihrer Stellungnahme vom 22.02.2024 darauf hin, 

dass die Pulschnitz im weiteren Verlauf durch die Innenstadt von Münchberg 

fließt. Aus Gründen der Daseinsvorsorge sei in den 90er Jahren in der zentralen 

Innenstadt eine Hochwasserfreilegung errichtet worden. Aufgrund der räumli-

chen Gegebenheiten konnte diese aber nur auf ein 50-jähriges Hochwasserer-

eignis und nicht – wie sonst üblich – auf ein HQ100 bzw. ein HQ Extrem ausge-

legt werden, was zu berücksichtigen sei.  

 

Aus der zweidimensionalen Abflussberechnung geht hervor, dass keine negati-

ven Auswirkungen auf bebaute Gebiete durch das Vorhaben erkennbar sind. Der 

überbaute Retentionsraum wird wirkungsgleich ausgeglichen Die Berechnungen 

wurden auf ein Hochwasserereignis HQ100 ausgelegt, siehe Unterlage 18.3. 

Eine Verschlechterung der Hochwassersituation durch das Vorhaben entsteht 

folglich nicht. 

2.3.8.3 Abwägung 

Den Belangen der Wasserwirtschaft, insbesondere des Gewässerschutzes, wird 

durch die verfahrensgegenständliche Planung sowie die unter A.4.5 ergänzend 

angeordneten Nebenbestimmungen und die vom Vorhabenträger erteilten Zusa-

gen hinreichend Rechnung getragen. Es ist davon auszugehen, dass keine Ver-

änderung der wasserwirtschaftlichen Situation gegenüber dem Bestand eintreten 
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wird. Insgesamt entfalten die Belange der Wasserwirtschaft im Rahmen der Ab-

wägung daher kein entscheidendes Gewicht gegen die beantragte Straßenbau-

maßnahme. Sie sind daher nicht geeignet, die für die Herstellung der Anschluss-

stelle Münchberg-Mitte sprechenden Belange zu überwiegen. 

Die Umweltauswirkungen sind zusammen mit denen der Straße abgehandelt und 

bewertet. Die Auswirkungen dieser Maßnahmen auf öffentliche und private Be-

lange sind berücksichtigt. Das planfestgestellte Vorhaben samt den damit einher-

gehenden Änderungen an den Gewässern steht bei Beachtung der festgelegten 

Nebenbestimmungen mit den Belangen des Gewässerschutzes und der Wasser-

wirtschaft in Einklang. Insbesondere entstehen keine negativen Auswirkungen 

auf das Überschwemmungsgebiet der Pulschnitz, da durch die vorgesehenen 

Maßnahmen ein Retentionsraumgewinn eintritt. 

2.3.9 Land- und Forstwirtschaft 

Die geplante Anschlussstelle Münchberg-Mitte verläuft außerhalb von Ortsberei-

chen in freier Flur. Demnach liegt es auf der Hand, dass beim Bau Flächen be-

ansprucht werden, die in erster Linie land- oder forstwirtschaftlich genutzt wer-

den. Dies gilt auch im vorliegenden Fall. Eine Überprüfung und Abwägung aller 

betroffenen Interessen hat jedoch ergeben, dass dies dennoch mit den Belangen 

der Land- und Forstwirtschaft vereinbar ist. Dies gilt sowohl im Hinblick auf die 

vorhabenbedingte Belastung der Landwirtschaft allgemein als auch hinsichtlich 

der individuellen Betroffenheit einzelner Betriebe.  

 Die Belange der Landwirtschaft sind sowohl unter agrarstrukturellen Gesichts-

punkten als auch mit Blick auf die individuelle Betroffenheit einzelner Betriebe 

berührt. Ursächlich hierfür ist in erster Linie der vorhabensbedingte Verbrauch 

bisher landwirtschaftlich genutzter Flächen (hierzu zählt auch die Inanspruch-

nahme landwirtschaftlicher Flächen für naturschutzrechtliche Kompensations-

maßnahmen). Hinzu kommen weitere mittelbare Auswirkungen, insbesondere in 

Folge von Flächenan- und -durchschneidungen sowie das Entstehen von Umwe-

gen im landwirtschaftlichen Wegenetz oder auch mögliche Bodenbelastungen. 

2.3.9.1 Flächenverbrauch 

Durch das gegenständliche Vorhaben werden landwirtschaftlich genutzte Flä-

chen in Anspruch genommen. Der konkrete Flächenbedarf ist in den Planunter-

lagen 10.1 und 10.2 dargestellt.  

 

Der Bedarf besteht angesichts verkehrlicher Notwendigkeiten und der Beachtung 

weiterer öffentlicher Belange (Naturschutz, u.a.) tatsächlich im beantragten Um-

fang. Die Planfeststellungsbehörde hat sich davon überzeugt, dass der Vorha-

benträger gezielt bereits im Eigentum der öffentlichen Hand stehende Flächen 

überplant hat, soweit dies fachlich(-rechtlich) sinnvoll und zulässig ist. Der Inan-

spruchnahme privater landwirtschaftlich genutzter Flächen kann nicht schon 

dadurch begegnet werden, dass auf Teile des Vorhabens – insbesondere auf 
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naturschutzfachlich notwendige Ausgleichsmaßnahmen – verzichtet wird. 

Schlüssigkeit und Gesetzmäßigkeit der Planung hängen davon ab, dass die vor-

habenbedingten Eingriffe vollständig ausgeglichen werden.  

 

Die durch die notwendige Grundinanspruchnahme eintretenden Nachteile sind 

vom Vorhabenträger zu entschädigen. Dies gilt sowohl für die Inanspruchnahme 

unmittelbar für Straßenbestandteile als auch für die vom Vorhabenträger geplan-

ten Ausgleichs- und Gestaltungsmaßnahmen. Auch für Letztere besitzt der Vor-

habenträger aufgrund dieses Planfeststellungsbeschlusses ein Enteignungs-

recht (vgl. BVerwG, Urteil vom 23.08.1996, Az.: 4 A 29.95, DVBl. 1997, 68; Ge-

richtsbescheid vom 10.09.1998, Az.: 4 A 35.97, RdL 1999, 20). 

Mit Aufnahme der Nebenbestimmungen in A 4.6 des Beschlusstenors wurden 

fachliche Belange der Landwirtschaft in dem von der Planfeststellungsbehörde 

zur Minimierung entstehender Beeinträchtigungen für erforderlich gehaltenen 

Umfang berücksichtigt.   

 

Diese Auflagen berücksichtigen zum einen die im Anhörungsverfahren abgege-

benen Stellungnahmen der beteiligten land- und forstwirtschaftlichen Fachbehör-

den, des Bayerischen Bauernverbands sowie gleichzeitig auch die teilweise 

gleichlautenden, von verschiedenen Privatbetroffenen im Anhörungsverfahren 

erhobenen Forderungen. Sie gewährleisten, dass eine ordnungsgemäße land-

wirtschaftliche Bewirtschaftungsmöglichkeit der an das Bauvorhaben angrenzen-

den Flächen sowohl während als auch nach Beendigung der Bauarbeiten sicher-

gestellt wird.   

 

Das Sachgebiet 60 (Agrarstruktur und Umweltbelange in der Landwirtschaft) an 

der Regierung von Oberfranken erhob in seiner Stellungnahme vom 06.03.2024 

keine weitergehenden Einwendungen gegen die Planung.  

2.3.9.2 Behandlung der Einwendungen und Forderungen zur Thematik Landwirtschaft 

Hinsichtlich der vom Bayer. Bauernverband in seiner Stellungnahme vom 

26.02.2024 geäußerten Wunsch auf Verlegung der östlichen Rampe auf die öst-

liche Grenze der FlNr. 1150, Gem. Münchberg, ergab eine Prüfung, dass diese 

Verlegung nicht erfolgen kann. Zwar sind die genannten Vorteile (Beibehaltung 

der Bewirtschaftungseinheiten, vollständiger Erhalt der Ausgleichsfläche „Wald-

fläche bei Straas“, Nutzung eigener Flächen des Bundes) gut nachvollziehbar. 

Jedoch muss in diesem Zusammenhang auf die Darstellung der Variantenaus-

wahl unter C 2.3.2.3 verwiesen werden: Ein großräumiges, östliches Abrücken 

der Rampe Ost (Variante 1) würde den Flächenumgriff im Vergleich zur gegen-

ständlichen „Planungsvariante“ wesentlich vergrößern. Die landwirtschaftliche In-

selfläche zwischen der A 9 und der Rampe Ost fällt hierbei deutlich größer aus. 

Entscheidend ist jedoch, dass diese Variante die Rampe noch näher an die 

Wohnbebauung bei Straas heranführen würde und mit zusätzlichen Lärmbelas-

tungen verbunden wäre.  
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Zur Forderung, die geplanten Ausgleichsmaßnahmen auf landwirtschaftlichen 

Flächen im Hinblick auf die fehlende Verkaufsbereitschaft des Eigentümers zu 

streichen und stattdessen die notwendigen Ökopunkte über die Ökoagentur Bay-

ern zu erwerben (vgl. Stellungnahme vom 26.02.2024 und Ausführungen im Er-

örterungstermin) vgl. oben unter Ziff. 2.3.6.2.6.  

Bzgl. grundsätzlichen Einwendungen zum Verlust von landwirtschaftlichen Flä-

chen wird auf C.2.3.9.1 verwiesen. 

Zu den Einwendungen hinsichtlich Lärmschutz für das betroffene landwirtschaft-

liche Anwesen vgl. oben Ziffer C 2.3.4.1.5 und unten unter C 2.4.2.Die Lärmemis-

sionen auf die umliegende Bebauung wurden untersucht und sind in Unterlage 

17.1 dargestellt. Durch die gewählten aktiven Lärmschutzmaßnahmen wird eine 

Verbesserung der Situation herbeigeführt.  

Zu den Auswirkungen auf den bestehenden landwirtschaftlichen Begleitweg an 

der B 289 vgl. unten unter C 2.3.9.4.  

Zur Vermeidung von Wasserrückstau in Drainageabflussrohre vgl. oben unter C 

2.3.8.2. Die Einleitmenge ist mit dem Wasserwirtschaftsamt Hof abgestimmt. 

Der Bereich zwischen der westlichen Auffahrt und der Autobahn soll nicht wie 

gefordert weiterhin als landwirtschaftliche Nutzfläche vorgesehen werden. Der 

Zwickel ist relativ klein und die Bewirtschaftungseinschränkung hoch. Die Fläche 

wird von der Autobahn GmbH als Wartungs- und Aufstellfläche für die Bö-

schungspflege vorgesehen.   

Zu Auswirkungen auf den Jagdwert der Flächen: Gemäß § 5 Abs. 2 BJagdG un-

terbrechen Straßen nicht den Zusammenhang von Jagdflächen. Die „Aufforstung 

bei Straas“ bleibt somit weiterhin Bestandteil des Jagdreviers. Die Frage von evtl. 

Beeinträchtigungen der Jagdausübung ist entschädigungsrechtlicher Art.  

2.3.9.3 Forstwirtschaft 

Östlich der Trasse der BAB A 9 innerhalb des UG befindet sich die Ausgleichs-

fläche HO 548 „Aufforstung bei Straas“ auf den Flurgrundstücken 1145, 1146 und 

1149 Gemarkung Münchberg. Die Wald-Ausgleichsfläche entspricht überwie-

gend Wald im Sinne des Art. 2 BayWaldG. Die Flurgrundstücke umfassen zu-

sammen eine Fläche von 1,119 ha und wurden 2004 als Ausgleichsfläche für den 

Eingriff des sechsstreifigen Autobahnausbaus der BAB A 9 zwischen AS Münch-

berg-Nord und AS Münchberg-Süd gestaltet. Angelegt wurde ein Laubbaumbe-

stand mit gestuftem Gehölzrand und Grassaum. Einen Status als Schutz-, Bann- 

oder Erholungswald im Sinne von Art. 9 Abs. 4 Nr. 1 BayWaldG hat das Wäld-

chen jedoch nicht.   

 

Die Beseitigung von Wald zugunsten einer anderen Bodennutzungsart (Rodung) 

bedarf der Erlaubnis (Art. 9 Abs. 2 Satz 1 BayWaldG). Die Erlaubnis soll versagt 
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werden, wenn die Rodung Waldfunktionsplänen widersprechen oder deren Ziele 

gefährden würde oder die Erhaltung des Waldes aus anderen Gründen im öffent-

lichen Interesse liegt und dieses vor den Belangen des Antragstellers den Vor-

rang verdient (Art. 9 Abs. 5 BayWaldG). Änderungen der Nutzungen von Wald, 

die durch Planfeststellungsbeschlüsse zugelassen werden, bedürfen keiner Er-

laubnis nach dem Bayerischen Waldgesetz. Im Planfeststellungsverfahren sind 

jedoch die oben genannten materiellen Grundsätze zu beachten (Art. 9 Abs. 8 

BayWaldG) 

 

Von der bestehenden Waldfläche gehen durch den Bau der Rampe Ost 0,0988 

ha dauerhaft verloren (Rodung) und 0,0041 ha werden bauzeitig in Anspruch ge-

nommen und durch die Pflanzung eines neuen Waldrandes vor Ort wiederherge-

stellt (Gestaltungsmaßnahme 4 G, Wiederherstellung Waldrand der Ausgleichs-

fläche „Aufforstung bei Straas“). Im Rahmen der naturschutzfachlichen Kompen-

sationsmaßnahmen wird insgesamt Wald in einem Umfang von 0,782 ha neuge-

gründet (0,1046 ha in Ausgleichsmaßnahme 6.2 A Anlage eines standortgerech-

ten Laub(misch)waldes westlich Lösten und 0,6774 ha in Ersatzmaßnahme 6.3 

E Anlage eines standortgerechten Laub(misch)waldes am Weißenberg). Die 

Maßnahmenflächen grenzen an bestehenden Wald an. Die vorhabenbedingte 

Rodung ist damit hinnehmbar, da der Bestand an Wald damit langfristig sogar 

erhöht wird. Das AELF Münchberg hat in seiner Stellungnahme vom 05.03.2024 

auch keine Einwendungen erhoben. Die enthaltenen Auflagenvorschläge wurden 

unter A Ziffer 4.6.5 in diesen Beschluss übernommen.  

Somit wird die plangegenständliche Rodung mit diesem Planfeststellungsbe-

schluss aus Gründen des Wohls der Allgemeinheit zugelassen; Versagungs-

gründe nach Art. 9 Abs. 5 BayWaldG stehen nicht entgegen. 

2.3.9.4 Landwirtschaftliches Wegenetz 

Die Planung hält die bestehenden öffentlichen Wegebeziehungen soweit wie 

möglich aufrecht. Im Rahmen der Errichtung der Anschlussstelle ergeben sich 

folgende Änderungen bzw. Ergänzungen des untergeordneten Wegenetzes 

(Darstellung in Planunterlage 5): 

öFW 1 – Rückbau, B 289 Bau-km 0+970 bis Bau-km 1+265 (rechts der B 289) 

Aufgrund der Anbindung der Rampenfahrbahnen (TKP 1 und 2) ist eine durch-

gehende Führung von landwirtschaftlichem Verkehr auf der südlichen Seite der 

B 289 nicht mehr möglich. Der langsam fahrende Verkehr ist zukünftig über den 

auf der nördlichen Seite verlaufenen öFW abzuwickeln. Der öFW 1 wird ab-

schnittsweise durch die öFW 4 und 5 ersetzt, um die landwirtschaftlich genutzten 

Flächen östlich und westlich der A 9 zu erschließen. Für Fußgänger und Radfah-

rer erfolgt südlich der B289 die Anlage eines straßenbegleitenden / unselbstän-

digen Geh- und Radweges. 

öFW 2 – Wiederanbindung an öFW 5 
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Der bestehende öFW 2 wird auf einer Länge von rund 70 m zwischen der beste-

henden Einmündung in den öFW 1 und dem neu anzulegenden öFW 5 aufgrund 

der Anlage der Rampe West vollständig über- bzw. rückgebaut. Im weiteren Ver-

lauf erfolgt eine Wiederanbindung an den öFW 5 mit Anpassung des öFW 2 auf 

rd. 35 m Länge. 

öFW 3 – Umwidmung und teilweiser Rückbau, Bau-km 1+038 (rechts der B 289) 

Der rechts in den öFW 1 einmündende öFW 3 wird durch die Errichtung der 

Rampe West teilweise überbaut. Der verbleibende Wegeabschnitt wird direkt an 

die B 289 angebunden. Er dient zukünftig nur noch der Erschließung der Ram-

peninnenfläche, des Pfeilerpaares Nr. 9 (ca. Betr.-km 272,140) und des Widerla-

gers Nürnberg der Talbrücke Münchberg sowie des Mastes E2-11 der 110 kV-

Energiefreileitung. Eine öffentliche Widmung ist nicht vorgesehen (Privatweg). 

Zur Erschließung der südlich angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen erfolgt 

die Neuanlage des öFW 5. 

öFW 4 – Wiederanbindung an öFW 1, Bau-km 1+255 bis Bau-km 1+310 (rechts 

der B 289) 

Der bestehende öFW 4 wird höhen- und lagemäßig aufgrund der Verbreiterung 

der B 289 angepasst und direkt an den öFW 1 angebunden. Im Bereich der 

Rampe Ost, Bau-km 0+280 bis 0+450, wird der öFW 4 auf 130 m Länge über-

baut. Des Weiteren erfolgt der öFW 4.1 – Rückbau des Stichweges, da dieser 

durch die Überbauung durch die Rampe Ost bei Bau-km 0+100 die Erschlie-

ßungsfunktion verliert. 

öFW 5 – Neuanlage, Anbindung an öFW 1, rechts der B 289, Bau-km 0+945 bis 

Bau-km 0+985 bzw. links der Rampe West, Bau-km 0+110 bis Bau-km 0+530 

Als Ersatz für den durch die Rampe West überbauten öFW 3 erfolgt die Neuan-

lage des parallel zur Rampe verlaufenden öFW 5 auf rd. 535 m Länge. Der öFW 

5 wird auf Höhe des Bauwerks im Zuge der B 289 über die Pulschnitz direkt an 

den öFW 1 angebunden. 

öFW 6 – versetzte Wiederanlage, B 289 Bau-km 0+970 bis Bau-km 1+165 (rechts 

der B 289) 

Der bestehende öFW 6 wird aufgrund der Verbreiterung der B 289 höhen- und 

lagemäßig auf einer Länge von 190 m versetzt wieder angelegt und angepasst. 

öFW 7 – Rückbau, Ausfahrt Ost, Bau-km 0+130 

Das Ende des bestehenden öFW 7 wird durch die Errichtung der Ausfahrt Ost 

überbaut. 

Geh-und Radweg – Neuanlage, B 289 Bau-km 0+985 bis Bau-km 1+260 (rechts 

der B 289) 
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Als Ersatz für den durch die Anlage der Teilknotenpunkte entfallenden öFW 1 

wird zur Abwicklung des Rad- und Fußverkehrs die B 289 auf einer Länge von 

280 m um einen straßenbegleitenden Geh-/ Radweg ergänzt. 

Gemäß den plangegenständlichen Unterlagen hat der Vorhabenträger die beste-

henden Wegebeziehungen soweit wie möglich erhalten bzw. in der Weise neu 

angelegt, dass keine erheblichen Umwege entstehen werden. Durch die genann-

ten Querungsmöglichkeiten sowie Parallel- und Ersatzwege werden Nachteile 

durch Umwege möglichst minimiert. Das geänderte Wegenetz ist auch zukünftig 

geeignet, die Flur in erforderlichem Umfang zu erschließen. Jedes Flurstück ist 

nach Umsetzung der Straßenplanung wieder in ausreichender Weise erschlos-

sen. Bei der Ergänzung bzw. Anpassung des Wegenetzes wurde besonderer 

Wert darauf gelegt, abgeschnittene Wegeverbindungen ohne unzumutbare Um-

wege wieder an das Straßennetz anzubinden und entsprechende Nachteile ge-

ring zu halten. Die Erschließung der nicht dauerhaft beanspruchten land- und 

forstwirtschaftlichen Grundstücke bleibt dadurch insgesamt sichergestellt. Dies 

gilt weitestgehend auch während der Bauzeit; zeitweise Beeinträchtigungen hin-

sichtlich der Anfahrbarkeit von Grundstücken während des Baufortschritts sind 

aber nicht auszuschließen, da im Zuge der Bauphase Sperrungen von Straßen, 

Wegen und Grundstückszufahrten unvermeidlich sind. 

2.3.9.5 Land- und Forstwirtschaft in der Abwägung 

Das Vorhaben ist insgesamt mit den Belangen der Land- und Forstwirtschaft ver-

einbar. Das Vorhaben ist ohne die Inanspruchnahme überwiegend landwirt-

schaftlich genutzter und im Eigentum Privater stehender Grundstücke nicht zu 

verwirklichen. Eine weitere Minderung der Eingriffe in die Belange der Landwirt-

schaft ist wegen der verkehrlichen Notwendigkeit der Maßnahme bei sachge-

rechter Bewertung aller geltend gemachten Belange nicht möglich. Gleichwohl 

werden die Nachteile für die Landwirtschaft nicht verkannt und mit entsprechen-

dem Gewicht in die Gesamtabwägung eingestellt. Sie wiegen allerdings nicht die 

Argumente auf, die für die Realisierung des Vorhabens sprechen, und stellen die 

Ausgewogenheit der Planung nicht in Frage. 

Einzelheiten des Grunderwerbs, wie z.B. die Bereitstellung von Tauschland, und 

die Übernahme unwirtschaftlicher Restflächen bleiben dem nachfolgenden 

Grunderwerbs- und Entschädigungsverfahren vorbehalten. 

2.3.10 Fischerei 

Zu dem öffentlichen Belang der Fischerei hat die Fachberatung für Fischerei des 

Bezirks Oberfranken (im Folgenden: Fischereifachberatung) mit Schreiben vom 

19.12.2023 Stellung genommen. 

Die Fischereifachberatung legt dar, dass im Erläuterungsbericht unter Punkt 5.3 

das Schutzgut Fische sowohl für den Teich wie auch die Pulschnitz fehle. Die 
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Pulschnitz gehöre zur Fischregion des Metharhithrals und biete neben den ge-

wässertypischen Fischarten wie Aal, Aitel, Bachforelle, Flussbarsch, Gründling, 

Rotauge u.a. auch Bestände der FFH Arten Bachneunauge (Lampetra planeri) 

und Mühlkoppe (Cottus gobio), die es zu schützen gelte. 

Des Weiteren weist sie auf eine notwendige Berücksichtigung der Interessen des 

betroffenen Teichbesitzers hin. Eine Beweissicherung wird empfohlen.  

 

Der Vorhabenträger erklärt, dass durch die vorgesehene Art der Fahrbahnwas-

serbehandlung/ Entwässerungseinrichtungen die Fischfauna in der Pulschnitz 

bestmöglich geschützt werde. Die Einleitmenge und die Vorbehandlung ist je-

weils mit dem Wasserwirtschaftsamt abgestimmt. Die Planfeststellungsbehörde 

kann sich aufgrund der Ausführungen oben unter C 2.3.8 sowie den Auflagen 

unter A 4.5 und A 5. 3 dieser Auffassung anschließen.   

 

Der Teichbesitzer wurde im Verfahren beteiligt. Er hat im Erörterungstermin vor-

getragen, dass sich in dem Teich Forellen und Karpfen befinden. Eine Beweissi-

cherung wurde im Erörterungstermin zugesagt.  

2.3.11 Denkmalpflege 

Zu den denkmalpflegerischen Belangen hat das Bayer. Landesamt für Denkmal-

pflege Stellung genommen und dabei keine Einwände erhoben (Schreiben vom 

08.03.2024). Bau- und Kunstdenkmale seien im Planungsraum nicht berührt. Bo-

dendenkmäler seien nach derzeitigem Kenntnisstand im Trassenbereich eben-

falls nicht bekannt. Allerdings gibt es eine Bodendenkmal-Verdachtsfläche (V-4-

5836-0005) für vor- und frühgeschichtliche Siedlungen südlich des Pulschnitz-

tals, die in Unterlage 3.2 auch eingezeichnet ist.  

 

Die erforderliche bodendenkmalrechtliche Erlaubnis nach Art. 7 Abs. 1 

BayDSchG wird von diesem Planfeststellungsbeschluss ersetzt.  Die für das Vor-

haben sprechenden Belange gehen den Belangen des Bodendenkmalschutzes 

vor.  

 

Die unter Teil A Ziffer 4.11 des Beschlusstenors aufgenommenen Nebenbestim-

mungen tragen der Stellungnahme des Bayer. Landesamtes für Denkmalpflege 

vom 08.03.2024 Rechnung und berücksichtigen denkmalpflegerische Belange. 

Sie entsprechen insoweit den Hinweisen zum Umgang mit Bodendenkmälern bei 

Planung und Bau von Straßen in staatlicher Verwaltung des Bayer. Staatsminis-

teriums für Wohnen, Bau und Verkehr vom 01.02.2024 (Az. StMB-22-4305.5-1-

2-2). Diese sind vom Vorhabenträger zu beachten. 

Falls durch die Baufirmen oder andere am Bau beteiligte Personen archäologi-

sche Befunde und/oder Funde erst beim Bau entdeckt werden sollten, ist dies 

dem Bayer. Landesamt für Denkmalpflege bzw. der Unteren Denkmalschutzbe-

hörde unverzüglich zu melden.  
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2.3.12 Kommunale Belange  

2.3.12.1 Belange des Marktes Stammbach 

Der Markt Stammbach hat angeregt, im Zuge des Neubaus der Anschlussstelle 

(„Münchberg-Mitte“) eine Umbenennung der Anschlussstelle Nr. 36 von „Münch-

berg-Süd“ in „Stammbach“ vorzunehmen. Der Name der Anschlussstelle be-

deute einen großen Mehrwert.   

 

Diese Anregung kann in diesem Planfeststellungsbeschluss nicht berücksichtigt 

werden, da die Namensgebung der Anschlussstelle nicht Gegenstand der Plan-

feststellung ist. Die Zuständigkeit für die Namensgebung der Anschlussstellen 

liegt beim Fernstraßenbundesamt. Die Autobahn GmbH des Bundes führt auf-

grund dessen derzeit in einem gesonderten Verfahren eine separate Anhörung 

der Beteiligten durch.  

2.3.12.2 Belange der Stadt Münchberg 

Die Stadt Münchberg befürwortet das Projekt grundsätzlich. Als Anregung wird 

vorgebracht, den Flächenverbrauch durch Verringerung des Abstands zwischen 

den Rampen und der Haupttrasse der A 9 noch etwas zu vermindern.   

 

Die östliche Rampe wird nicht noch näher an die BAB A9 herangerückt, um den 

Eingriff in die bestehende Ausgleichsfläche auf Flur-Nrn. 1149, 1146 und 1145 

so gering wie möglich zu halten. Ein Heranrücken im nachfolgenden Bereich ist 

im verbleibenden Abschnitt aufgrund der Mindestlängen für Kurven und Über-

gangsbögen und deren Abfolge für eine verkehrssichere Trassierung nicht mög-

lich. Die Rampe West wurde liegt bereits so nah an die Hauptfahrbahn herange-

schoben, wie es die Richtlinien in Bezug auf Trassierung erlauben. Zusätzlich 

muss der Mindestabstand zum bestehenden Mast E2-11 der 110 kV-Leitung 

Münchberg-Gefrees eingehalten werden und der Platzbedarf für die betriebs-

dienstliche Anbindung der „Innenohrfläche“ berücksichtigt werden.  

 

Die Stadt bittet weiterhin darum, die Anwohner noch weitergehend von Verkehrs-

lärm zu entlasten. Insbesondere sollten die angedachten Lärmschutzmaßnah-

men an der Rampe „Ost" erweitert werden und an der Rampe „West" zu ergän-

zen.  

Die Einwendungen zum Verkehrslärmschutz sind oben unter Ziffer C 2.3.4.1 be-

handelt. Hierauf wird verwiesen.   

 

Die Stadt Münchberg regt an, die Ampelanlage mit einer bedarfsgerechten Schal-

tung zu versehen, um unnötiges Bremsen und Beschleunigen zu verhindern.  

Der Vorhabenträger sagt zu, dies in der weiteren Ausführungsplanung zu prüfen. 

 

Die Errichtung der Anschlussstelle führe zu einer Unterbrechung des bestehen-

den öffentlichen Feld- und Waldwegs (öFW). Dadurch können nach Auffassung 
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der Stadt angrenzende landwirtschaftliche Flächen schwieriger angefahren und 

bewirtschaftet werden. Die Unterbrechung habe für landwirtschaftliche Fahr-

zeuge einen erheblichen Umweg zur Folge. Die Aufrechterhaltung der Durchgän-

gigkeit des öFW sollte vorrangiges Ziel sein.  

 

Die Erschließung der umliegenden landwirtschaftlichen Flächen ist jedoch wei-

terhin gegeben. Für unterbrochene Feldwege ist eine Umverlegung bzw. neue 

Verbindung vorgesehen (vgl. oben unter C Ziffer 2.3.9.4). Durch die Umwidmung 

des öFW zu einem unselbständigen Geh- und Radweg entsteht ein gewisser 

Umweg, welcher auch nach Auffassung der Planfeststellungsbehörde jedoch zu-

mutbar ist.   

 

Des Weiteren werde der öFW nach Darlegung der Stadt auch als Radwegever-

bindung in Richtung „Poppenreuth" genutzt, dort befindet sich die örtliche Mittel-

schule. Aus diesem Grund müsse diese Verbindung zwingend erhalten bleiben 

und es sollte ein besonderes Augenmerk auf eine gefahrlose Kreuzungsmöglich-

keit der beiden Spangen der Anschlussstelle für Radfahrer und Fußgänger ge-

achtet werden.   

 

An den Knotenpunkten ist eine Lichtsignalanlage geplant. Hierdurch ist eine si-

chere Kreuzungsmöglichkeit gegeben.  

 

Die asphaltierten öFW bzw. Radwege entlang der B 289 werden von der Stadt 

Münchberg im Winter geräumt und gestreut. Auf eine durchgängige Befahrbar-

keit mit Unimog oder Vergleichbarem müsse daher geachtet werden. Die ange-

dachte Ausführung mit einer Breite von 2,50 m erscheine der Stadt als nicht aus-

reichend. 

Die geplante Breite des Geh-/Radwegs von 2,50 m entspricht jedoch der Regel-

breite von Geh-/Radwegen an Außerortsstraßen. Falls erforderlich, können die 

standfest ausgebildeten, 0,5 m breiten Bankette genutzt werden.  

 

Zur Auslegung der Hochwasserfreilegung der Münchberger Innenstadt vgl. die 

Ausführungen oben unter C 2.3.8.2.  

Die SPD-Stadtratsfraktion hat mit Schreiben vom 29.03.2024 gesondert Stellung 

genommen. Auch sie fordert einen ausreichenden Lärmschutz im Bereich der 

neuen Anschlussstelle. Insoweit wird auf die o.g. Ausführungen und auf Ziffer C 

2.3.4.1 verwiesen.    

 

Die Forderung nach einer intelligenten Steuerung der Lichtsignalanlage ist iden-

tisch mit der entsprechenden Anregung des Stadtrats. Der Vorhabenträger wird 

dies in der Ausführungsplanung prüfen.  

 

Aufgrund der geringen Abstände der drei Münchberger Anschlussstellen entlang 

der A9 fordert sie des Weiteren in diesem Bereich ein Tempolimit. Die momenta-

nen bedarfsgesteuerten digitalen Geschwindigkeitsregelungen seien nicht immer 

nachvollziehbar und den Verkehrssituationen nicht immer angemessen.   
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Die Frage eines Tempolimits auf der Autobahn ist allerdings nicht Gegenstand 

dieses Planfeststellungsverfahrens.   

 

Zuletzt wird die Sperrung für den Schwerlastverkehr auf der Staatsstraße 2194 

zwischen der Anschlussstelle Münchberg- Süd und dem Kreisverkehr zwischen 

Münchberg und Straas (Kreuzung B 289 St 2194) gefordert (außer Liefer- und 

Anliegerverkehr). Die Sperre sei bereits auf der Autobahn entsprechend zu be-

schildern.  

 

Auch diese verkehrsrechtliche Frage ist nicht Gegenstand dieses Planfeststel-

lungsverfahrens. 

2.3.13 Sonstige öffentlichen Belange 

2.3.13.1 Träger von Versorgungsanlagen 

Als öffentliche Belange sind im Rahmen der Abwägung auch die Interessen der 

Träger der öffentlichen Ver- und Entsorgung, die im Bereich der Straßenbaumaß-

nahme Leitungen, Kabel o. ä. betreiben, zu berücksichtigen. Eine Übersicht über 

die im Vorhabenbereich vorhandenen und ggfs. zu sichernden und/oder zu ver-

legenden Ver- und Entsorgungsleitungen ist im Erläuterungsbericht -Planunter-

lage 1 - enthalten. In Planunterlage 11 -Regelungsverzeichnis- sind die entspre-

chenden Leitungen unter lfd. Nr. 4 aufgeführt. Dabei ist aber nur auf das „Ob und 

Wie“ von Leitungsänderungen einzugehen, nicht jedoch z. B. über die Kostentra-

gung zu entscheiden, die sich nach bürgerlichem Recht bzw. nach bestehenden 

oder noch zu treffenden vertraglichen Vereinbarungen richtet (vgl. § 8 Abs. 10 

FStrG) bzw. bei Änderungen an Fernmeldeleitungen nach den Vorschriften des 

TKG. In diesem Zusammenhang ist ein Widerspruch zwischen den Nutzungs-

richtlinien und Ausführungen im Regelungsverzeichnis aufgefallen, da das Rege-

lungsverzeichnis unter lfd. Nrn. 4.4 – 4.12 Spalte 5 jeweils pauschal eine Kosten-

tragung des Bundes zum Ausdruck bringt. Der Vorhabenträger bat mit Schreiben 

vom 18.12.2025 um Berichtigung; diesem Antrag ist aus den vorgenannten Grün-

den stattzugeben. Demnach ergeben sich gegenüber den veröffentlichten Unter-

lage 11 folgende Veränderung:  

 

In Ziff. 4.10 des Erläuterungsberichts, Seite 34 oben, wird der Satz „Alle weiteren 

Umverlegungskosten sind nach dem Verursacherprinzip durch die Bundesrepub-

lik Deutschland zu tragen“ gestrichen und durch folgenden Satz ersetzt: „Die Kos-

tentragung regelt sich nach den zwischen Straßenbaulastträger und Leitungsträ-

ger vereinbarten vertraglichen Bestimmungen“.    

In den lfd. Nrn. 4.4 bis 4.12 der Unterlage 11 (Regelungsverzeichnis, S. 35-43) 

wird jeweils in Spalte 5 der Satz „Die Kosten trägt die Bundesrepublik Deutsch-

land“ gestrichen und durch folgende Sätze ersetzt: „Die Kostentragung regelt sich 

nach den zwischen Straßenbaulastträger und Leitungsträger vereinbarten ver-
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traglichen Bestimmungen. Existieren solche nicht, bestimmt sich die Kostentra-

gung nach Privatrecht, insbesondere nach § 605 Nr. 1 BGB“.   

 

Die Berichtigung wurde auch im Tenor unter A Ziff. 2.2 entsprechend aufgenom-

men. 

 

Die von der Maßnahme tangierten Leitungsträger werden rechtzeitig informiert 

(A Ziffer 4.1). Die im Beteiligungsverfahren geäußerten Auflagenvorschläge wur-

den weitestgehend übernommen (A Ziffer 4.7).   

2.4 Einwendungen Privater  

Die Planfeststellungsbehörde entscheidet über die Einwendungen (und die ggf. 

dazu gestellten Anträge) derer, deren Belange durch das Vorhaben berührt wer-

den und über die keine Einigung erzielt worden ist. Dies bedeutet jedoch nicht, 

dass über jede einzelne Einwendung im Tenor des Planfeststellungsbeschlusses 

gesondert und mit konkreter Bezeichnung des Einwendungsführenden ausdrück-

lich und förmlich entschieden werden muss. Soweit sich die Einwendungen mit 

Fragen beschäftigen, die auch bereits an anderer Stelle des Planfeststellungsbe-

schlusses abgehandelt worden sind, wird auf die entsprechenden Textpassagen 

in diesem Beschluss verwiesen. Soweit darüber hinaus weitere Punkte vorge-

bracht werden, werden diese nachfolgend behandelt. 

2.4.1 Einwenderin P1 

Die Einwenderin ist durch Grunderwerb betroffen. Nach den Planunterlagen soll 

ihr Grundstück Fl.Nr. 890, Gemarkung Kleinlosnitz, für naturschutzrechtliche 

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in Anspruch genommen werden (Maßnah-

men Nr. 6.1A, 6.2A und 6.3E). Es ist im Grundstücksverzeichnis unter der Ifd. Nr. 

3.01.01 angeführt und zum Erwerb durch den Baulastträger vorgesehen. Mit die-

ser Inanspruchnahme ihres Eigentums ist sie nicht einverstanden. Das Grund-

stück gehöre zu ihrer landwirtschaftlichen Hofstelle und werde als hofnahe Acker-

fläche genutzt. Durch den Verlust des Ackergrundstückes müsse sie längere An-

fahrtswege zu dann künftig zu beschaffenden Ersatzgrundstücken in Kauf neh-

men. Längere Anfahrtswege sind mit einem höheren finanziellen Aufwand ver-

bunden und nehmen mehr Zeit in Anspruch.  

 

Aus der FlNr. 890 mit 8.875 m² Größe wird lediglich eine Teilfläche von 2.055 m² 

als Ausgleichsfläche benötigt. Im Rahmen der naturschutzfachlichen Kompensa-

tionsmaßnahmen des Verlusts der bestehenden Ausgleichsfläche „Aufforstung 

bei Straas“ wird insgesamt Wald in einem Umfang von 0,782 ha neugegründet 

(0,1046 ha in Ausgleichsmaßnahme 6.2 A -Anlage eines standortgerechten 

Laub(misch)waldes westlich Lösten- und 0,6774 ha in Ersatzmaßnahme 6.3 E -

Anlage eines standortgerechten Laub(misch)waldes am Weißenberg). Die Maß-

nahmenflächen grenzen an bestehenden Wald an.  
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Die geplanten Ausgleichsflächen werden von den beteiligten Naturschutzbehör-

den grundsätzlich für geeignet erachtet, die mit dem Bauvorhaben einhergehen-

den Beeinträchtigungen auszugleichen. Dabei müssen die nach der BayKompV 

ermittelten Ausgleichsflächen multifunktional/gleichzeitig auch artenschutzrecht-

liche Belange berücksichtigen. Mit der Auswahl der dortigen A+E-Flächen ver-

folgt der Vorhabenträger die Schaffung eines zusammenhängenden Biotopkom-

plexes am Weißenberg, mit Waldsäumen und Hecken, der für die Artenvielfalt – 

insbesondere heckenbrütende Vogelarten - größeren Wert hat als einzeln in der 

Landschaft verstreute Landschaftsbestandteile. Im räumlichen Zusammenhang 

erfolgt auch die Ersatzmaßnahme 6.3 E - Anlage eines standortgerechten 

Laub(misch)walds - der wegen der Teilrodung der Aufforstungsfläche bei Straas 

im Wege eines 1:1 – Ausgleichs erforderlich wird. Zwischen bestehendem Wald 

und der HO 44 wird eine Abfolge von folgenden Biotop- und Nutzungstypen ent-

stehen: Buchenwald basenarmer Standorte, Waldmantel frischer bis mäßig tro-

ckener Standorte, artenreiche Säume und Staudenfluren frischer bis mäßig tro-

ckener Standorte, mäßig extensiv genutztes artenreiches Grünland. Bei einer 

Streichung dieser Maßnahme wäre die Ausgewogenheit der naturschutzrechtli-

chen A+E-Planung nach Auffassung der Planfeststellungsbehörde nicht mehr 

gegeben. Gleiches gilt für den von der Einwenderin geforderten reinen Zukauf 

von Ökopunkten einer Flächenagentur, da in diesem Fall kein örtlicher Bezug 

zum Eingriff und den dort betroffenen Lebensraumtypen bestünde.  

 

Die Autobahn GmbH Nordbayern ist bemüht, die entsprechenden Flächen durch 

freiwilligen Grunderwerb oder durch Vereinbarung zu sichern. Bei Realisierung 

der Ausgleichsmaßnahmen kann die Übernahme der Pflege der ca. 0,5 ha gro-

ßen Offenlandbereiche durch jährliche Mahd - gegen entsprechende Entschädi-

gung - in Aussicht gestellt werden. Im Übrigen wird die Einwendung zurückge-

wiesen.  

Die Einwenderin P 1 trägt weiter vor, durch das Vorhaben werde die landwirt-

schaftlich genutzte Fläche dergestalt in ihrem Zuschnitt und der Zugänglichkeit 

verändert (Zerschneidungswirkung), dass die Nutzbarkeit ihres Grundstückes 

aus landwirtschaftlicher Sicht wenig rentabel ist. Die restliche Grundstücksfläche 

werde in ihrem Wert gemindert. Das bedeutet für sie Einkommenseinbußen u. a. 

z. B. bei der Teilnahme am bayerischen Kulturlandschaftsprogramm (KULAP) zur 

Förderung von Agrarumweltmaßnahmen. Die Teilnahme ist von der Mindest-

größe eines Grundstückes abhängig.  

 

Hierzu und auch zum Einwand höherer Kosten der Anfahrtswege zu Ersatzgrund-

stücken ist zu bemerken, dass es sich um Fragen der Entschädigung handelt, 

die nicht im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens, sondern im nachfolgenden 

Entschädigungsverfahren zu behandeln sind. Auch evtl. förderrechtliche Nach-

teile hat der Vorhabenträger zu entschädigen. Dies wird auch in Auflage A Ziffer 

4.6.6 festgehalten. Im Übrigen wird die Einwendung zurückgewiesen.  

 

Des Weiteren trägt die Einwenderin P 1 vor, auf dem Grundstück befinde sich 
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eine Rohrleitung zur Entnahme und Ableitung von Grundwasser aus einem Brun-

nen auf dem Grundstück Fl.Nr. 890, Gemarkung Kleinlosnitz. Über diese Brun-

nenleitung werde die Hofstelle mit Brauchwasser versorgt. Durch die geplanten 

Maßnahmen befürchte sie eine Beeinträchtigung der Rohrleitung z. B. durch die 

Bepflanzung mit Bäumen und Sträuchern im Bereich der Leitungstrasse sowie 

der Zugänglichkeit für Unterhaltungs- und Erneuerungsmaßnahmen. Durch die 

Enteignung ihrer Grundstücksfläche befände sich die Wasserleitung nicht mehr 

in ihrem Eigentum bzw. Verfügungsbereich.   

 

Der Vorhabenträger sichert in seiner Stellungnahme zu, vorhandene Leitungen 

zu sichern und ggfs. umzuverlegen. Dies wird im Zuge der Ausführungsplanung 

geprüft und abgestimmt. 

Weiterhin trägt die Einwenderin vor, über das Grundstück Fl. Nr. 890, Gemarkung 

Kleinlosnitz werde auch ihr weiteres forstwirtschaftlich genutztes Grundstück 

FL.Nrn. 889 Gemarkung Kleinlosnitz erschlossen. Durch die Enteignung ihres 

Grundstückes Fl.Nr. 890 und der beabsichtigten Nutzung (Anpflanzung mit Bäu-

men und Sträuchern) werde die Erreichbarkeit ihrer Grundstücke eingeschränkt 

bzw. unmöglich gemacht. Der Zugang bzw. die Zufahrt über den Acker erleich-

tere ihr die Forstarbeiten sowie den Abtransport von Holz. Außerdem benutzte 

sie den Acker als „Polterfläche“. 

Diese Einwendung wird zurückgewiesen. Im Bereich der Zufahrt zum Flurstück 

Nr. 889 sind keine Ausgleichsmaßnahmen geplant. Die Ausgleichsmaßnahmen 

sind nur auf einer Teilfläche des betroffenen Flurstücks Nr. 890 geplant (siehe 

Grunderwerbsplan 10.1/3 und Unterlage 9.2/2 ). Die Zufahrt ist also weiterhin 

möglich.  

Die Einwenderin P 1 meint, eine Beeinträchtigung der Zufahrt und des Zuganges 

zu ihren vorgenannten Grundstücken erfolge auch durch die geplante Nutzung 

der angrenzenden Grundstücke FLNrn. 896,897, Gemarkung Kleinlosnitz als 

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen und der Bepflanzung mit Bäumen und Sträu-

chern. Durch die geplanten Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen werde ihr die Be-

wirtschaftung erschwert. Über die Grundstücke FL.Nrn. 896,897, Gemarkung 

Kleinlosnitz habe sie außerdem ein Recht auf Zufahrt zu ihren Grundstücken 

FL.Nrn. 889, Gemarkung Kleinlosnitz. Die Zufahrt zu weiteren hinter liegenden 

Grundstücken werde durch den Erwerb und die Anpflanzung der Flurnummern 

897, 896 Gemarkung Kleinlosnitz eingeschränkt bzw. sei für den heutigen land-

wirtschaftlichen Fahrzeugverkehr zu schmal. Hier müsse eine Verbreiterung vor-

genommen werden.  

 

Hierzu ist festzustellen, dass eine Zufahrt über Fl.Nr. 896 und 897 zukünftig nicht 

mehr möglich ist. Diesbezügliche Entschädigungsfragen werden im nachfolgen-

den Entschädigungsverfahren behandelt. Die Erschließung der Grundstücke 890 

und 889 ist aber weiterhin gegeben. Umliegende öffentliche Feld- und Waldwege 

in diesem Bereich sind nicht Gegenstand der Planfeststellung. Die Einwendung 

wird insoweit zurückgewiesen. 
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2.4.2 Einwender P2 

Der Einwender ist Eigentümer u.a der Fl.Nrn. 63 Gemarkung Straas und Flurnr. 

1137 der Gemarkung Münchberg. Er bewirtschaftet einen landwirtschaftlichen 

Vollerwerbsbetrieb mit Milchviehhaltung und Ackerbau in unmittelbarer Nähe der 

geplanten Maßnahme, direkt neben dem Wohnbaugebiet „Am Schödelein“. Er 

wendet ein, sein Teich auf Flur Nr. 63 bzw. 1137 sei als eigene Wasserstelle für 

seinen Betrieb unverzichtbar. Sei es für Pflanzenschutz, Kanalspülung im Stall-

gebäude und nicht zuletzt als hofnahe Löschwasserstelle. 

Der Teich kann planungsbedingt nicht erhalten werden. Eine Verschiebung der 

Rampe in Richtung Norden würde dazu führen, dass die Steigung der Rampen 

die zulässige Neigung überschreitet. Eine Verschiebung der Rampe in Richtung 

Süden würde die Flächeneingriffe deutlich erhöhen. Eine Änderung der Trassen-

führung als solche kann nicht erfolgen, wie oben unter Ziffer C 2.3.2 ausführlich 

beschrieben. Ein günstiger Wasserbezug zur Kanalspülung, Pflanzenschutz etc. 

aus dem Teich ist als Position im Rahmen des Entschädigungsverfahrens zu be-

rücksichtigen. In diesem Rahmen ist auch zu berücksichtigen, von wo und ggfs. 

zu welchen Kosten für den Einwender künftig Löschwasser zu beziehen ist.   

 

Der Einwender weist auch auf die Bedeutung des Teichs für viele Tierarten hin, 

die diesen Teich als Nahrungsquelle und Lebensraum nutzen.    

 

Der Verlust der Teichfläche durch das Bauvorhaben ist in der naturschutzfachli-

chen Eingriffsermittlung entsprechend seiner Wertigkeit berücksichtigt und wird 

durch die vorgesehenen Ausgleichsmaßnahmen insgesamt kompensiert. Die 

Kartierung hat kein Vorkommen streng geschützter Tier- und Pflanzenarten im 

Teich ergeben. Die darin vorkommenden Nutzfische Forelle und Karpfen sind 

Gegenstand des Entschädigungsverfahrens.   

 

Er trägt weiter vor, die geplanten Lärmschutzmaßnahmen seien nicht ausrei-

chend. Dies zeigten die Messdaten bei seinem direkten Nachbarn. Dort würden 

die Grenzwerte deutlich überschritten. Da sein Haus und sein Kuhstall auf glei-

cher Ebene liegen, werde diese zusätzliche Lärmbelästigung auch seine Familie 

betreffen.  

Bei den Daten handelt es sich um die Ergebnisse der schalltechnischen Berech-

nungen, nicht um Messdaten. Die Lärmimmissionen wurden gemäß 16. BIm-

SchV berechnet. Bei dem Anwesen des Einwenders kommt es zu keiner wesent-

lichen Änderung. Jedoch wird durch die geplanten aktiven Maßnahmen eine Ver-

besserung der Situation erreicht (siehe Unterlage 17.1). Einen weitergehenden 

Anspruch auf Lärmschutz gibt es nicht. Der in Bezug genommene andere Immis-

sionsort liegt überdies in einer anderen Gebietsart (Wohngebiet). 

Der Einwender meint weiterhin, auch Tiere hätten Ohren, Lärmschutz bedeute 

auch Tierwohl, das in heutigen Zeiten von höherer Bedeutung ist.   
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Hierzu gibt es jedoch keine weitergehenden Richtwerte. Daraus, dass am Anwe-

sen des Einwenders die Richtwerte für menschliche Gesundheit (Dorf-/Mischge-

biet) eingehalten werden, kann geschlossen werden, dass auch das Tierwohl 

nicht beeinträchtigt ist.  

Er wendet weiter ein, dem Flächenverbrauch einer solchen Baumaßnahme 

könne er als aktiver Vollerwerbslandwirt nur mit Ablehnung begegnen. Er sei der 

Eigentümer, Pächter und Bewirtschafter von zahlreichen benötigten Flächen. Da 

die Flächen meistens nur durchschnitten würden und somit landwirtschaftlich un-

brauchbar gemacht würden, sollte die Trassenführung, vor allem südöstlich über-

dacht werden (z.B. parallel Weg 1152). Er fordere als Ersatz hofnahe, arrondierte 

Ersatzflächen (auch für Pachtflächen). Sein Sohn baue seine Zukunft auf diesen 

Hof. 

Flurstücke 63, 1137, 1151, 1154 (1155, 1148, 1150, 1150/1) werden für den Bau 

der östlichen Rampe benötigt (Pachtflächen in Klammern). Flurstücke 1160, 

1161, 1164, 1159 (1166, 1220, 1163, 1162, 1219) werden für den Bau der west-

lichen Rampe, sowie die Umverlegung des öFW 5 benötigt. Auf Flurstück 187 ist 

nur eine vorübergehende Nutzung vorgesehen. Flurstück 1222 ist von der Maß-

nahme nicht betroffen.   

 

Wie oben unter C 2.3.2.3 und C 2.3.9.2 erläutert, ist die Trasse der Ostrampe 

das Ergebnis der Abwägung aller Eingriffe und Schutzgüter. Je weiter die Trasse 

nach Osten verschoben wird, desto stärker sind die Immissionen bei der Wohn-

bebauung im Wohngebiet „Am Schödelein“. Zu berücksichtigen ist auch der Ver-

lauf der Überlandstromleitung, zu dieser Trasse sind Mindestabstände einzuhal-

ten. Gleichzeitig gilt es, den Eingriff in die Landschaft gering zu halten und insge-

samt möglichst wenig Fläche in Anspruch zu nehmen. Diese Zusammenhänge 

wurden auch im Erörterungstermin ausführlich erläutert.   

Die Planfeststellungsbehörde verkennt nicht, dass die dauerhafte oder  vorüber-

gehende Inanspruchnahme von Eigentumsflächen sowie ggf. von Pachtflächen 

in der Abwägung mit erheblichem Gewicht gegen die Planung zu Buche schlägt. 

Dennoch haben es die Betroffenen hinzunehmen, dass in der Gesamtabwägung 

auf Grund der Argumente, die für das Projekt sprechen, zugunsten des Bauvor-

habens, das im öffentlichen Wohl steht, entschieden wird und sie gezwungen 

sind, gegen Entschädigung vorübergehend bzw. endgültig auf ihren Besitz oder 

ihr Eigentum bzw. die Bewirtschaftung von Pachtflächen zu verzichten, soweit es 

die mit diesem Beschluss festgestellten Planunterlagen vorsehen.  

Rein entschädigungsrechtliche Fragen wegen unmittelbarer Eingriffe in das 

Grundeigentum sind dem nachfolgenden Entschädigungsverfahren vorbehalten. 

Hiernach ist Entschädigung für den eintretenden Rechtsverlust und für sonstige 

durch die Enteignung eintretende Vermögensnachteile zu leisten (§ 19 FStrG i. 

V. m. Art. 8 BayEG). Art und Höhe der Entschädigung sind in den Grunderwerbs-

verhandlungen, die der Vorhabenträger direkt mit den Betroffenen zu führen hat, 

oder im Enteignungs- bzw. Entschädigungsfestsetzungsverfahren zu regeln. 
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Auch bei der Frage von Tauschflächen handelt sich um eine Entschädigungs-

frage, die nicht im Rahmen dieses Planfeststellungsverfahrens, sondern im nach-

folgenden Entschädigungsverfahren zu behandeln ist. Eine etwaige Existenzge-

fährdung wurde nicht vorgetragen und steht hier auch nicht im Raum.  

Der Einwendungsführer trägt vor, durch die Durchschneidung der Grundstücke 

entstünden Erschwernisse und Mehraufwand bei der Bewirtschaftung der Rest-

flächen. Diesen sollte Beachtung und geldliche Entlohnung zustehen.   

 

Durchschneidungsschäden und Mehraufwand sind ebenso im Entschädigungs-

verfahren zu behandeln. Eine entsprechende Entschädigung wird bei Vorliegen 

der Voraussetzungen gewährt.  

 

Der Einwendungsführer erklärt weiter, einer Versetzung der Strommasten 16a 

und 16b wieder auf das Grundstück 1159 müsse er aus Gründen der Beeinträch-

tigung der Bewirtschaftung widersprechen. Da gebe es andere Lösungen (z.B. 

Flur Nr. 1227).  

 

Eine Anpassung des Standorts wird vom Vorhabenträger im Rahmen der Aus-

führungsplanung vorgenommen. Eine Lösung wurde im Erörterungstermin zuge-

sagt (siehe auch Auflage A 4.7.4.16). Diese Einwendung wird berücksichtigt. 

Im Übrigen werden die Einwendungen zurückgewiesen. Insgesamt lässt sich 

feststellen, dass der Belang der Grundstücksinanspruchnahme im Rahmen der 

Abwägung sehr schwer wiegt, jedoch nicht dazu führt, dass diesem Belang an-

gesichts der überwiegenden Vorteile der Planung hier der Vorrang einzuräumen 

ist. 

2.4.3 Einwender P 3 

Die Einwender P 3 sind Anwohner im Wohngebiet „Am Schödelein“. Sie befürch-

ten eine Verletzung ihres grundgesetzlich geschützten Rechts auf körperliche 

und psychische Gesundheit, da ihrer Ansicht nach schädliche Umwelteinwirkun-

gen zu erwarten seien. Ein angemessenes Wohnen sei dort nach dem Bau der 

Anschlussstelle nicht mehr möglich. Das Problem der Lärmbelästigung werde nur 

von der OD Straas auf das Wohngebiet am Schödelein verlagert. Der Durch-

gangsverkehr durch Straas nehme aktuell schon ab und werde dies auch künftig 

tun. Die Verkehrszählungen seien veraltet. Münchberg sei schon jetzt überdurch-

schnittlich gut an die A 9 angebunden.   

 

Diese Einwendungen bezüglich Lärmeinwirkungen und – verlagerung sind oben 

im Zusammenhang mit dem Immissionsschutz unter Ziffer C 2.3.4.1.5 behandelt. 

Hierauf wird verwiesen. Für das Anwesen besteht zusätzlich noch ein Anspruch 

auf passiven Schallschutz. Auf Unterlage 17.1 wird hingewiesen.   

 

Des Weiteren wenden sie sich gegen die Inanspruchnahme der Ausgleichsfläche 
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„Aufforstung bei Straas“, wodurch Lebensraum für Tiere und der Naherholungs-

raum zerstört werde. Diese Einwendungen sind oben im Zusammenhang mit Na-

turschutz behandelt, vgl. Ziffer C 2.3.6.2.6.  

2.4.4 Einwender P4 

Einwender P 4 verlangt weitergehende Maßnahmen zum aktiven Lärmschutz. 

Die vorgesehenen Maßnahmen seien unzureichend.   

 

Diese Aspekte sind im Zusammenhang mit dem Verkehrslärmschutz oben unter 

C 2.3.4.1.5 abgehandelt. Hierauf wird verwiesen.  

2.4.5 Einwenderin P 5 

Die Einwenderin ist Eigentümerin und Verpächterin mehrerer Grundstücke, die 

in die Planung einbezogen wurden. Durch die Planung werde sie etwa 10.000 m² 

Land verlieren, was auch ihren landwirtschaftlichen Pächter stark belaste. Mit den 

zerstückelten Restflächen könne weder der Landwirt noch sie als Eigentümerin 

etwas anfangen. Die Anschlussstelle halte sie weiterhin generell für überflüssig. 

 

Für die Regulierung der unmittelbaren Folgen des planfestgestellten Vorhabens, 

wie z.B. Grundverlust usw., ist gemäß Art. 14 Abs. 3 GG, § 19 FStrG bzw. Art. 

40 BayStrWG das Entschädigungsverfahren vorgesehen. Die Planfeststellung 

hat insoweit Vorwirkung, d.h. sie lässt zwar den Rechtsentzug grundsätzlich zu, 

regelt aber den Rechtsübergang als solchen nicht. Das Entstehen einer unwirt-

schaftlichen Restfläche ist erst Folge des unmittelbaren Grundentzuges und so-

mit ebenfalls dem Entschädigungsverfahren vorbehalten. Soweit im Zuge der für 

die Baumaßnahmen notwendigen Flächeninanspruchnahmen unwirtschaftliche 

Restflächen - auch hier ist in Anbetracht der im vorliegenden Fall besonderen 

Beeinträchtigungen für die Landwirtschaft bei der Beurteilung ein großzügiger 

Maßstab anzulegen - entstehen, sind diese in den Grunderwerbsverhandlungen 

mit zu erwerben, soweit der jeweilige Eigentümer dies wünscht. Dabei ist auch 

die Zusammenlegung bzw. Arrondierung von Restflächen und deren anschlie-

ßende Bereitstellung als Tauschflächen anzustreben (siehe Auflage A 4.6.4). 

Die Einwendung zum fehlenden Bedarf der Anschlussstelle wird oben unter der 

Thematik „Planrechtfertigung“ Ziffer C 2.2 behandelt.   

Durch den Bau der AS Münchberg findet eine Entlastung der Straßen innerhalb 

der Stadt Münchberg, der Ortsteile Straas und Gottersdorf, eine Effektivitätsstei-

gerung der Süd-Umgehung und eine Verbesserung der Verkehrsqualität bei der 

Anschlussstelle Münchberg Nord statt. Auf die Unterlage 22.1 und 22.2 wird ver-

wiesen. 

2.4.6 Einwender P6 und P9 
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Die Einwender P6 und P9 wohnen in der Straße „Am Schödelein“ und sind Ei-

gentümer einiger Gebäude und land- bzw. forstwirtschaftlicher Flächen im Um-

feld.  

Sie sehen ihre Grundrechte bedroht, halten die Maßnahme für unnötig, sie bringe 

mehr Nachteile für Mensch und Natur als Nutzen. Ein umfangreicher Varianten-

vergleich werde vermisst, Flächenverbrauch, Immissionen und der Eingriff in 

Wasserhaushalt und Umwelt sprächen für einen Verzicht auf die Maßnahme. 

 

Zur Planrechtfertigung wird auf die obigen Ausführungen unter Ziffer C 2.2 ver-

wiesen. Die Verkehrsuntersuchung wurde 2017 erstellt, im Jahr 2019 um eine 

Verkehrsbefragung (Quell- und Zielverkehr) erweitert und 2021 wurde die Ver-

kehrsprognose unter Betrachtung der zurückgehenden Verkehrszahlen ange-

passt. Die Ergebnisse sind in der Unterlage 22.1 dargestellt und aus Sicht der 

Planfeststellungsbehörde weiterhin belastbar. Durch den Bau der AS Münchberg 

findet eine Entlastung der Straßen innerhalb der Stadt Münchberg, Straas und 

Gottersdorf, eine Effektivitätssteigerung der Süd-Umgehung und eine Erhöhung 

der Verkehrsqualität bei der Anschlussstelle Münchberg Nord statt (s.a. Unter-

lage 22.1 und 22.2). 

Die Festlegung der geplanten Lärmschutzmaßnahmen wurde nach der 16. BIm-

SchV i. V. m. dem § 43 BImSchG durchgeführt. Passive Lärmschutzmaßnahmen 

werden dann vorgesehen, wenn aktive Lärmschutzmaßnahmen nicht ausreichen 

oder nicht möglich sind bzw. ihre Kosten außer Verhältnis zum angestrebten 

Schutzzweck stehen. In der Lärmberechnung wurden alle Wohngebäude im Be-

reich „Am Schödelein“ berücksichtigt. Leerstehende Grundstücke bzw. Landwirt-

schafts- oder Waldflächen werden bei Lärmberechnungen nicht berücksichtigt. 

Die geplanten aktiven Maßnahmen sorgen für eine Verbesserung der bestehen-

den Situation. Darüber hinaus besteht noch ein Anspruch auf passive Schall-

schutzmaßnahmen (siehe Unterlagen 17.1).  

Die sonstigen Einwendungen sind mit den Ausführungen anderer Einwender 

identisch. Zur Vermeidung von Wiederholungen wird daher nach oben verwie-

sen. 

2.4.7 Einwender P7 

Der Einwender P 7 wendet sich aus Gründen des Verkehrslärmschutzes, des 

Naturschutzes und der Naherholung, der Beeinträchtigung der Waldfläche „Auf-

forstung bei Straas“ sowie der weißen Rehe und anderer Wildtiere, der Verände-

rung des Wander- und Feldwegenetzes, des Flächenverbrauchs und des seiner 

Ansicht nach fehlenden Bedarfs grundsätzlich gegen die neue Anschlussstelle. 

Dies Aspekte wurden oben jeweils im thematischen Zusammenhang erörtert. 

Hierauf wird jeweils verwiesen. Der Einwender wohnt im Wohngebiet „Am Schö-

delein“, an seinem Anwesen kommt es jedoch zu keiner wesentlichen Änderung 
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und die Immissionsgrenzwerte werden mit den geplanten Maßnahmen nicht 

überschritten. Hierzu vgl. Unterlage 17.1.   

2.4.8 Einwender P 8  

Die Einwendung P 8 zur Änderung der Anbindung der Rampen an die B 289 

unter Verzicht auf zwei Lichtsignalanlagen wurde im Zusammenhang mit der Va-

riantenprüfung oben unter C 2.3.2.4 behandelt.    

2.4.9 Einwender P 10 

Die Einwender P 10 wohnen im Wohngebiet „Am Schödelein“. Sie wenden sich 

aus Gründen des Verkehrslärmschutzes, des Naturschutzes und der Naherho-

lung, der Beeinträchtigung der Waldfläche „Aufforstung bei Straas“ sowie der wei-

ßen Rehe und anderer Wildtiere und aufgrund des ihrer Ansicht nach fehlenden 

Bedarfs grundsätzlich gegen die neue Anschlussstelle. Dies Aspekte wurden 

oben jeweils im thematischen Zusammenhang erörtert. Hierauf wird jeweils ver-

wiesen.  

 

Die Lärmimmissionen wurden gemäß 16. BImSchV berechnet. Durch die gewähl-

ten aktiven Lärmschutzmaßnahmen wird bereits eine Verbesserung der Situation 

herbeigeführt. Zusätzlich besteht für ihr Anwesen noch ein Anspruch auf passi-

ven Lärmschutz. Hierzu wird auf Unterlage 17.1 verwiesen.  

2.4.10 Einwender P 11 und P 15 

Die Einwender P 11 und P 15 wohnen im Wohngebiet „Am Schödelein“. Auch sie 

wenden sich u.a. aus Gründen des Verkehrslärmschutzes, des Naturschutzes 

und der Naherholung, des Flächenverbrauchs, der Beeinträchtigung der Wald-

fläche „Aufforstung bei Straas“ sowie der weißen Rehe und anderer Wildtiere und 

aufgrund des ihrer Ansicht nach fehlenden Bedarfs grundsätzlich gegen die neue 

Anschlussstelle. Dies Aspekte wurden oben jeweils im thematischen Zusammen-

hang erörtert. Hierauf wird jeweils verwiesen.   

Die Lärmimmissionen wurden gemäß 16. BImSchV berechnet. Durch die geplan-

ten Lärmschutzmaßnahmen werden die Immissionswerte im Bereich „Am Schö-

delein“ verringert. An ihrem Anwesen kommt es zu keiner wesentlichen Änderung 

und die Immissionsgrenzwerte werden mit den geplanten Maßnahmen nicht 

überschritten.  

2.4.11 Einwender P 12 

Die Einwender P 12 wohnen im Wohngebiet „Am Schödelein“. Auch sie wenden 

sich u.a. aus Gründen des Verkehrslärmschutzes, des Naturschutzes und der 

Naherholung, der Beeinträchtigung der Waldfläche „Aufforstung bei Straas“ so-

wie der weißen Rehe und anderer Wildtiere, der Beeinträchtigung des Teichge-

wässers und aufgrund des ihrer Ansicht nach fehlenden Bedarfs grundsätzlich 
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gegen die neue Anschlussstelle. Dies Aspekte wurden oben jeweils im themati-

schen Zusammenhang erörtert. Hierauf wird jeweils verwiesen.   

 

Die Lärmimmissionen wurden gemäß 16. BImSchV berechnet. Durch die gewähl-

ten aktiven Lärmschutzmaßnahmen wird bereits eine Verbesserung der Situation 

herbeigeführt. Zusätzlich besteht für ihr Anwesen noch ein Anspruch auf passi-

ven Lärmschutz. Hierzu wird auf Unterlage 17.1 verwiesen. 

2.4.12 Einwender P 13 

Der Einwender ist Eigentümer bzw. Miteigentümer eines Wohnhauses in der 

Stammbacher Straße. Die Grundstücke grenzen stadtauswärts an die St 2194 im 

Bereich zwischen „Aralkreisel“ und Kreisel Straas/B 289. Die Umlagerungswir-

kung des Verkehrs bewirkten dort schon jetzt eine Verkehrssteigerung, der Ver-

kehr würde durch die Anschlussstelle weiter zunehmen. Diese Zusatzbelastung 

wirke sich wertmindernd auf die anliegenden Wohngebäude aus, sei unter den 

geschilderten Umständen sehr wohl erheblich und vor allem aus gesundheitli-

chen Gründen nicht hinzunehmen. Er verweist auf die Darstellung in Planunter-

lage 22.1, Plan 4a, die eine Zunahme des Verkehrs in diesem Bereich um 400 

Kfz/24 h darstellt. Allerdings vergleicht diese Unterlage die Verkehrszunahme 

zum Prognose-Nullfall (Plan 2) mit der Variante „B289“ (Plan 3 und 3a) bzw. mit 

der Variante „B289 und AS bei Münchberg“ (Plan 4 und 4a). Die dargestellte Zu-

satzbelastung ist daher nicht allein der geplanten Anschlussstelle anzulasten. 

Der Immissionsort liegt außerhalb der Isophonenlinie 59/49 dB(A) der A9 (Unter-

lage 7).   

 

Die Anschlussrampen beeinträchtigen seiner Ansicht nach das Landschaftsbild, 

der Abfluss der Luftschadstoffe werde zudem behindert.   

Diese Einwendungen werden zurückgewiesen. Mit dem Bauvorhaben findet eine 

Neugestaltung des Landschaftsbildes statt, wobei die Straße durch eine land-

schaftsgerechte Planung und Bepflanzung weitgehend in die Landschaft einge-

bunden werden kann. Eine zusätzliche Belastung durch Lärm oder Luftschad-

stoffe, hervorgerufen durch die Autobahn ist nicht zu erwarten, siehe oben unter 

C 2.3.4. Für zusätzliche Maßnahmen abseits der Autobahn gibt es keine gesetz-

lichen Grundlagen . 

 

Der Einwender trägt weiterhin vor, über den vor Lückenschluss viel begangenen 

Verbindungsweg MÜB-Poppenreuther Mühle-Poppenreuth sei über die Talsenke 

die Erholungslandschaft westlich der A9 zu erreichen gewesen (Gräbigholz, Stra-

asberggebiet, Ortsverbindungsweg Poppenreuth-Straas u.v.a.mehr.) Dieser 

„Mühlweg“ sei beim Lückenschluss ohne Querungshilfe (Durch- oder Übergang) 

unterbrochen worden. Er erwarte, dass im Fall eines A9-Anschlusses die Unter-

brechung in für Personen und Wildtiere geeigneter Weise beseitigt und insbeson-

dere im Bereich der Rampe Ost nicht noch zusätzlich verhindert wird.   

 

Für unterbrochene Feldwege ist eine Umverlegung bzw. neue Verbindung ge-
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plant. Eine durchgehende Wegeverbindung zwischen Münchberg und der Pop-

penreuther Mühle ist auch nach dem Lückenschluss vorhanden und wird auch 

nach dem Bau der AS bei Münchberg gewährleistet. Hierzu werden zur sicheren 

Querung der geplanten Knotenpunkte Rampe-B289 Lichtsignalanlagen vorgese-

hen.  

Zum Alternativvorschlag eines von der B 289 westlich entlang der A 9 zur An-

schlussstelle Münchberg-Süd führenden Zubringers vgl. oben unter Ziff. C 

2.3.4.2. Der Bau einer 3 km langen Umgehung würde einen wesentlich größeren 

Eingriff in Natur und Umwelt darstellen als der Bau der Anschlussstelle. Zudem 

wäre durch den Bau dieser Strecke mit mehr Betroffenheiten zu rechnen.  

 

2.4.13 Einwender P14 

Die Einwender P 14 wehren sich gegen die Inanspruchnahme der als Ausgleichs-

fläche vorgesehenen Flurnr. 896 Gemarkung Kleinlosnitz. Diese werde derzeit 

landwirtschaftlich genutzt und sei 2024 im Flächenstilllegungsprogramm aufge-

führt. Da sich das Grundstück unterhalb bereits bepflanzter Ausgleichsflächen 

befindet, wären sie alternativ bereit das Grundstück Flur Nr. 896 abzugeben, 

wenn ihnen als Tausch eine Fläche in Betriebsnähe zur Verfügung gestellt wer-

den würde.  

 

Zur fachlichen Notwendigkeit der Inanspruchnahme des Flurstücks als Aus-

gleichsfläche vgl. oben die Ausführungen zu P1 entsprechend. Eventuelle nega-

tive förderrechtliche Konsequenzen werden vom Vorhabenträger ausgeglichen 

(vgl. Auflage A 4.5.6).   

Bei Fragen von Tauschflächen handelt sich um eine Entschädigungsfrage, die 

nicht im Rahmen dieses Planfeststellungsverfahrens, sondern im nachfolgenden 

Entschädigungsverfahren zu behandeln ist.  

 

2.5 Gesamtabwägung  

Abschließend und zusammenfassend lässt sich feststellen, dass das Vorhaben 

unter Berücksichtigung aller im Verfahren bekannt gewordenen öffentlichen und 

privaten Belange zugelassen werden kann. Den für das Vorhaben sprechenden 

Belangen wird insoweit der Vorrang eingeräumt, denn die in der Planung und 

auch in diesem Beschluss aufgezeigten positiven Auswirkungen, nämlich die 

Verbesserung der Verkehrssicherheit im Bereich der Anschlussstelle Münch-

berg-Nord sowie im Bereich der Ortsdurchfahrt Straas, erscheinen in ihrer Ge-

samtheit als für das Allgemeinwohl unverzichtbar.   

 

Unüberwindliche Hindernisse oder Verstöße gegen zwingendes Recht sind nicht 

ersichtlich. Gesetzliche Optimierungsgebote sind beachtet worden. Unter Beach-
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tung aller Umstände ist keine Alternative ersichtlich, die sich bei gleicher Ver-

kehrswirksamkeit (regelkonform, sicher und bedarfsgerecht) gegenüber der plan-

festgestellten Variante als vorzugswürdig darstellen würde.  

 

Die mit unterschiedlichem Gewicht gegen das Vorhaben sprechenden öffentli-

chen und privaten Belange sowie die Umweltauswirkungen des Vorhabens konn-

ten durch verschiedene Regelungen, die dem Vorhabenträger aufzuerlegen wa-

ren, und durch diverse Zusagen des Vorhabenträgers derart abgemildert werden, 

dass unter Berücksichtigung dieses Gesichtspunktes die Planungsentscheidung 

zugunsten des Bauvorhabens ausgewogen erscheint und die entscheidungser-

heblichen Konflikte gelöst sind. 

Der vorgelegte Plan ist damit in der mit diesem Beschluss festgelegten Form 

auch unter Berücksichtigung der der hierzu eingebrachten Ergänzungs- und Al-

ternativvorschläge unter allen Gesichtspunkten ausgewogen. 

Das Vorhaben wird zugelassen, da es im Interesse des öffentlichen Wohls unter 

Beachtung der Rechte Dritter im Rahmen der planerischen Gestaltungsfreiheit 

vernünftigerweise geboten ist. Die verbindlich festgestellte Straßenplanung ent-

spricht den Ergebnissen der vorbereitenden Planung, ist auch im Hinblick auf die 

enteignungsrechtliche Vorwirkung gerechtfertigt, berücksichtigt die in den Stra-

ßengesetzen und anderen gesetzlichen Vorschriften zum Ausdruck kommenden 

Planungsleitsätze, Gebote und Verbote und entspricht schließlich den Anforde-

rungen des Abwägungsgebotes.  

3 Begründung der wasserrechtlichen Erlaubnisse 

Eine Ausnahme von der Konzentrationswirkung eines Planfeststellungsbe-

schlusses bilden die wasserrechtlichen Erlaubnisse und Bewilligungen (§ 19 Abs. 

1 WHG). Die für die Verwirklichung des Vorhabens erforderlichen Erlaubnisse 

werden daher unter Ziffer A 5 gesondert ausgesprochen. 

Die Einleitung von Oberflächenwasser in oberirdische Gewässer bzw. dessen 

zielgerichtete Versickerung in den Untergrund stellt eine Gewässerbenutzung dar 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG), die gemäß § 8 Abs.1 WHG der behördlichen Erlaubnis 

bedarf. Eine Erlaubnis gewährt die widerrufliche Befugnis, ein Gewässer zu ei-

nem bestimmten Zweck in einer nach Art und Maß bestimmten Weise zu benut-

zen (§ 10 Abs. 1, § 18 Abs. 1 WHG). Besteht hierfür ein öffentliches Interesse 

(oder ein berechtigtes Interesse des Gewässerbenutzers), so kann die Erlaubnis 

als gehobene Erlaubnis erteilt werden (§ 15 WHG). 

Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn schädliche, auch durch Nebenbestimmun-

gen nicht vermeidbare bzw. nicht ausgleichbare Gewässerveränderungen zu er-

warten sind oder andere Anforderungen nach öffentlich-rechtlichen Vorschriften 

nicht erfüllt werden (§ 12 Abs. 1 WHG). Schädliche Gewässerveränderungen 

sind Veränderungen von Gewässereigenschaften, die das Wohl der Allgemein-

heit, insbesondere das Interesse der Trinkwasserversorgung, beeinträchtigen 
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oder die nicht den Anforderungen entsprechen, die sich aus dem WHG, aus auf 

Grund des WHG erlassenen oder aus sonstigen wasserrechtlichen Vorschriften 

ergeben (§ 3 Nr. 10 WHG). Der Begriff des Wohls der Allgemeinheit ist in diesem 

Zusammenhang weit zu verstehen. Unabhängig von konkreten Nutzungsabsich-

ten oder Bewirtschaftungszielen sollen schädliche Verunreinigungen ebenso wie 

sonstige nachteilige Veränderungen der physikalischen, chemischen oder biolo-

gischen Beschaffenheit des Wassers verhütet werden, damit dieses äußerst sen-

sible Umweltmedium über den gegenwärtigen Bedarf hinaus als intaktes Trink-

wasserreservoir auch für die Zukunft erhalten bleibt. Eine Erlaubnis für das Ein-

leiten von Abwasser in Gewässer darf zudem nur erteilt werden, wenn sämtliche 

Anforderungen nach § 57 WHG erfüllt sind. Die Menge und Schädlichkeit des 

Abwassers muss so geringgehalten werden, wie dies bei Einhaltung der jeweils 

in Betracht kommenden Verfahren nach dem Stand der Technik möglich ist (§ 57 

Abs. 1 Nr. 1 WHG). Außerdem muss die Einleitung gemäß § 57 Abs. 1 Nr. 2 

WHG mit den Anforderungen an die Gewässereigenschaften und sonstigen 

rechtlichen Anforderungen vereinbar sein. Weiterhin sind nach § 57 Abs. 1 Nr. 3 

WHG diejenigen Abwasseranlagen oder sonstige Einrichtungen zu errichten und 

zu betreiben, die erforderlich sind, um die Einhaltung der genannten Anforderun-

gen sicherzustellen. Nach § 60 Abs. 1 Satz. 1 WHG sind Abwasseranlagen so 

zu errichten, zu betreiben und zu unterhalten, dass die Anforderungen an die 

Abwasserbeseitigung eingehalten werden. Nach § 60 Abs.1 S. 2 WHG dürfen 

Abwasseranlagen nur nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik er-

richtet, betrieben und unterhalten werden. Nach§ 61 WHG in Verbindung mit der 

EÜV bestehen bei Abwassereinleitungen und Abwasseranlagen Selbstüberwa-

chungspflichten. Darüber hinaus steht die Erteilung der Erlaubnis gemäß § 12 

Abs. 2 WHG im pflichtgemäßen Ermessen der zuständigen Behörde.  

Für die im Rahmen der Bestandsstrecke der A 9 bestehenden Einleitungen wur-

den die erforderlichen Erlaubnisse seinerzeit im Planfeststellungsbeschluss Az. 

225-4354.10-9/96 vom 12.12.1997, dort unter III Nr. 1. Über die Änderung der 

bestehenden Erlaubnis entscheidet ebenfalls die Regierung von Oberfranken (§ 

19 Abs. 1 WHG).   

 

Das vom Umbau betroffene Teilstück der Ortsumgehung Münchberg (B 289) 

wurde mit Planfeststellungsbeschluss vom 19.02.2014 Az. 32-4354.20-1/2011 

genehmigt. Auch die darin unter Ziffer 3.2 erteilten wasserrechtlichen Erlaubnisse 

werden durch diesen Bescheid z.T. abgeändert. 

Gegenstand der hier zu erteilenden Erlaubnis sind folgende Einleitungen: 

Einleitungs-

stelle (E) 

Bau-km Vorfluter Einleitungs-

menge  

(r 15, n=1) 

[l/s] Q Dr 

Vorbehand-

lung/ Rück-

haltung 
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E1 B 289, 1+040 

links 

Pulschnitz 155 ja / ja 

E2 B 289, 0+972 

links 

Pulschnitz 7 nein / nein 

 

Unter Berücksichtigung dieser Vorgaben können die Gestattungen (Einleitungs-

stellen E 1 und E 2) gemäß §§ 12, 15, 55 und 57 WHG in der Form der gehobe-

nen Erlaubnis erteilt werden. Bei Beachtung der unter Ziffer A 5.3 angeordneten 

Auflagen, insbesondere im Hinblick auf die geforderten Rückhalte- und Vorreini-

gungseinrichtungen, auf den Betrieb und zum Unterhalt der Anlagen, sind Beein-

trächtigungen des öffentlichen Wohls sowie Rechtsbeeinträchtigungen und 

Nachteile für Dritte nicht zu erwarten. Die Auflagen beruhen auf § 13 WHG. Die 

Wasserrechtsbehörde (Landratsamt Hof) hat das Einvernehmen gemäß § 19 

Abs. 3 WHG erteilt.   

Nach § 13 Abs. 1 WHG steht die wasserrechtliche Erlaubnis, solange sie Be-

stand hat, unter dem gesetzlichen Vorbehalt nachträglicher Anordnungen. Nach-

trägliche Anordnungen, d. h. nachträgliche Inhalts- und Nebenbestimmungen, 

sind auch nach dem Wirksamwerden der ursprünglichen Erlaubnis möglich. Die 

Erlaubnis ist ohnehin gem. § 18 Abs. 1 WHG frei widerruflich. Dies ermöglicht, 

nachträgliche Anforderungen als milderes behördliches Mittel festzusetzen. Der 

Gewässerbenutzer genießt von vornherein keinen Bestands- oder Vertrauens-

schutz. Da der Auflagenvorbehalt kraft Gesetzes für die Erlaubnis gilt, braucht er 

nicht in den Planfeststellungsbeschluss aufgenommen werden. 

Auch wenn nachträgliche Inhalts- und Nebenbestimmungen auf der Grundlage 

von § 13 Abs. 1 WHG angeordnet werden können, bietet die Befristung der ge-

hobenen Erlaubnis die Möglichkeit, neue Erkenntnisse zum Umwelt- und Gewäs-

serschutz, zur Reinigung oder zur Gewässerbelastung nicht nur grundsätzlich 

einzubringen, sondern dies regelmäßig, geordnet und auch für den Vorhabenträ-

ger planbar tun zu können. Da die Erfahrung zeigt, dass der Straßenbaukörper 

des auf Dauer angelegten Vorhabens binnen 20 bis 40 Jahren ohnehin einer 

grundhaften Instandhaltung zuzuführen sein wird, erscheint vorliegend eine Be-

fristung auf 30 Jahre angemessen (§ 12 Abs. 2 WHG, Art. 36 Abs. 2 Nr. 1 

BayVwVfG, Art. 40 BayVwVfG). Die Befristung orientiert sich an der Vorgabe der 

Nr. 2.1.8.2 VVWas und liegt damit noch im Rahmen der allgemein bei vergleich-

baren Gewässerbenutzungen geübten Praxis.  

Die Gestattung wird gemäß § 15 Abs. 1 WHG in der Form der gehobenen Er-

laubnis erteilt, da für die Gewässerbenutzungen ein öffentliches Interesse, bzw. 

zumindest ein berechtigtes Interesse des Vorhabenträgers besteht. Es liegt im 

öffentlichen Interesse, die infolge des auf Dauer angelegten Betriebs der An-

schlussstelle Münchberg-Mitte erforderlichen Gewässerbenutzungen durch den 

Vorhabenträger gegenüber privatrechtlichen Ansprüchen verstärkt abzusichern. 
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Zusammenfassend ist festzuhalten, dass entwässerungsbedingt weder eine qua-

litative Verschlechterung der Gewässergüte noch eine merkliche Abflussver-

schärfung zu erwarten ist. 

Eine Bauwasserhaltung ist den Planunterlagen zufolge nicht vorgesehen. Eine 

Entscheidung hierüber ist daher nicht veranlasst. Soweit im Zuge der Bauaus-

führung wider Erwarten dennoch eine zeitlich befristete Grundwasserhaltung not-

wendig wird, muss die hierfür notwendige beschränkte wasserrechtliche Erlaub-

nis vom Vorhabenträger rechtzeitig vorher bei der zuständigen Behörde bean-

tragt werden. Für diesen Fall müssen die für die Beurteilung notwendigen Unter-

lagen über Absenktiefe, Ableitungsmenge und vorgesehener Einleitungsstelle 

vorgelegt werden. Eine vorgriffsweise oder vorsorgliche Erteilung dieser Erlaub-

nis wird von der Planfeststellungsbehörde in gegebenen Fall nicht für erforderlich 

gehalten, da die Wahrscheinlichkeit eines Grundwassereingriffs und damit einer 

Grundwasserhaltung relativ gering ist. 

4 Begründung der straßenrechtlichen Verfügungen  

Die Einziehung und die Widmung der von der Planung betroffenen Straßen und 

Wege folgen bezüglich der Autobahnrampen und bezüglich der B 289 aus § 2 

FStrG, bezüglich der öffentlichen Feld- und Waldwege aus Art. 6 Abs. 6, Art. 8 

Abs. 5 BayStrWG, soweit nicht Art. 6 Abs. 8 oder Art. 8 Abs. 6 BayStrWG ein-

greifen. Auf die Ausführungen in den Planunterlagen, insbesondere Planunter-

lage 12 sowie das Regelungsverzeichnis wird ergänzend verwiesen.   

 

Das Fernstraßen-Bundesamt hat mit Schreiben Az. S2/03-05-02-

05#00100#0006 vom 04.04.2025 das Einverständnis zum Widmungskonzept im 

Rahmen der Planfeststellung erteilt. 

Eine evtl. Abstufung der St 2194 zwischen dem Kreisverkehrsplatz B 289/St2194 

und der Anschlussstelle Münchberg-Süd zur Kreisstraße (Abschnitt 385 und 400 

der St 2194) kann in diesem Planfeststellungsbeschluss nicht verfügt werden, da 

eine solche nicht beantragt ist. Eine spätere Abstufung bleibt nicht ausgeschlos-

sen, setzt dann aber ein gesondertes Umstufungsverfahren voraus. Die Abstu-

fung würde voraussetzen, dass der südliche Abschnitt der St 2194 seine Ver-

kehrsbedeutung für den überregionalen und weiträumigen Verkehr vollständig 

verliert. 

5 Kostenentscheidung 

Die Entscheidung über die Kosten stützt sich auf Art. 1 Abs. 1 und Art. 2 Abs. 1 

KG. Gebühren und Auslagen sind vorliegend nicht zu erheben. Dies ergibt sich 

bereits aus dem Wortlaut von § 3 Abs. 3 Satz 2 FStrBAG, in dem geregelt ist, 

dass „das jeweilige Land... seine Kosten trägt“. Diese Regelung entspricht zu-

gleich auch der verfassungsrechtlichen Ausgabenzuordnung, da die Planfest-

stellung im Auftrag des Bundes durchgeführt wird (Art. 143e Abs. 1 und 3 GG) 
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und die den Ländern entstehenden Verwaltungsausgaben nach Art. 104a Abs. 5 

GG von diesen selbst zu tragen sind. 
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Rechtsbehelfsbelehrung 

 
Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb eines Monats nach seiner 
Zustellung Klage beim 
 

Bayerischen Verwaltungsgerichtshof in München, 
Postfachanschrift: Postfach 34 01 48, 80098 München, 

Hausanschrift: Ludwigstraße 23, 80539 München, 
 
schriftlich oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form 
erhoben werden. 
Der Kläger muss sich durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen. Welche 
Bevollmächtigten dafür zugelassen sind, ergibt sich aus § 67 der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO). Die Klage muss den Kläger, den Beklagten 
(Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen 
bestimmten Antrag enthalten. Der angefochtene Planfeststellungsbeschluss soll in Abschrift 
beigefügt werden.. 
 
Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sind innerhalb einer Frist 
von zehn Wochen ab Klageerhebung anzugeben. Erklärungen und Beweismittel, die erst 
nach dieser Frist vorgebracht werden, können durch das Gericht zurückgewiesen werden. 
Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt 
werden. 
Die Erhebung der Klage durch einfache E-Mail ist nicht zulässig. Nähere Informationen zur 
elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der 
Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de). 
 
Seit dem 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich 
elektronisch einreichen . 
 
 

Hinweis zur sofortigen Vollziehbarkeit: 
 
Die Anfechtungsklage Dritter gegen diesen Planfeststellungsbeschluss hat, da er die Zulas-
sung eines Vorhabens betreffend einen Bundesverkehrsweg zum Gegenstand hat, keine 
aufschiebende Wirkung (§ 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3a VwGO). Der Antrag auf Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung nach § 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO kann nur innerhalb eines Monats 
nach der Zustellung des Planfeststellungsbeschlusses bei dem o.g. Gericht (Bayerischer 
Verwaltungsgerichtshof, München) gestellt und begründet werden. 
 
 
 
gez. 
 
Uebelhoer 
Ltd. Regierungsdirektor 
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